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Konrad Seitz

Die internationale Rohstoffpolitik

Rückblick und Ausblick

Am 20. März 1979, u 2m .00 Uhr morgens, ei-
nigten sich in Genf die über 100 Delegierten 
der Entwicklungsländer, der westlichen Indu-
strieländer und der sozialistischen Industrie-
länder über die Grundelemente eines Gemein-
samen Rohstoffonds. Im umstrittensten Be-
reich der UNCTAD (United Nations Confe-
rence for Trade and Development)-Rohstoff- 
verhandlungen war nach dreimaligem vergeb-
lichen Anlauf der Durchbruch erreicht. Der 
Grundstein zu jener Institution war gelegt, 
von der zu Anfang der Verhandlungen die 
Entwicklungsländer das Heil erhofften, die 
Industrieländer das Schlimmste befürchteten.

Nirgends waren die Befürchtungen größer ge-
wesen als in der Bundesrepublik Deutschland. 
Am deutschen und amerikanischen Wider-
stand gegen einen Gemeinsamen Fonds wäre 
im Mai 1976 beinahe die IV. Welthandels- und 
Entwicklungskonferenz in Nairobi gescheitert. 
Und als schließlich im letzten Augenblick die 
deutsche Delegation der UNCTAD-Resolution 
93/IV und damit der Aufnahme von Verhand-
lungen über ein Integriertes Rohstoffpro-
gramm und einen Gemeinsamen Fonds zu-
stimmte, da wurden die Heimkehrer von der 
Presse mit Balkenüberschriften empfangen 
wie: „Tödliches Rezept für eine permanente 
Wirtschaftskrise" (Die Zeit) oder „Des freien 
Marktes Grabgesang" (Die Welt).

Die Rohstoffprobleme der Entwicklungsländer

Vor dem Rückblick auf die internationale Roh-
stoffpolitik von der Ölkrise 1973 bis zur Eini-
gung über einen Gemeinsamen Fonds 1979 
seien zuerst die Probleme vergegenwärtigt, 
die dieser Politik zugrunde liegen: Die meisten 
Entwicklungsländer sind für ihre Ausfuhren — 
auch wenn einigen von ihnen in den letzten 
Jahren der Durchbruch im Industriegüterex-
port gelungen ist — nach wie vor von Roh-
stoffen, ja nicht selten von einem einzigen 
Rohstoff abhängig1). Diese Abhängigkeit 
bringt schwerwiegende Probleme mit sich:

2) Im einzelnen vgl. dazu Dragoslav Avramovi, 
Common Fund: Why and of What Kind?, in: Jour-
nal of World Trade Law, Sept./Oct. 1978, S. 376 ff.

1) Einschließlich Ol stammen über 80 Prozent der 
Exporteinnahmen der Entwicklungsländer aus Roh-
stoffexporten, ohne O1 sind es rd. zwei Drittel. Dies 
sind Durchschnittszahlen. Für die meisten Entwick-
lungsländer haben Rohstoffausfuhren — auch wenn 
man von den Olländern absieht — einen Anteil zwi-
schen 75 und 90 Prozent an den Gesamtausfuhren.

Das Problem, das zuerst in die Augen fällt, ist 
die Instabilität der Rohstoifpreise. So schwank-
ten an den Londoner Warenbörsen zwischen 
Mitte 1972 und Ende 1974 der Zuckerpreis um 
über 900 Prozent, der Kakaopreis um über 400 
Prozent, der Kupferpreis um fast 250 Prozent. 
Diese Zahlen geben den Abstand jeweils zwi-
schen Höchst- und Mindestpreis an. Aber 
auch wenn man die Schwankungen der jähr-
lichen Durchschnittspreise um den Markttrend 
betrachtet, bleiben die Amplituden groß — bis 
zu 50 Prozent zu beiden Seiten des Trends.

In Sambia z. B. trägt der Kupferbergbau .25 
Prozent zum Bruttoinlandsprodukt, 90 Prozent 
zum Export und 50 Prozent zu den Haushalts-
einnahmen bei. Es ist vorstellbar, was es für 
die Volkswirtschaft dieses Landes bedeutet, 
wenn der Kupferpreis innerhalb eines Jahres 
von über 1 400 Pfund pro Tonne auf rd. 500 
Pfund stürzt, wie dies 1974/75 geschah.

Die meisten Entwicklungsländer haben über-
dies nicht die finanzielle Kraft, um für ihre 
Rohstoffverkäufe auf den richtigen Augen-
blick zu warten. Dringend angewiesen auf 
Deviseneinnahmen, sind sie oft gezwungen, in 
fallende Märkte hinein zu verkaufen und die 
Preise noch weiter in die Tiefe zu treiben. Um-
gekehrt können sie bei steigenden Preisen das 
Angebot nicht zurückhalten, um von dem gün-
stigen Trend voll zu profitieren. Einkommens-
verluste bei fallenden Preisen und Einkom-
mensgewinne bei steigenden Preisen gleichen 
sich so nicht aus. Die Durchschnittspreise, die 
die Entwicklungsländer erhalten, liegen unter 
den Weltmarktpreisen. Zwischen 1971 und 
1975 etwa betrugen sie nur 85 Prozent der 
Weltmarktpreise 2).

Zum Problem der Preisschwankungen kommt 
ein zweites: Die Rohstoffexporte der Entwick-
lungsländer steigen unterproportional zum 
Wachstum des Welthandels.

Bei Nahrungs- und Genußmitteln ist in den 
westlichen Verbraucherländern ein gewisser 
Sättigungsgrad erreicht; die Nachfrage wächst 
nur noch langsam oder stagniert sogar. Durch 
Importschranken und Subvention der Eigen-



Produktion haben die Industrieländer zudem 
insbesondere bei Nahrungsmitteln den Selbst-
versorgungsgrad gesteigert und z. T. sogar er-
reicht und überschritten; Überschüsse werden 
zu Dumping-Preisen am Weltmarkt abgesetzt 
und verderben Absatzchancen und Preise der 
Entwicklungsländer3). Bei Industrierohstoffen 
andererseits wird das Nachfragewachstum 
durch die Entwicklung synthetischer Ersatz-
produkte und rohstoffsparender Verfahren ge-
dämpft.

Das ungenügende Mengenwachstum der Roh-
stoffexporte der Entwicklungsländer verbindet 
sich mit der Verschlechterung der Austausch-
verhältnisse bei vielen, vorwiegend agrari-
schen Ro 4hstoffen ).

Während in den Industrieländern die Gewerk-
schaften Lohnerhöhungen durchsetzen kön-
nen, die oft sogar über die Produktivitätsfort-
schritte hinausgehen, steigt in den Entwick-
lungsländern angesicht einer — immer größer 
werdenden — „Reservearmee" von Arbeitslo-
sen das reale Lohnniveau nur langsam. Ja, in 
den Teeplantagen und in den juteerzeugenden 
Regionen Asiens sind die Reallöhne in den 
beiden letzten Jahrzehnten sogar gefallen.

Die Industrieländer also behalten nicht nur die 
Produktivgewinne für sich, sondern treiben 
darüber hinaus die Fertigwarenpreise infla-
tionär in die Höhe. Die rohstoffproduzierenden 
Entwicklungsländer andererseits geben ihre 
Produktionsgewinne zumindest teilweise an 
die Industrieländer weiter. Das relative Ab-
sinken der agrarischen Exportpreise der Ent-
wicklungsländer geht dabei von einem Preis-
niveau aus, das schon in der Vergangenheit 
durch unerträglich niedrige Löhne bestimmt 
war. In der Mitte der siebziger Jahre lagen die 
Löhne auf den Plantagen Asiens und Afrikas 
zwischen 50 Cent und 1,20 US-Dollar pro 
Tag. Die Tageslöhne der Industriearbeiter in 
den führenden Industrieländern dagegen la-
gen im Durchschnitt bei 50 US-Dollar 5).

3) Die EG z. B. autorisierte für das Produktionsjahr 
1977/78 Zuckerexporte in Höhe von fast 3 Mio t. 
Die aufzubringende Subvention pro Tonne war 
rund doppelt so hoch wie der Weltmarktpreis.
4) Nach Berechnungen der Weltbank (34 Rohstoffe) 
und der UNCTAD (28 Rohstoffe) sanken zwischen 
1953 und 1972 die Rohstoffpreise relativ zu den In-
dustriegüterpreisen durchschnittlich um 2,2 Prozent 
pro Jahr; siehe UNCTAD Sekretariat „Indexation", 
Genf 7. 7. 1975, Dokument TD/B/563. — Die An-
nahme der Verschlechterung der Terms of Trade 
der Rohstoffexporteure ist allerdings, aber wohl zu 
Unrecht, umstritten. Eine nichtveröffentlichte Stu-
die, die eine Gruppe von Ökonomen unter Leitung 
von Hendrick Houthakker (Harvard) 1975 für 
UNCTAD erstellte, kam zu dem Ergebnis, daß es 
zwischen 1945 und 1975 keine Verschlechterung gab. 
5) Siehe Avramovic, a. a. O., S. 383.

Unterproportionale Zunahme des Exportvolu-
mens und relativ sinkende Preise hatten zur 
Folge, daß sich der Anteil der Rohstoffe am 
Welthandel verringerte. Und mit dem Anteil 
der Rohstoffe ging auch der Anteil der Ent-
wicklungsländer am Welthandel zurück — 
von 21,8 Prozent im Jahre 1953 auf 13 Pro-
zent (ohne Olländer) im Jahre 1972.
Und schließlich ein Drittes: Die einseitige, in 
der Kolonialzeit begründete Handelsstruktur, 
unter der die Entwicklungsländer Rohstoffe, 
die Industrieländer vor allem Fertigwaren lie-
fern. Diese Struktur bedeutet, daß die Ent-
wicklungsländer die weitere Wertschöpfung, 
die auf ihren Rohstoffen aufbaut, den Indu-
strieländern überlassen. 1971 gingen z. B. vom 
Endverkaufspreis der Bananen nur 11,5 Pro-
zent an die lokalen Produzenten in Mittel-
amerika, 88,5 Prozent dagegen an transnatio-
nale Unternehmen (für den Transport, das Rei-
fenlassen, den Vertrieb), an Versicherungsun-
ternehmen, an Werbeagenturen und Werbe-
träger und an die Groß- und Einzelhändler in 
den Industrieländern. Nach einer Schätzung 
des bekannten pakistanischen Ökonomen 
Mahbub ul Haq zahlen die Endverbraucher für 
die hauptsächlichen Rohstoffausfuhren der 
Entwicklungsländer (ohne öl) 200 Mrd. US- 
Dollar, wovon die Produzenten 30 Mrd. US- 
Dollar erhalten. Die Differenz geht vor allem 
an den internationalen Dienstleistungssektor 
und an den Handel.
Nach klassischer Freihandelslehre ist die be-
stehende Arbeitsteilung zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern für beide Seiten 
gleichermaßen vorteilhaft: Jeder produziert 
das, was er relativ am billigsten produzieren 
kann. Doch daß diese Theorie der komparati-
ven Kosten nur auf den Austausch zwischen 
gleichgewichtigen Partnern anwendbar ist, 
hatte schon im letzten Jahrhundert Friedrich 
List gezeigt.
Und in der Tat: der Handel Industriegüter/ 
Rohstoffe wirkte in der Vergangenheit einsei-
tig zugunsten der Industrieländer. Er ermög-
lichte ihnen eine sichere Rohstoffversorgung 
zu günstigen Preisen. Für die Entwicklungs-
länder aber drohte sich ein Teufelskreis zu 
schließen: die Konzentration auf den Rohstoff-
export führt zu unzureichendem Wachstum 
der Deviseneinnahmen — dies wiederum ver-
langsamt die Entwicklung und Industrialisie-
rung und damit die Diversifizierung der Ex-
porte. Die Austauschstruktur Rohstoffe gegen 
Industriegüter hat die Tendenz, sich zu ver-
ewigen. Das Ziel der Entwicklung, und damit 
das vorrangige politische wie wirtschaftliche 
Ziel der Länder der Dritten Welt, ist in diese 
Struktur nicht eingebaut.



Oktober 1973 bis Mitte 1975: Kartellpolitik

Die Entwicklungsländer hatten auf die Be-
nachteiligung durch das bestehende Weltwirt-
schaftssystem seit langem hingewiesen und 
Reformen gefordert, die das dreifache Ziel 
haben sollten: stabilere Rohstoffpreise, höhere 
Preise und Beteiligung der Entwicklungsländer 
an Verarbeitung und Vermarktung ihrer Roh-
stoffe.

Sie hatten 1962 die Gründung der UNCTAD 
durchgesetzt, deren Aufgabe es sein sollte, die 
nötigen Reformen auszuarbeiten und in die 
Wege zu leiten. Aber drei UNCTAD-Konfe- 
renzen 1964, 1968 und 1972 hatten die Ent-
wicklungsländer ihren Zielen nur unwesent-
lich näher gebracht.

Nun aber, im Oktober 1973, schien sich die 
Situation schlagartig zugunsten der Entwick-
lungsländer zu verändern. Denn als die OPEC 
im Gefolge des Yom-Kippur-Krieges die Ol- 
preise abrupt vervierfachte und auf das 100- 
fache der Produktionskosten hob, da war dies 
weit mehr als eine erfolgreiche Kartellaktion. 
Triumphierend begrüßten die politischen Füh-
rer der gesamten Dritten Welt die Preiserhö-
hung. Sie beachteten nicht die lähmende Be-
lastung, die auf viele ihrer Länder zukam, sie 
sahen nur den Sieg, den ersten wirtschaftli-
chen Sieg von .Staaten der Dritten Welt über 
die Industriestaaten. Eine neue Ära, so ver-
kündeten sie, sei angebrochen. Nach der poli-
tischen Unabhängigkeit werde die Dritte Welt 
nun endlich auch die wirtschaftliche Unab-
hängigkeit erkämpfen.

Die Ölkrise wurde zur Geburtsstunde eines 
neuen Bewußtseins. Der ,Tiers Monde', der 
Dritte Stand der Welt, hatte seine Macht er-
kannt. Und im Hochgefühl der Macht wollten 
die Entwicklungsländer nun die Dinge selbst 
in die Hand nehmen und aus eigener Kraft 
eine „Neue Weltwirtschaftsordnung" durch-
setzen.

Zentrales Ziel der neuen Ordnung sollte die 
Umkehrung der Terms of Trade sein. Jahr-
hundertelang, so lautete das Argument, hätten 
die Industrieländer die Kolonien und heutigen 
Entwicklungsländer nach dem Prinzip ausge-
beutet: Kaufe billig, verkaufe teuer. Dieses 
Prinzip gelte es nun in der Gegenrichtung an-
zuwenden.

Im Kern war die geforderte „Neue Weltwirt-
schaftsordnung" also eine neue Weltrohstoff- 
Ordnung. In der alten Ordnung hatten einige 
Dutzend transnationaler Rohstoffunternehmen 
(vor allem der Vereinigten Staaten, Großbri-
tanniens und Frankreichs) einen großen Teil 

der Rohstoffe der Dritten Welt kontrolliert. 
Die neue Ordnung sollte den Entwicklungs-
ländern die Kontrolle über ihre Rohstoffe zu-
rückgeben. Es galt, die in den Entwicklungs-
ländern arbeitenden Tochtergesellschaften der 
transnationalen Rohstoffkonzerne zu nationa-
lisieren. Und es galt, für die einzelnen Roh-
stoffe Produzentenzusammenschlüsse (produ- 
cers' associations) zu schaffen, die dann — 
von den OPEC-Ländern finanziell unterstützt 
— die Rohstoffpreise auf den Weltmärkten 
diktieren sollten.

Ende 1973 verdreifachten die Phosphatprodu-
zenten unter Führung Marokkos (aber ohne 
förmlichen Zusammenschluß) die Preise. Togo 
verstaatlichte die Tochtergesellschaft der 
amerikanischen Grace Company.

Ebenfalls Ende 1973 ließen die Kaffeeprodu-
zenten das internationale Kaffeeabkommen 
auslaufen und suchten die Preise durch eigene 
Aufkäufe und durch Drosselung der Exporte 
hinaufzutreiben. Das OPEC-Land Venezuela 
gab finanzielle Unterstützung.

Im März 1974 schlossen sich in Conakry, 
Guinea, sieben Bauxitproduzenten zur „Inter-
national Bauxite Association (IBA)" zusam-
men. Dem Zusammenschluß gehört auch Au-
stralien, der weltgrößte Bauxitproduzent, an. 
Mit einem Produktionsanteil von 63 Prozent 
beherrscht die IBA den Markt für das zweit-
wichtigste Metall der Welt. Jamaika, das die 
Hälfte des Bauxitbedarfs der amerikanischen 
Aluminiumindustrie deckt, übernahm die 
Preisführerschaft und erhöhte die Steuern um 
700 Prozent. Den Tochterfirmen der ausländi-
schen Aluminiumkonzerne wurde zugleich 
eine Mindestproduktion vorgeschrieben. An-
dere Erzeuger — jedoch nicht Australien 
— folgten. Die Bauxitpreise stiegen bis 1976 
fast auf das Doppelte des Niveaus von 1973. 
Jamaika nahm mit den amerikanischen Kon-
zernen Verhandlungen über die Übernahme 
von Mehrheitsbeteiligungen auf. Guayana ver-
staatlichte 1974 Produktionsanlagen von Rey-
nolds Metals, nachdem es schon 1971 die Al- 
can-Anlagen übernommen hatte.

Gleichfalls im März 1974 schlossen sich in 
Panama sieben lateinamerikanische Bananen-
exportländer zusammen und erhöhten die Ex-
portsteuer auf 2,5 Cent pro Pfund Bananen.

Im Mai 1974 einigten sich in Algerien die 
Quecksilberproduzenten auf einen gemeinsa-
men Mindestpreis und beschlossen, diesen 
Preis durch Exportbeschränkungen zu halten. 
Es kam kurzfristig zu einer massiven Störung 
des Marktes; die Preise schossen in die Höhe.



Im November 1974 beschloß der Rat der kup-
ferexportierenden Länder (CIPEC), der bereits 
1967 in Lusaka gegründet worden war, erst-
mals gemeinsame Exportkürzungen, um den 
Kupferpreis zu stützen. Die Kupferverbrau-
cher wurden aufgeschreckt durch die Nach-
richt, einige OPEC-Länder erwögen, Kupfer-
aufkäufe in Höhe bis zu 4 Mrd. US-Dollar zu 
finanzieren.

Im April 1975 gründeten die Eisenerz exportie-
renden Länder eine gemeinsame Organisation. 
Ihr gehören auch Australien und Schweden 
an.

Im Mai 1975 einigten sich die Kautschukpro-
duzenten auf Exportbeschränkungen und faß-, 
ten den Plan ins Auge, gemeinsame Lagerkäu-
fe zu finanzieren. Insgesamt bestehen heute 
19 von Entwicklungsländern gegründete Pro-
duzentenzusammenschlüsse, die durch eine 
Dachorganisation, dem „Council of Producers' 
Associations", koordiniert werden sollen.

Die Beteiligung westlicher Länder an einigen 
dieser Zusammenschlüsse zeigt bereits an, daß 
der neue Ressourcennationalismus keineswegs 
auf die Dritte Welt beschränkt ist. Die Hoff-
nungen, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land verbreitet zu sein scheinen, die westli-
chen Produzentenländer würden im Ernst-
fall Rohstoffkartelle der Dritten Welt unter-
laufen, haben wenig, worauf sie sich stützen 
könnten. Kanada schloß sich ganz selbstver-
ständlich der Erhöhung der Olpreise durch die 
OPEC an. Auch die Preise für englisches und 
norwegisches Nordsee-Ol orientieren sich am 
OPEC-Standard. Als sich durch Entscheidun-
gen von IBA-Ländern die Phosphatpreise er-
höhten, zogen auch die amerikanischen Pro-
duzentenpreise nach. Und ein Letztes: Das 
nach OPEC erfolgreichste Kartell ist ein rein 
westliches Kartell: die im Juni 1975 gegrün-
dete „Marktforschungsorganisation" für Uran 
mit Sekretariat in London. Gleichzeitig mit der 
auf einseitige Aktionen gerichteten Kartell-
strategie suchten die Entwicklungsländer 
ihrem Ziel einer neuen Weltwirtschaftsord-
nung auch durch Resolutionen in den Verein-
ten Nationen näher zu kommen.

Zur Frist wurde für April 1974 eine Son-
dertagung über Rohstoffe und Entwicklung 
einberufen. Diese VI. VN-Sondergeneralver-
sammlung — die erste, die wirtschaftlichen 
Fragen galt — verabschiedete die von der 
Dritten Welt vorgelegten Texte für eine Er-
klärung und ein Aktionsprogramm über die 
Errichtung einer Neuen Weltwirtschaftsord-
nung. Die Verabschiedung geschah „ohne Ab-
stimmung"; die westlichen Industrieländer 

wagten, unter dem Olschock stehend, keinen 
offenen Widerspruch.

Die Erklärung und das Aktionsprogramm faß-
ten die seit Jahren in der UNCTAD erhobenen 
Forderungen der Entwicklungsländer in den 
Bereichen: Rohstoffe, Handel, Hilfe, Wäh-
rungsbeziehungen, Kontrolle der transnationa-
len Unternehmen usw. in umfassender Weise 
zusammen. Im Mittelpunkt standen die Roh-
stoffprobleme.

Neu war die Forderung nach einem „Integrier-
ten Rohstoffprogramm".

Neu waren weiter die starke Betonung der 
„collective selfreliance" der Dritten Welt, die 
Forderungen nach Produzentenzusammen-
schlüssen und die Behauptung, daß Verstaat-
lichungen ausländischen Eigentums nach rein 
innerstaatlichem Recht zu regeln seien. Die 
Entwicklungsländer versuchten hier, die Kar-
tellstrategie quasi-völkerrechtlich (VN-Reso-
lutionen sind Empfehlungen) abzusichern.

Der Versuch dieser Absicherung wurde fort-
geführt in der „Charta wirtschaftlicher Rechte 
und Pflichten der Staaten", die die Dritte Welt 
noch im selben Jahr auf der regulären 29. VN- 
Generalversammlung (September / Dezember 
1974) durchsetzte:

— Artikel 2 der Charta erkennt jedem Staat 
das Recht zu, ausländisches Vermögen zu 
nationalisieren und zu enteignen. Während 
jedoch in früheren Erklärungen dieser Art 
meist hinzugefügt wurde, daß die Entschä-
digungsfrage bei Enteignung nach Völker-
recht zu regeln sei, heißt es jetzt aus-
drücklich: „Ist die Entschädigungsfrage im 
Einzelfall umstritten, so wird sie nach dem 
innerstaatlichen Recht des nationalisieren-
den Staates und von seinen Gerichten ge-
regelt, sofern nicht alle betroffenen Staa-
ten frei und einvernehmlich vereinbaren, 
eine andere friedliche Art der Regelung 
zu suchen".

— Artikel 5 konstatiert das Recht aller Staa-
ten, sich zu Rohstofferzeugerorganisatio-
nen zusammenzuschließen. Und er legt al-
len Staaten die entsprechende Pflicht auf, 
„dieses Recht zu achten, in dem sie sich 
aller wirtschaftlichen und politischen Maß-
nahmen enthalten, die es beschränken wür-
den".

Dieses Mal stimmten die westlichen Industrie-
länder dagegen (so u. a. die Vereinigten Staa-
ten, die Bundesrepublik Deutschland, Japan) 
oder enthielten sich der Stimme (u. a. Frank-
reich).



Vom Scheitern der Kartellstrategie zum 
Nord-Süd-Dialog

Im Februar 1975 formulierten die Entwick-
lungsländer auf der Rohstoffkonferenz in Da-
kar die Kartellstrategie nochmals in umfassen-
der Weise. Zu jener Zeit jedoch hatten sich 
die Erfolgsaussichten für diese Strategie be-
reits grundlegend verschlechtert. In den west-
lichen Ländern hatte 1974 die schwerste Re-
zession seit den dreißiger Jahren eingesetzt. 
Der Rohstoffboom war in der zweiten Hälfte 
1974 zusammengebrochen. Der Kupferpreis 
stürzte auf ein Drittel seines Höchststandes; 
die Exportkürzungen der CIPEC vermochten 
diesen Sturz nicht aufzuhalten. Das lateiname-
rikanische Bananenkartell wurde von den drei 
amerikanischen Firmen United Brands (früher 
United Fruit), Standard Fruit und Del Monte, 
die zusammen 70 Prozent der Weltexporte 
kontrollieren, zerschlagen. Und selbst da, wo 
die nominale Preiserhöhung durchgehalten 
werden konnte, wie bei Bauxit und Phosphat, 
begann die reale Preiserhöhung von der enor-
men Inflation der Exportpreise der Industrie-
güter aufgezehrt zu werden.

Am Beispiel von Kupfer war Ende 1974 auch 
offenkundig geworden, daß die OPEC-Länder 
letztlich nicht bereit waren, die Kartellstra-
tegie mit massiver Finanzhilfe zu unterstüt-
zen. Sie legten ihre Devisenüberschüsse lieber 
bei westlichen Banken an als in einem Fonds 
für Rohstofflager.

Während so die Hoffnungen, die die Dritte 
Welt auf die Kartellstrategie gesetzt hatte, an 
der Inflations- und Rezessionskrise des We-
stens scheiterten, begannen auf der anderen 
Seite die Vereinigten Staaten von einer Kon-
frontationsstrategie auf eine flexiblere Politik 
einzulenken, die den Forderungen der Ent-
wicklungsländer entgegenzukommen suchte. 
Beide Entwicklungen ermöglichten, daß inner-
halb der Dritten Welt nun die Gemäßigten die 
Oberhand gewannen. Von der Konfrontation 
zwischen West und Süd führte der Weg zur 
Kooperation, von der „Tyrannei der Mehr-
heit" in den Vereinten Nationen zur Bemü-
hung um Konsensus.

Die 7. VN-Sondergeneralversammlung im Sep-
tember 1975 leitete die neue Phase ein. Die 
Entwicklungsländer hatten in ihrer Vorberei-
tungssitzung in Lima bereits darauf verzichtet, 
die Streitpunkte der Produzentenzusammen-
schlüsse und der Nationalisierung ausländi-
scher Unternehmen in das gemeinsame Posi-
tionspapier aufzunehmen. In der Sondergene-
ralversammlung selbst bekannten sich dann 
Kissinger und Genscher — und das heißt die 
Außenminister der beiden Staaten, die de 

facto den Rahmen für Konzessionen des We-
stens bestimmten — übereinstimmend zu dem 
Ziel, das Weltwirtschaftssystem zugunsten der 
Entwicklungsländer umfassend zu reformie-
ren 6 ).

Die verabschiedete Resolution der Sonderge-
neralversammlung entwarf das Programm für 
eine solche Reform. Im Vordergrund der Dis-
kussion standen weiterhin die Rohstoffpro-
bleme. Ihre Lösung wurde jedoch jetzt nicht 
mehr durch die Bildung von Erzeugerkartel-
len angestrebt, sondern durch das Zusammen-
wirken von Erzeugern und Verbrauchern in 
einem „Integrierten Rohstoffprogramm".

Das Integrierte Rohstoffprogramm: Grundzüge

Im Mai 1976 verabschiedete UNCTAD IV 
in Nairobi — dem Auftrag der VII. Sonder-
generalversammlung folgend — die Grund-
linien für ein Integriertes Rohstoffprogramm 
(IP).

In dieses Programm sollten 18 Rohstoffe ein-
bezogen werden:

— Zehn Rohstoffe, bei denen Ausgleichslager-
abkommen abgeschlossen bzw. weiterge-
führt werden sollten: Kakao, Kaffee, Tee, 
Zucker, Baumwolle und Baumwollgarn, 
Jutefasern und Jutefertigprodukte, Sisal-
fasern und Sisalfertigprodukte, Kautschuk, 
Kupfer, Zinn.

Diese „Kernrohstoffe" repräsentieren rd. 
drei Viertel des Wertes der Exporte der 
Entwicklungsländer bei den 18 Rohstoffen.

— Acht weitere Rohstoffe: Bananen, Pflanzen-
öle (einschließlich Olivenöl), Olsaaten, tro-
pische Hölzer, Fleisch, Eisenerz, Mangan, 
Phosphat.

Als Ziele des IP nannte Resolution 93 u. a.:

— Stabilisierung der Preise auf einem Niveau, 
das „lohnend und gerecht" für die Erzeuger 
und „fair" für die Verbraucher ist.

— Stabilisierung der Exporterlöse (Preisstabi-
lisierung führt ja nicht in allen Fällen — 
Beispiel: Mißernten — auch zu einer Sta-
bilisierung der Erlöse).

— Ausdehnung der Rohstoffverarbeitung.

— Verbesserung des Marktzugangs für un-
verarbeitete und weiterverarbeitete Roh-
stoffe der Entwicklungsländer.

6) Die Reden Kissingers und Genschers sind abge-
druckt in: Henry Kissinger, American Foreign 
Policy, New York 19773, S. 237 ff., bzw. in: Hans- 
Dietrich Genscher, Deutsche Außenpolitik, Stutt-
gart 1977, S. 83 ff.



— Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
der natürlichen Rohstoffe gegenüber den 
synthetischen Ersatzprodukten.

— Verbesserung der Absatz-, Verteilungs- 
und Transportsysteme für die Rohstoffe der 
Entwicklungsländer.

Dieser Zielkatalog zeigt schon, daß das IP die 
Rohstoffprobleme in umfassender Weise an-
gehen soll. Es werden auch Ziele und Maßnah-
men genannt, über die außerhalb der 
UNCTAD, etwa im GATT (Marktöffnung) oder 
im IWF (Erlösstabilisierung) zu verhandeln ist.

In der UNCTAD selbst sollen vor allem zwei 
Maßnahmen verwirklicht werden: der Ab-
schluß von Rohstoffabkommen und die Errich-
tung eines Gemeinsamen Fonds zur Finanzie-
rung der Abkommen. Im Zentrum der Diskus-
sion stehen dabei die Abkommen über die 
zehn Kernrohstoffe, die die Preise dieser Roh-
stoffe stabilisieren, und das heißt also: die 
Einfluß auf die Preisentwicklung auf den Welt-
märkten nehmen sollen.

Ausgleichslagerabkommen

Eine Stabilisierung der Preise versucht das 
IP vor allem durch zwei Instrumente zu errei-
chen: durch Ausgleichslager und durch verein-
barte Exportbeschränkungen. Die zentrale 
Rolle soll dabei der Errichtung von Aus-
gleichslagern zufallen. Dadurch unterscheiden 
sich die Abkommen des IP von früheren Roh-
stoffabkommen, bei denen das Hauptinstru- 
ment die Vereinbarung eines Quotensystems 
für Exportbeschränkungen war. (Es sei ange-
merkt, daß die Verlagerung des Schwerpunkts 
auf die Ausgleichslager gerade auch im Inter-
esse der Verbraucher liegt. Quotenabkommen 
nützen den Erzeugern, denen sie Schutz in 
der Baisse geben. Preisdämpfung in der Hausse 
und Erhöhung der Versorgungssicherheit las-
sen sich dagegen nur durch Ausgleichslager 
erreichen.)

Vereinfacht dargestellt würde ein nach dem 
IP-Modell konstruiertes Rohstoffabkommen im 
preispolitischen Bereich also wie folgt funktio-
nieren: Das Abkommen legt für den jeweiligen 
Rohstoff eine Preisspanne fest (z. B. 15 Prozent 
zu beiden Seiten des Referenzpreises). Droht 
der Preis auf dem Weltmarkt das untere Limit 
der Spanne zu unterschreiten, so greift der 
Manager des Ausgleichslagers mit Käufen ein. 
Umgekehrt beginnt er aus dem Lager zu ver-
kaufen, wenn der Marktpreis das obere Limit 
zu durchbrechen droht. Zeichnet sich ab, daß 
mit Käufen allein der Mindestpreis nicht zu 
halten ist, dann werden für die Erzeugerländer 
Exportbeschränkungen gemäß dem vereinbar-
ten Quotensystem in Kraft gesetzt. Für die

Verteidigung des oberen Preislimits allerdings 
fehlt ein solcher zweiter Schutzmechanismus. 
Ist das Ausgleichslager ausverkauft, so läßt 
sich das Ausbrechen des Preises nach oben 
nicht mehr verhindern.

Gemeinsamer Fonds

Der hervorstechende Gedanke des Integrierten 
Programms ist der Vorschlag, die einzelnen 
Abkommen nicht individuell zu finanzieren, 
sondern einen Gemeinsamen Fonds zu errich-
ten. Dieser Fonds würde das eigentlich inte-
grierende Element des Programms bilden.

Nach den ursprünglichen Vorstellungen des 
UNCTAD-Sekretariats sollte der Fonds in der 
ersten Phase mit einem Eigenkapital von 
1 Mrd. US-Dollar ausgestattet werden; damit 
verbunden sollte die Berechtigung sein, für 
weitere 2 Mrd. US-Dollar Kredite aufzuneh-
men. In einer zweiten Phase sollten diese Mit-
tel dann mit derselben Verteilung von Eigen-
kapital und Krediten um weitere 3 Mrd. US- 
Dollar aufgestockt werden. Die Endsumme des 
Fonds würde damit 6 Mrd. US-Dollar betragen. 
Der Großteil dieser Mittel ist für Lagerkäufe 
der Abkommen bestimmt. Mit einem kleineren 
Teil sollen „andere rohstoffpolitische Maßnah-
men" finanziert werden. Hier handelt es sich 
nicht um revolvierende Mittel wie bei der La-
gerfinanzierung, sondern um Mittel, die als Ent-
wicklungshilfedarlehen zu günstigen Zinssät-
zen vergeben würden. Dies macht es notwen-
dig, einen „zweiten Schalter" einzurichten, 
dessen Mittel von Zeit zu Zeit aufzufüllen 
wären.

Dem Vorschlag eines Gemeinsamen Fonds lie-
gen folgende Überlegungen zugrunde:

— Der Fonds solle am Anfang errichtet wer-
den, also vor Abschluß der Abkommen. Da-
mit würde die Finanzierungsfrage vorweg 
gelöst. Die Verhandlungen über die Ab-
kommen würden entscheidend erleichtert. 
Der Fonds erfüllte die Funktion eines 
„Katalysators".

— Bei Ausgleichslagern kann gemeinsame Fi-
nanzierung Mittel einsparen: Da es kaum 
jemals zu einer gleichzeitigen Baisse sämt-
licher Rohstoffpreise kommt, befinden sich 
auch selten alle Ausgleichslager gleich-
zeitig in der Phase des Kaufens. Ungenutz-
te Mittel des einen Abkommens können 
also anderen Abkommen, die gerade Mittel 
für Legerkäufe benötigen, zur Verfügung 
gestellt werden. Die Gesamtmittel, die die 
Abkommen für die Stützung des Mindest-
preises bereithalten müssen, sind also bei 
gemeinsamer Finanzierung geringer als bei 
getrennter.



— Ein Gemeinsamer Fonds kann aufgrund 
der Risikostreuung höhere und billigere 
Kredite aufnehmen als die Einzelabkom-
men. Die Lagerfinanzierung kann deshalb 
in größerem Ausmaß über Kredite erfol-
gen. Es muß weniger Eigenkapital aufge-
bracht werden — ein Vorteil, der für fi-
nanzschwache Entwicklungsländer stark 
ins Gewicht fällt.

Bisherige Ergebnisse 
der Rohstoffverhandlungen

Nach dem von UNCTAD IV aufgestellten Zeit-
plan sollten die Verhandlungen über die Roh-
stoffabkommen und den Gemeinsamen Fonds 
bis Ende 1978 abgeschlossen sein. Gemessen 
an diesem ambitiösen Ziel ist das Erreichte ge-
ring.

Zu den bereits bestehenden Preisstabilierungs- 
abkommen für Zinn, Kaffee und Kakao ist als 
einziges neues Abkommen 1977 das Zucker-
abkommen hinzugekommen. Es sieht als 
Hauptinstrument Exportquoten vor, ergänzt 
durch relativ kleine nationale Lager. Die EG, 
die mit der zugeteilten geringen Quote unzu-
frieden ist, ist nicht beigetreten. Der amerika-
nische Senat hat das Abkommen bisher nicht 
ratifiziert.

Eine Verhandlungskonferenz ist eröffnet für 
ein Abkommen über Kautschuk. Es ist Eini-
gung erreicht, ein reines Ausgleichslagerab-
kommen zu schaffen. Hauptstreitpunkt ist die 
Größe des Lagers. Interessanterweise besteht 
hier das Verbraucherland USA auf einem grö-
ßeren Bufferstock (mindestens 600 000 t) als 
die Erzeugerländer (400 000 t). Dem liegt die 
Überlegung zugrunde, daß die Verteidigung der 
oberen Preisgrenze und damit der Schutz des 
Verbrauchers in Haussezeiten nur möglich ist, 
wenn der Bufferstock einen ausreichenden 
Umfang hat.

Für alle übrigen Rohstoffe befinden sich die 
Verhandlungen noch im Stadium der „Vor-
bereitenden Treffen".

So ist das wichtigste Ergebnis bisher die Eini-
gung über die Grundelemente eines Gemein-
samen Fonds. Auch hier werden die Verhand-
lungen über die Details der Fondssatzung noch 
lange Zeit erfordern. Vor 1981 wird der Fonds 
kaüm operationsfähig sein.

Bei der Einigung über den Gemeinsamen 
Fonds haben die westlichen Industrieländer ihr 
wesentliches Verhandlungsziel voll erreichen 
können. Der Fonds ist ein reines Finanzie-
rungsinstrument; er darf nicht selbst auf den 
Rohstoffmärkten intervenieren, sondern finan-

ziert lediglich die von den autonomen Abkom-
men vorgeschlagenen Maßnahmen.

Seiner Funktion nach ist der Fonds also eine 
Art Rohstoffspezialbank mit zwei Schaltern. 
Uber den Ersten Schalter finanziert er den An-
kauf von Ausgleichslagern, über den Zweiten 
Schalter „andere rohstoffpolitische Maßnah-
men" wie Forschung und Entwicklung, Maß-
nahmen zur Steigerung der Produktivität, 
Maßnahmen zur besseren Vermarktung und 
ähnliches.

Das Eigenkapital des Fonds beträgt 750 Mio. 
US-Dollar, davon 400 Mio. für den Ersten 
Schalter und 350 Mio. für den Zweiten Schal-
ter.

Die 400 Mio. US-Dollar des Ersten Schalters 
(von denen im übrigen nur 150 Mio. in bar ein-
zuzahlen sind) sind nicht eigentlich für die La-
gerfinanzierung gedacht, sie stellen vielmehr 
einen Liquiditätsvorrat dar und ein Grundka-
pital, dessen Erträge u. a. auch dazu verwandt 
werden können, die Verwaltungskosten des 
Fonds zu decken. Die Mittel für die Lagerfi-
nanzierung selbst kommen aus zwei Quellen: 
aus den Einlagen der Abkommen und aus Kre-
diten, die der Fonds aufnimmt. Das Verhältnis 
zwischen Einlagen und Krediten beträgt dabei 
ein Drittel zu zwei Dritteln.

Das einzelne Abkommen würde also bei Bei-
tritt zum Fonds von der Summe, die zum An-
kauf des Lagers nötig wäre, ein Drittel in bar 
einzahlen und zwei Drittel als Garantien zur 
Verfügung stellen. Das Abkommen kann seine 
Einlage bei Bedarf abziehen. Es hat darüber 
hinaus Anspruch auf Kredite des Fonds für 
die anderen zwei Drittel der Höchstsumme für 
die Lagerkäufe. Der Fonds seinerseits finan-
ziert diese Kredite aus den Einlagen anderer 
Abkommen, oder — wenn diese Einlagen er-
schöpft sind — durch eigene Kreditaufnahme 
auf den Kapitalmärkten.

Die 400 Mio. US-Dollar Eigenkapital sagen also 
noch nichts über die „Bilanzsumme" des 
Ersten Schalters aus. Für diese kommt es dar-
auf an, wie viele und wie große Ausgleichsla-
gerabkommen zustande kommen und wie viele 
dieser Abkommen dem Fonds beitreten.

Das Eigenkapital des Fonds in Höhe von 750 
Mio. US-Dollar wird in folgender Weise aufge-
bracht:

— ■ Jedes Mitgliedsland zahlt einen Sockelbe-
trag von 1 Mio. US-Dollar (den armen Ent-
wicklungsländern werden die OPEC-Länder 
diesen Betrag zur Verfügung stellen). Das 
ergibt ca. 150 Mio. US-Dollar, von denen 
80 Mio. dem Ersten Schalter und 70 Mio. 
dem Zweiten Schalter zufließen sollen.



— Die restlichen 320 Mio. US-Dollar des Ersten
Schalters sollen nach folgendem Schlüssel 
aufgebracht werden:
Gruppe B
(westliche Industrieländer):
Gruppe 77
(Entwicklungsländer):
Gruppe D
(sozialistische Länder):
China:

68 Prozent,

10 Prozent,

17 Prozent, 
5 Prozent.

— Die restlichen 280 Mio. US-Dollar des Zwei-
ten Schalters sollen durch freiwillige Bei-
träge zusammenkommen. Die Mittel dieses 
Schalters müßten dabei in periodischen Ab-
ständen immer wieder aufgefüllt werden.

Die Stimmrechte verteilen sich wie folgt: Ent-
wicklungsländer 47 Prozent, westliche Indu-
strieländer 42 Prozent, sozialistische Länder 
8 Prozent, China 3 Prozent. Hier wird also zum 
erstenmal das für finanz-internationale Or-
ganisationen gültige Prinzip durchbrochen, 
wonach die Stimmrechte sich nach der Kapi-
talbeteiligung richten. Darin liegt die Bedeu-
tung dieser Regelung. Für wichtige Entschei-
dungen wie Satzungsänderungen und Be-
schlüsse mit größeren finanziellen Auswir-
kungen ist eine Mehrheit von 75 Prozent der 
Stimmen erforderlich. Solche Entscheidungen 
könnten also nicht gegen die westlichen In-
dustrieländer oder auch nur gegen einige der 
größeren dieser Länder getroffen werden.

Soweit also die Ergebnisse am Vorabend von 
UNCTAD V. Der Abschlußtermin für das IP 
ist inzwischen auf Ende 1979 verlängert wor-
den. Auch dieser Termin ist nicht einzuhalten. 
Wie immer sich jedoch die weiteren Verhand-
lungen entwickeln werden, schon jetzt ist 
klar, auch im günstigen Falle wird ein auf 
bescheidenere Proportionen geschrumpftes In-
tegriertes Programm herauskommen:

— Fünf bis acht Preisstabilisierungsabkommen 
mit Ausgleichslagern: Zinn, Kakao, Zucker, 
Kautschuk; vielleicht Tee, Kaffee, Jute, 
Kupfer (bei Kupfer haben die Vereinigten 
Staaten im Februar 1979 vorgeschlagen, die 
Errichtung eines Ausgleichslagers mit 
1 Mio. t Kupfer zu prüfen, nach gegenwär-
tigen Preisen würde dieses Lager rd. 2 Mrd. 
US-Dollar kosten);

— für die meisten anderen Rohstoffe Verein-
barungen, die sich auf die Zusammenarbeit 
im Bereich der „anderen Maßnahmen" kon-
zentrieren;

— - ein Gemeinsamer Fonds für die Finanzie-
rung der autonomen Abkommen und Ver-
einbarungen.

Risiken bei Ausgleichslagerabkommen

Die entscheidende Frage bei einem Aus-
gleichslagerabkommen ist: Auf welchem Ni-
veau soll der Preis stabilisiert werden? Geht 
es nur darum, die kurz- und mittelfristigen 
Schwankungen zu dämpfen und den Preis 
also um die Linie des langfristigen Markt-
trends herum zu stabilisieren? Oder ist es das 
Ziel, das Preisniveau über diese Linie hinaus 
zu heben?

Die Formel der UNCTAD-Resolution 93 spricht 
von einem stabilen Preisniveau, das „lohnend 
und gerecht (remunerative and just) für die 
Erzeuger und fair (equitable) für die Verbrau-
cher" ist. Im Klartext also: die Entwicklungs-
länder wollen — nicht anders als andere Roh-
stoffproduzenten — höhere Preise, als sie der 
Markttrend hergibt. Sie wollen solche höheren 
Preise insbesondere auch bei den Rohstoffen, 
bei denen sich ihre terms of trade verschlech-
tern. Diesem Ziel dient die (in der Resolu-
tion 93 nur angedeutete) Forderung, die Preise 
der von den Entwicklungsländern exportier-
ten Rohstoffe zu „indexieren", d. h. sie in 
eine feste Relation zu den Preisen der impor-
tierten Industriegüter zu, bringen.

Es sind diese Vorstellungen, an denen die 
deutschen Befürchtungen ansetzten, das IP 
werde zu einem weltweiten Dirigismus und 
einer ungeheuren Ressourcenverschwendung 
führen. Man zog die Parallele zu der EG- 
Agrarmarktordnung, unter der überhöhte Prei-
se durch unbegrenzte Interventionskäufe ga-
rantiert werden. Hinter den Fleisch- und But-
terbergen der EG sah man im Geiste bereits 
UNCTAD-Hochgebirge aus Kupfer und Kaffee 
aufragen.

Analogien führen oft in die Irre. Auf sie Poli-
tik zu gründen, ist gefährlich. Eine nüchterne 
Überlegung hätte rasch deutlich machen kön-
nen, daß ein UNCTAD-System, das mittels 
unbegrenzter Aufkäufe weltweit für zehn der 
größten Rohstoffe überhöhte Preise durchset- , 
zen wollte, schlechthin unfinanzierbar wäre. 
Kostete doch das Garantiesystem der EG in 
dem einzigen Jahr 1977 über 23 Mrd. DM; und 
dieses System ist unvergleichlich kleiner und 
kann zudem Überschüsse — wenn auch zu 
Verlustpreisen — auf den Weltmärkten abla-
den.

Mittels begrenzter Lagerkäufe aber überhöhte 
Preise durchsetzen zu wollen, wäre für die Er-
zeugerländer geradezu selbstmörderisch: Muß 
das Lager die Stützungskäufe einstellen, bricht 
der Preis zusammen; seiner Wiedererholung 
steht das gefüllte Lager entgegen.



Die Lager, die unter dem Integrierten Pro-
gramm der UNCTAD vorgeschlagen werden, 
sind denn auch allein dafür gedacht, übermä-
ßige Preisschwankungen zu dämpfen. Sie sol-
len also im wirklichen Sinne des Wortes „buf- 
ferstocks", Ausgleichslager, sein. Diesem Ziel 
entspricht der vom UNCTAD-Sekretariat er-
rechnete Finanzbedarf von 6 Mrd. US-Dollar 
(davon 2 Mrd. Eigenkapital des Fonds und 
4 Mrd. als Möglichkeit, Kredite aufzunehmen). 
Dieser fest begrenzte Betrag, der einmalig auf-
zubringen ist, unterscheidet sich deutlich von 
den jährlichen, ungleich höheren und verlore-
nen Zuschußzahlungen aus dem EG-Haushalt. 

Wo die UNCTAD Preiserhöhungen anstrebt, 
da soll dieses Ziel nicht durch Lagerkäufe, 
sondern durch Export- und Produktionsbe-
schränkungen erreicht werden.

Für einen Teil der Rohstoffe des IP stellt sich 
dabei die Frage höherer Preise von vornher-
ein nicht. Zu diesen Rohstoffen gehören die 
agrarischen Industrierohstoffe Baumwolle, 
Jute, Hartfasern und Kautschuk, die mit syn-
thetischen Ersatzstoffen konkurrieren; und 
hierher gehören die Olsaaten und Fleisch, bei 
denen die Angebots- und Nachfrage-Elastizitä-
ten sehr hoch sind.

Für die verbleibenden zwölf Rohstoffe des IP 
könnten Preiserhöhungen nur angestrebt wer-
den durch Quotenabkommen. Ausgleichsla-
ger wären für dieses Ziel sogar hinderlich. 
Aus diesem Grunde drängen die Vereinigten 
Staaten aus dem Verbraucherinteresse heraus 
bei Rohstoffen, für die Preiserhöhungen grund-
sätzlich denkbar sind, auf reine Ausgleichs-
lagerabkommen.

Wo aber Quotenabkommen, die Preiserhöhun-
gen durch Produktionsbeschränkungen anstre-
ben, für die Erzeugerländer selbst sinnvoll 
sein sollen, müssen zwei Bedingungen gege-
ben sein: Die Erzeuger müssen sich von Pro-
duktionsbeschränkungen Preissteigerungen er-
hoffen können, die — auch auf mittlere Frist 
— über die Prozentsätze der Mengenreduzie-
rung ihrer Exporte hinausgehen (nur dann er-
höhen sich ja ihre Exporterlöse). Und sie müs-
sen sich zweitens auf die Aufteilung der Ex-
portquoten untereinander einigen können. 
Dies aber heißt nichts anderes als: es müssen 
die Bedingungen für ein erfolgversprechendes 
Preiskartell gegeben sein.

Eben dies aber ist zumindest für die meisten 
Rohstoffe des IP nicht der Fall. Wäre es der 
Fall, so würden die Entwicklungsländer nicht 
Abkommen mit den Verbrauchern anstreben, 
sondern ihre Kartellstrategie fortsetzen. Die 
OPEC-Länder verweigern ja sogar die Grün-
dung eines Konsultationsgremiums, da sie 

fürchten, auch ein solches unverbindliches 
Gremium könnte ihre Souveränität in der 
Preisfestsetzung beeinträchtigen. Und ebenso 
sind bei den UNCTAD-Rohstoffverhandlungen 
die Bauxitproduzenten und der größte Phos-
phatproduzent an Abkommen desinteressiert. 
Fassen wir zusammen: Die Abkommen, die 
unter dem Integrierten Programm zustande 
kommen, werden — soweit sie überhaupt 
preispolitische Bestimmungen enthalten — auf 
die reine Preisstabilisierung hinauslaufen.

Auch Ausgleichslagerabkommen, die mit dem 
Ziel reiner Preisstabilisierung geschlossen 
werden, enthalten natürlich ein gewisses Risi-
ko, daß die Mindestpreise am Anfang zu hoch 
angesetzt werden oder daß sie sich später in 
veränderter Situation als zu hoch erweisen. 
Die Bufferstock-Käufe würden in einem sol-
chen Fall — jedenfalls zeitweise — überhöhte 
Mindestpreise stützen und Überproduktion an-
reizen.

Läßt sich dieses Risiko auch nicht gänzlich 
vermeiden, so läßt es sich doch sehr stark be-
grenzen, indem man in die Abkommen Siche-
rungen gegen eine derartige Entwicklung ein-
baut. Solche Sicherungen sind vor allem: 
Stimmengleichheit von Erzeuger- und Ver-
braucherländern (verbunden mit der Regel, 
daß Beschlüsse der Mehrheit in beiden Grup-
pen bedürfen); strikte Höchstgrenzen für die 
Ausgleichslager; flexible Preisspannen, die es 
ermöglichen, falsche Mindestpreise schnell 
und in möglichst automatischer Weise zu kor-
rigieren (z. B. kann festgelegt werden, daß 
der Mindestpreis automatisch herabgesetzt 
wird, wenn die Stützungskäufe ein Drittel der 
Höchstmenge des Lagers erreicht haben, und 
daß er erneut herabgesetzt wird, wenn das 
zweite Drittel erreicht ist).

Daß es möglich ist, solche Sicherungen in 
Verhandlungen über Abkommen durchzuset-
zen, beweisen die in den letzten Jahren er-
neuerten Abkommen über Zinn, Kakao und 
Kaffee und ebenso die laufenden Verhandlun-
gen über ein 7 Kautschukabkommen ).

Und in der Tat hat keines der bestehenden 
Abkommen in der Vergangenheit je zu einer

7) In den drei bestehenden Abkommen wurde der 
Mittelpreis der Preisspanne eher weitsichtig ange-
setzt und dürfte unter dem längerfristigen Markt-
trendpreis liegen. Die Ausgleichslager für Zinn und 
Kakao (das Kaffeeabkommen ist ein Quotenabkom-
men) und ebenso das vorgeschlagene Ausgleichs-
lager für Kautschuk haben feste Höchstgrenzen. 
Beschlüsse bedürfen in allen Abkommen einer 
Mehrheit sowohl der Erzeuger wie der Verbrau-
cher; dies gibt den großen Verbraucherländern 
(z. B. den Vereinigten Staaten zusammen mit der 
EG) praktisch ein Vetorecht.



Lagerakkumulation unverkäuflicher Überpro-
duktion geführt.

Nicht daß ‘Rohstoffabkommen durch Durch-
setzung überhöhter Preise die Marktwirtschaft 
zerstören, ist die wirkliche Gefahr, sondern 
vielmehr, daß sie selbst bei dem ungleich be-
scheideneren Ziel der Preisstabilisierung un-
wirksam bleiben.

Die Ansicht, Rohstoffabkommen seien in der 
Praxis funktionsunfähig, wird mit den Hin-
weis auf die Erfahrungen in der Vergangen-
heit begründet. Die Lehren der Vergangenheit 
sind jedoch richtig zu interpretieren: Die Ab-
kommen (Zinn, Kaffee, Kakao) vermochten in 
der Regel die festgesetzten Mindestpreise zu 
verteidigen. Der Vorwurf der Funktionsunfä-
higkeit bezieht sich darauf, daß sie sich Preis-
haussen gegenüber als machtlos erwiesen und 
die Höchstpreise nicht zu halten vermochten. 
Die Erfahrung mit dem Zinn-Abkommen — 
dem einzigen Ausgleichslagerabkommen, das 
ausreichend lange Zeit besteht — zeigt die 
Gründe dafür:

— die Höchstmenge des Ausgleichslagers 
war zu gering bemessen;

— wenn sich der Marktpreis dem Mindest-
preis näherte, setzten sofort Produktions-
beschränkungen ein, so daß selbst die er-
laubte Höchstmenge des Lagers niemals 
angekauft werden konnte;

— der Mindestpreis war zu tief angesetzt und 
wurde niemals rechtzeitig korrigiert.

Die Erfahrungen in der Vergangenheit schlie-
ßen also nicht aus, daß besser konzipierte und 
besser ausgestattete Stabilisierungsabkom-
men künftig wirksamer sein können. Bei an-
haltenden Preishaussen wird sich zwar das 
Durchbrechen der Obergrenze kaum verhin-
dern lassen, denn Ausgleichslager, die für die-
sen Fall groß genug sind, lassen sich we-
der finanzieren noch vor allem ansammeln. 
Möglich jedoch erscheint es, daß Ausgleichs-
lagerabkommen die Hausse dämpfen und ihre 
Dauer verkürzen können.

Gewinne bei erfolgreicher Preisstabilisierung

Stabilere Rohstoffpreise würden den exportie-
renden Entwicklungsländern eine Reihe direk-
ter Vorteile bringen. Sie würden zunächst von 
verschiedenen Richtungen her einen — aller-
dings mäßigen — Ressourcentransfer bewir-
ken:

— Der Preisstabilisierungsmechanismus ist 
asymmetrisch, da für die Einhaltung der 

oberen Preisgrenze ein zweiter Verteidi-
gungsmechanismus fehlt. Eine typische 
Wirkung bisheriger Abkommen war des-
halb, daß Preisausschläge nach unten ab-
geschnitten, Preishaussen jedoch nicht ver-
hindert wurden. In der Praxis kommt es 
damit zu einer Erhöhung des Durchschnitts-
preises.

— Zugleich wird die Verkäuferstellung der 
Entwicklungsländer auf den Rohstoffmärk-
ten gestärkt. Sie werden also auf Kosten 
der Importeure und Spekulanten ihren An-
teil an diesem Durchschnittspreis erhöhen 
können.

— Bei den agrarischen Industrierohstoffen, 
die mit synthetischen Ersatzstoffen konkur-
rieren, werden stabilere Preise die Wettbe-
werbsfähigkeit erheblich verbessern. Die 
Entwicklungsländer können hier also ihre 
Exporterlöse durch Ausdehnung der Ex-
portmengen steigern.

Stabilere Preise können ferner die Planung 
der Investitionen und die Auslastung der Ka-
pazitäten verbessern. In der Situation scharf 
schwankender Preise kommt es zu dem be-
kannten „Schweinezyklus": Überinvestition 
bei hohen Preisen, Unterinvestition bei nied-
rigen Preisen. Der Zyklus der Instabilität ge-
biert so aus sich selbst heraus den nächsten 
Zyklus. Eine Stabilisierung der Preise könnte 
deshalb erhebliche Effizienzgewinne und d. h. 
niedrigere Kosten für die Produzenten brin-
gen. Eine kontinuierliche Ausweitung der Pro-
duktionskapazität und die mit ihr verbundene 
Kostensenkung wird im übrigen auf Dauer zu 
niedrigeren Rohstoffpreisen führen, so daß 
von diesen Effizienzgewinnen auch die Ver-
braucher profitieren.

Der wichtigste Gewinn jedoch, den stabilere 
Rohstoffpreise bringen würden, wäre der Ge-
winn für die Weltwirtschalt als Ganzes: Sta-
bilisierung der Rohstoffpreise könnte beitra-
gen zur Stabilisierung des Wachstums der 
Weltwirtschaft.

Die Instabilität der Rohstoffpreise verschärft 
die Instabilität der Konjunktur: Im Boom ver-
stärken steil steigende Rohstoffpreise die In- 
flation die dann eine deflatorische Brems-

8) So wurde im Boomjahr 1973 die dramatische 
Beschleunigung der Inflation in den westlichen 
Ländern ausgelöst durch den starken Anstieg der 
Rohstoffpreise. Die Rohstoffpreise (ohne Brenn-
stoffe und Baumaterial) trugen 1973 zum Gesamtan-
stieg des amerikanischen Großhandelspreisindexes 
für die Industriekomponenten nicht weniger als 
72 Prozent bei. Siehe dazu R. N. Cooper und R. Z. 
Lawrence, The 1972—1975 Commodity Boom, Broo- 



Politik erzwingt. In den zahlungsbilanzschwa-
chen Industrieländern vergrößern die stei-
genden Preise für Rohstoffimporte zugleich 
die Zahlungsbilanzdefizite; auch dies zwingt 
die Regierungen zu einer Bremspolitik.

In der Rezession umgekehrt vertiefen die nun 
ebenso steil fallenden Rohstoffpreise den Kon-
junkturrückgang in den Rohstofferzeugerlän-
dern und zerrütten ihre Zahlungsbilanzen. 
Dies wiederum hat negative Rückwirkungen 
auf die Exporte der Industrieländer und treibt 
dort die Rezessionsspirale weiter an.

Die Verschärfung der weltweiten Konjunktur-
schwankungen durch die Schwankungen der 
Rohstoffpreise verursacht also erhebliche 
Wachstums- und Beschäftigungsverluste für 
die Weltwirtschaft. Keynes hatte diese Ver-
luste vor Augen, als er nach dem Krieg mit 
Dringlichkeit ein System zur Stabilisierung 
der Rohstoffpreise forderte 9).

kings Papers on Economic Activity, no. 3 (1975), 
S. 671—723.
Die Einsicht, wie sehr die Inflation 1973/74 durch 
den Rohstoffboom ausgelöst und verstärkt wurde, 
hat in den Vereinigten Staaten zu einem Umden-
ken in der Frage der Stabilisierungsabkommen ge-
führt. Die Amerikaner treten heute aktiv für solche 
Abkommen ein, wo immer sie technisch aussichts-
reich erscheinen. So sagte etwa Staatssekretär Fred 
Bergsten (Treasury) im Juni 1977 vor dem Kon-
greß-Unterausschuß über wirtschaftliche Stabilisie-
rung, Präsident Carter habe internationale Roh-
stoffabkommen zu einem „integralen Bestandteil 
seines Anti-Inflationsprogrammes gemacht". Er be-
gründete dies: „Sharp fluctuations in the prices of 
primary Commodities, both agricultural products 
and industrial raw materials, have been an impor-
tant factor in triggering and sustaining Inflation. 
Inflation, in turn, has triggered increased un  
employment."

9) Vergleiche sein Memorandum vom 14. 4. 1942: 
The International Control of Raw Materials, abge-
druckt in: Journal of International Economics 4 
(1974), S. 299—315. Siehe auch N. Kaldor, Infla-
tion and Recession in the World Economy, Econo-
mic Journal vol. 86, No. 344 (December 1976), S. 703 
bis 714.

Um die Größenordnungen, um die es hier geht, 
bewußtzumachen: ein Verlust von nur 0,1 
Prozent des Weltprodukts entspricht einer 
Summe von über 8 Mrd. US-Dollar.

Stabilere Rohstoffpreise würden überdies, in-
dem sie eine kontinuierliche Ausweitung der 
Investitionen begünstigen, die Rohstoffversor-
gung einer wachsenden Weltwirtschaft ver-
bessern. Sie würden im allgemeinen verbun-
den sein mit stabileren Exporterlösen der Ent-
wicklungsländer. Dies wiederum würde die 
Fähigkeit dieser Länder erhöhen, ihrem Schul-
dendienst nachzukommen1 und neue Kredite 
aufzunehmen, und würde die Stabilität des in-
ternationalen Kreditsystems stärken. Auch 

diese Wirkungen wären Beiträge zur Stabili-
sierung von Wachstum und Entwicklung der 
Weltwirtschaft.

Ausblick

Die Verhandlungen über das auf UNCTAD IV 
beschlossene Integrierte Programm haben sich 
bisher auf zwei Themen konzentriert: Roh-
stoffabkommen und Gemeinsamer Fonds.

Nach UNCTAD V (Mai 1979 in Manila) dürf-
ten nun auch die weiteren Ziele des IP zu 
Verhandlungsthemen werden: Erlösstabilisie-
rung, Rohstoffverarbeitung in den Entwick-
lungsländern und — komplementär dazu — 
Marktöffnung in den Industrieländern, Ver-
besserung der Absatz-, Verteilungs- und 
Transportsysteme für die Rohstoffe der Ent-
wicklungsländer.

Auf der Ministerkonferenz der Gruppe der 
„77" in Arusha/Tansania (12.—16. Februar 
1979), auf der die Entwicklungsländer ihre 
Verhandlungsposition für UNCTAD V ab-
steckten, kündigte sich diese Weiterentwick-
lung der Rohstoffverhandlungen bereits an. 
Die Rohstoffresolution dieser Konferenz for-
dert, die Verhandlungen über einen Gemein-
samen Fonds und Rohstoffabkommen mit 
Nachdruck fortzuführen, und nennt dann als 
drei neue Schwerpunkte:

— die Errichtung eines Erlösstabilisierungs-
systems, zusätzlich zur IWF-Fazilität (Son-
derziehungsrechte) und zum Stabex-Sy- 
stem der EG;

— die Schaffung eines umfassenden Rahmens 
für die internationale Zusammenarbeit bei 
der Ausdehnung der Rohstoffverarbeitung 
der Entwicklungsländer und der Marktöfi-
nung der Industrieländer;

— die Schaffung eines Rahmens für die in-
ternationale Zusammenarbeit im Bereich 
der Vermarktung und Verteilung der Roh-
stoffe, mit dem Ziel, den Anteil der Ent-
wicklungsländer an diesen Funktionen zu 
steigern.

Ein viertes Thema wäre von den westlichen 
Industrieländern in die Verhandlungen einzu-
führen: das Thema der Rohstoffinvestitionen 
und insbesondere der Bergbauinvestitionen in 
den Entwicklungsländern.

Der Anteil der Entwicklungsländer an der 
Weltbergbauproduktion ist mit 32 Prozent 
stark unterproportional, sowohl in Relation 
zu ihrem Anteil an den bekannten Reserven 
(42 Prozent) wie zu ihrem Anteil an der festen 
Erdoberfläche (50 Prozent). In der Dritten 



Welt liegt das größte und oft das wirtschaft-
lich günstigste Rohstoffpotential. Ohne daß 
dieses Potential in ausreichendem Umfang 
exploriert und erschlossen wird, kann der 
wachsende Rohstoffbedarf einer wachsenden 
Weltwirtschaft nicht gedeckt werden. Und 
das heißt vor allem auch: Ohne daß dieses Po-
tential genutzt wird, kann die Rohstoffversor-
gung des Westens nicht gesichert werden; 
denn — anders als der im wesentlichen autar-
ke Osten — der Westen ist von massiven Roh-
stoffeinfuhren aus der Dritten Welt abhängig. 
Einfuhren kann man nur, was produziert wur-
de. Und hier liegt die Gefahr. Denn das Sy-
stem, unter dem in der Vergangenheit Roh-
stoffinvestitionen in den Entwicklungsländern 
finanziert und durchgeführt wurden, ist zu-
sammengebrochen. Die westlichen Bergbau-
konzerne, die diese Aufgabe erfüllten, werden 
heute — falls sie überhaupt noch zugelassen 
würden — von der herrschenden Rechtsun-
sicherheit für Auslandsinvestitionen abge-
schreckt.

In der ersten Hälfte der siebziger Jahre ent-
fielen nur noch 15 Prozent der Explorations-
ausgaben der westlichen Firmen auf die Ent-
wicklungsländer 0). Die meisten Entwick-
lungsländer können jedoch Bergbauprojekte 
nicht allein verwirklichen. Sie haben dazu 
nicht das Kapital und vor allem auch nicht 
das Know-how. Die Folge ist: In vielen Län-
dern der Dritten Welt sind Exploration und 
Erschließung neuer Lagerstätten zum Still-
stand gekommen. Die Bergbaukonzerne kon-
zentrieren die Investitionen auf Kanada, 
Australien, die Vereinigten Staaten und — 
bis vor kurzem! — Südafrika. Statt kosten-
günstiger Lagerstätten in der Dritten Welt 
werden teure Ressourcen in den „sicheren" 
Ländern ausgebeutet. Und angesichts unzurei-
chender Preise unterbleiben Investionen über-
haupt.
Jährlich erschöpfen sich in der Welt etwa 
5 Prozent der erschlossenen Lagerstätten. Zu-
gleich wird die Weltnachfrage nach minerali-
schen Rohstoffen (ohne Brennstoffe) in den 
nächsten zehn Jahren jährlich um 4 bis 5 Pro-
zent steigen; das aber heißt nichts anderes, als 
daß die Bergbaukapazität der Welt in diesen 
zehn Jahren um 50 Prozent (!) wachsen muß. 
Für die Dekade 1975—1985 wurde der Bedarf 
an Bergbauinvestitionen auf 120 Mrd. US-Dol-
lar (Preise von 1975) geschätzt. Hält die ge-
genwärtige Stag 11nation der Exploration und Er

10) Siehe Rex Bosson und Bension Varon, The 
Mining Industry in the Developing Countries, Welt-
bank, Oxford University Press 1977, S. 188. Vgl. 
auch: „Mineralische Rohstoffe", Studienreihe des 
BMWi, Nr. 21, Mai 1978, S. 82.

Schließung von Lagerstätten in der Dritten 
Welt an, so werden diese Investitionen nicht 
zustande kommen. Das Funktionieren der 
Marktwirtschaft wäre auf ganz andere Weise 
bedroht als durch den „Rohstoffdirigismus", 
der so oft als Schreckgespenst an die Wand 
gemalt wird — dadurch nämlich, daß trotz 
steigender Nachfrage die nötigen Investitio-
nen nicht unternommen werden.

Die extreme Rohstoffpreishausse 1972—1974 
machte bereits offenbar, daß die Rohstoffpro-
duktion den Bedarf der Welt in einer Boom- 
Periode nicht mehr befriedigen kann. Und 
ebenso läßt sich die Anfang 1979 in Gang ge-
kommene neue Rohstoffhausse nur von der 
Angebotsseite her erklären n).

Der grundlegende Wandel des Angebot- 
Nachfrage-Verhältnisses auf den meisten Roh-
stoffmärkten ist der Hintergrund, vor dem die 
UNCTAD-Verhandlungen stattfinden. Wer den 
Verhandlungen in den letzten Jahren zu fol-
gen versuchte, hat allerdings das Gefühl, daß 
die Vertreter beider Seiten noch aus der 
Bewußtseinslage der fünfziger und sechziger 
Jahre heraus verhandeln, die durch ein Roh-
stoffüberangebot gekennzeichnet waren.

Kissinger warnte schon 1976 auf der UNCTAD 
IV in Nairobi, die Rohstoffkosten würden ex-
plodieren, wenn die derzeitigen Investitions-
trends anhielten. Er schlug vor, eine Interra- 
tionale Rohstoffbank zu errichten, die eine Art 
Mittelglied zwischen Regierungen in den Ent-
wicklungsländern und westlichen Bergbauun-
ternehmen sein sollte und die ebenso Kapital 
für Investitionen wie Garantien für Inve-
storen geben sollte. Es war ein Versuch, ein 
neues System für Rohstoffinvestitionen in der 
Dritten Welt aufzubauen. Der Vorschlag wur-
de abgelehnt, weil er eingebracht wurde als 
Alternative zum Gemeinsamen Fonds.

Die Zeit aber drängt. Größere Bergbaupro-
jekte brauchen von der Exploration bis zur 
Produktionsreife sechs bis zehn Jahre. Was 
heute getan wird, entscheidet über unsere 
Rohstoffversorgung in der zweiten Hälfte der 
achtziger Jahre.

Eine neue Weltrohstoffordnung

Die alte Rohstoffordnung, unter der einige 
Dutzend westlicher Bergbaugesellschaften die 
effiziente Versorgung der Weltwirtschaft si-
cherten, existiert nicht mehr. Die Aufgabe ist, 
auf neue Weise ausreichende Rohstoffinvesti-
tionen und die unentbehrliche Zusammenar-

11) Siehe Hans-Jürgen Schmahl, Rohstoffhausse — 
kaum bemerkt, in: Wirtschaftsdienst März 1979, 
S. 104, HWWA Hamburg. 



beit zwischen den Bergbaugesellschaften und 
den Entwicklungsländern wiederherzustellen. 
Das Schicksal des Kissinger-Vorschlags je-
doch zeigt, daß diese Aufgabe sich nicht iso-
liert von den übrigen Rohstoffproblemen lösen 
läßt. Sie läßt sich vielmehr nur innerhalb einer 
umfassenden neuen Weltrohstoffordnung lö-
sen, die alle Rohstoffe, die agrarischen wie die 
mineralischen, einschließt und die den Interes-
sen der Entwicklungsländer Rechnung trägt 
und deshalb von ihnen als legitim anerkannt 
wird. Es muß dies eine Ordnung sein, die ein 
doppeltes Ziel verwirklicht: die effiziente Si-
cherung der Weltrohstoffversorgung und die 
Mobilisierung der Rohstoffressourcen der Drit-
ten Welt im Interesse einer beschleunigten 
Entwicklung. Elemente dieser Ordnung müß-
ten sein: stabilere Rohstoffpreise, stetige und 
wachsende Exporterlöse der Dritten Welt, 
Aufbau weiterverarbeitender Kapazitäten in 
den Entwicklungsländern und Öffnung der 
Märkte der Industrieländer, Versorgungssi-
cherheit für die Verbraucherländer und 
Rechtssicherheit für die westlichen Bergbau-
unternehmen in ihrer Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern. Es wäre dies eine Ord-
nung, in der die Entwicklungsländer die Stei-
gerung ihrer Exporterlöse nicht durch Produk-
tionsbeschränkung und höhere Preise zu er-
reichen suchten, sondern durch Ausdehnung 
der Produktion und Vergrößerung ihres Markt-
anteils sowohl bei unverarbeiteten wie bei 
weiterverarbeiteten Rohstoffen.

Eine ausgewogene Regelung in diesem auch 
psychologisch so wichtigen Kernbereich der 
Rohstoffbeziehungen wäre zugleich ein we-
sentlicher Schritt auf das Ziel hin, eine um-
fassende Ordnung der Nord-Süd-Kooperation 
zu entwickeln, in der alle Beteiligten gemein-
same Verantwortung für die Lösung der Pro-
bleme unserer interdependenten Welt über-
nehmen.

Eine solche Ordnung gemeinsamer, gegenseiti-
ger Verantwortung aufzubauen — dies muß 
das Ziel des Nord-Süd Dialogs werden. Es er-
fordert, daß alle drei beteiligten Ländergrup-
pen ihre Einstellung zu diesem Dialog ändern:

— Die Dritte Welt muß davon abgehen, diesen 
Dialog nur als Forum für einseitige Forde-
rungen der Entwicklungsländer zu sehen.

— Die östlichen Industrieländer, die ja begin-
nen, sich in die Weltwirtschaft zu integrie-
ren, müssen Mitverantwortung überneh-
men. Dies heißt vor allem auch: sie müssen 
einen ihrem Potential adäquaten Beitrag 
zur Entwicklung der Dritten Welt leisten; 
ihre — allerdings unter Vorbehalten ange-
nommene — Einbeziehung in die Finanzie-
rung des Gemeinsamen Fonds ist ein erster 
Schritt in diese Richtung.

— Und als Vorbedingung, ohne die sich diese 
Verhaltensänderungen nicht erreichen las-
sen: Die westlichen Industrieländer, die 
immer noch drei Fünftel des Weltprodukts 
erzeugen und damit weiterhin den Schlüs-
sel für Wachstum und Stabilität der Welt-
wirtschaft in der Hand halten, müssen von 
einer reaktiven Politik stückweiser Kon-
zessionen vorstoßen zu einer aktiven, ge-
staltenden Politik. Sie müssen großzügig 
Leistungen anbieten und als Gegenleistung 
fordern, daß die Entwicklungsländer und 
die östlichen Industrieländer ihrerseits die 
Beiträge für das Ganze der Weltwirtschaft 
leisten, ohne die die gemeinsamen Ziele 
des stabilen Wachtums und der beschleu-
nigten Entwicklung nicht zu verwirklichen 
sind.

Die Welt ist in einem tiefgreifenden Wandel 
begriffen. Die Aufgabe für die industriellen 
Demokratien lautet, diesen Wandel mitzuge-
stalten, statt ihn zu erdulden.



Otto Matzke

Entwicklungspolitik als gesamtgesellschaftliche Aufgabe

Die Verflechtung mit der Dritten Welt und die Öffnung der Märkte

I. Einleitung

Eine vieldimensionale Entwicklungspolitik 
setzt in einem demokratischen Staat einen 
möglichst weitgehenden Konsens breiter 
Schichten der Bevölkerung und ihrer gesell-
schaftlichen Gruppen sowie der Parteien vor-
aus. Ein Idealzustand wäre erreicht, wenn die 
Masse engagierter, informierter und kritisch 
mitdenkender Bürger die Entwicklungspolitik 
in ihrem Gesamtkonzept tragen würde. Von 
diesem Zustand ist man freilich in der Bun-
desrepublik Deutschland und in den meisten 
Industrieländern noch weit entfernt. Entwick-
lungshilfe ist für viele ein überflüssiger Lu-
xus, für andere die Gelegenheit zu guten Ta-
ten, die allerdings keine spürbaren Opfer be-
deuten. Die engagierten Entwicklungspoliti-
ker bilden eine Randgruppe, welche bisher 
trotz aller Offentlichkeitskampagnen und mo-
ralisierender Appelle die bestehenden Barrie-
ren nicht überwinden konnte. Wahrscheinlich 
erklärt sich das daraus, daß es bisher kaum 
gelungen ist, dem einzelnen und seinen Inter-
essenverbänden sowie den Parteien den vita-
len Zusammenhang zwischen der wirtschaftli-
chen und sozialen Entwicklung in der Dritten 
Welt auf der einen Seite und der Lohntüte, 
dem Einfamilienhaus und dem jährlichen Ur-
laub im Süden auf der anderen zu verdeutli-
chen. Es ist wesentlich, diesen Zusammen-
hang, ja die Interessenverflechtung zwischen 
Nord und Süd über den Kreis der professio-
nellen Entwicklungspolitiker hinaus transpa-
rent zu machen. Für die Erreichung eines auf

Erweiterte Fassung eines Referats, gehalten im 
Rahmen des Entwicklungspolitischen Kongresses 
ENTWICKLUNG — GERECHTIGKEIT — FRIE-
DEN (veranstaltet vom Deutschen Evangelischen 
Kirchentag, dem Zentralkomitee der deutschen 
Katholiken, der Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher 
Entwicklungsdienst und dem Katholischen Arbeits-
kreis Entwicklung und Frieden), Bonn-Bad Godes-
berg, 24. bis 27. Januar 1979.

Dieser Text berücksichtigt zu den behandelten Fra-
gen den Verlauf der Diskussion in den Plenarsit-
zungen des Kongresses.

solchen Erkenntnissen basierenden, möglichst 
umfassenden Grundkonsenses kommt den Zu-
sammenschlüssen der verschiedenen gesell-

schaftlichen Gruppen, die sich in zunehmen-
dem Maße mit Entwick

1
lungspolitik befassen, 

eine Schlüsselstellung zu ).

1) Mit ihrem ökumenischen Dialogprogramm lei-
sten die beiden Kirchen in diesem Zusammenhang 
einen überaus wichtigen Beitrag. Das auf drei Jah-
re angelegte Programm will „zu mehr Verständnis 
für die gemeinsame Verantwortung führen und 
Wege für entwicklungspolitisches Handeln aufzei-
gen" (so Karl Osner, Generalsekretär des Katholi-
schen Arbeitskreises Entwicklung und Frieden). Auf 
dem in der Eingangsfußnote erwähnten Entwick-
lungspolitischen Kongreß der Kirchen im Januar 
d. J. (Teilnehmerzahl etwa 800) wurden der breiten 
Öffentlichkeit die ersten Ergebnisse des Dialogs 
bekanntgegeben. Der Kongreß war ein beachtli-
cher Erfolg, zumal er die Vorstufe zu einem eigen-
ständigen Dialog zwischen den gesellschaftlichen 
Gruppen sein könnte. Es spricht für das Problem-
bewußtsein der Veranstalter, wenn sie den Kon-
greß — wohl zu bescheiden — als „nur einen 
Schritt im Dialogprogramm“ bewerten (so Karl 
Osner).



II. Traditionelle und andere Instrumente der Entwicklungshilfe

1 Gewisse traditionelle Instrumente der Ent-
wicklungshilfe — wie z. B. Kapital- und tech-
nische Hille — sind nicht unbedingt von ei-
nem spezifischen gesamtgesellschaftlichen 
Konsens abhängig; sicherlich nicht mehr als 
zahlreiche andere finanzielle Aufwendungen 
des Staates. Das Parlament repräsentiert rou-
tinemäßig auch insofern den Volkswillen und 
sanktioniert durch Billigung des Staatshaus-
halts Zuwendungen an die Länder der Dritten 
Welt. Diese Zuwendungen stellen „Opfer" an 
Realeinkommen dar, die aber bisher nieman-
dem weh tun.

Andere entwicklungspolitisch wirksame Maß-
nahmen sind viel einschneidender. Sie stellen 
nicht nur — wie die „traditionellen" Hilfszu-
wendungen — eine zusätzliche finanzielle Be-
lastung aller Steuerzahler dar, sondern sie 
treffen direkt bestimmte gesellschaftliche 
Gruppen. Das ist insbesondere der Fall bei 
dem Abbau von Einfuhrschranken für indu-
strielle und landwirtschaftliche Erzeugnisse 
aus den Entwicklungsländern. Die damit ver-
bundenen Opfer an eigener Produktionsstruk-
tur können Arbeitnehmer, Unternehmer und 
Landwirte in ihrer Existenzgrundlage bedro-
hen. Die insofern bestehenden Interessendi-
vergenzen zwischen den betroffenen Gruppen 
einerseits und den übrigen Bevölkerungs-
gruppen andererseits können nur gesamtge-
sellschaftlich, und zwar durch Konsens, aus-
geglichen werden. Dabei kommt es auf eine 
möglichst breite Verteilung der Lasten an.

Trotz mancher Gegenargumente, die nicht ba-
gatellisiert werden sollten2), sprechen durch-
schlagende Argumente dafür, daß eine ver-
nünftige Politik der Marktölfnung gegenüber 
den Entwicklungsländern (begleitet von pri-
vaten Kapitalinvestitionen) entwicklungspoli-

3) Siehe Rainer Offergeld vor der Arbeitsgemein-
schaft Entwicklungsländer des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie (Pressemitteilung 79/78 
vom 20.9. 78 des BMZ): „Die bei Kritikern immer 
beliebte Forderung, Schwerpunkte zu setzen, kann 
leicht überzogen werden. Gerade wegen der gerin-
gen Absorptionsfähigkeit vieler Entwicklungslän-
der sind Regeln nach dem Muster: .Nicht klek- 
kern, sondern klotzen’ nicht angemessen. Wir 
können mit unseren vergleichsweise bescheidenen 
Mitteln nur mit einer jeweils maßgerechten Politik 
einen optimalen Erfolg erwarten."
Die Vorstellung, daß der Mangel an finanziellen 
Ressourcen die Hauptursache für die bisher rela-
tiv bescheidenen Erfolge der Entwicklungshilfe ist, 
geht an der tatsächlichen Lage vorbei. Prägnant 
formuliert das Problem K. P. Krause (Wirtschafts-
glosse in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, 
13.2. 1979): „Die Entwicklungsländer müssen das, 
was ihnen die entwickelte Welt an finanzieller 
und technischer Unterstützung wie auch an Nah-
rungsmittelhilfe gewähren kann, verdauen, sinn-
voll .absorbieren’ können. Aber die Aufnahmefä-
higkeit ist .. höchst begrenzt. Was an ökonomi-
schen, sozialen und religiösen Strukturen über 
Jahrtausende gewachsen ist, läßt sich nicht in ein, 
zwei Generationen einfach umkrempeln."
Es ist übrigens ein Trugschluß, daß sich durch 
technische Hilfe (z. B. für Ausbildungszwecke und 
für Errichtung von Institutionen) die Absorptions-
fähigkeit beliebig schnell erweitern läßt. Auch die 
technische Hilfe braucht Zeit und stößt immer 
wieder auf Engpässe, die dann ihrerseits zunächst 
überwunden werden müssen. Zum Thema der Ab-
sorptionsfähigkeit siehe auch O. Matzke in: Neue 
Zürcher Zeitung, Fernausgabe 28. 3. 1979.

2) Pointiertester Vertreter der Gegenthese im 
deutschen Sprachbereich ist Dieter Senghaas, wel-
cher für „Dissoziation", d. h. eine weitgehende 
Loslösung der Dritten Welt von den Industrielän-
dern, plädiert. (Siehe sein Buch: Weltwirtschafts-
ordnung und Entwicklungspolitik, Frankfurt 1977. 
Senghaas faßt seine Thesen zusammen in Nr. V 
der entwicklungspolitischen Artikelserie der Neu-
en' Zürcher Zeitung, „Abkoppelung als entwick-
lungspolitische Devise", Fernausgabe 7.9. 78.) Eine 
kurze kritische Würdigung der Thesen von Seng-
haas bringt die Rezension seines Buchs in der 
Neuen Zürcher Zeitung vom 17.6. 1977: Plädoyer 
für eine .revolutionäre’ Entwicklungsstrategie. Kri-
tisch auch: Hans-Jürgen Harborth, Demographie 
Implications of Autocentric Development, in: Inter-
economics, Hamburg, No. 3/4, 1978.

tisch noch weitaus wichtiger ist als eine Aus-
weitung der traditionellen Kapital- und tech-
nischen Hilfe. Diese Hilfe stößt bereits jetzt 
bilateral und multilateral auf gewisse Gren-
zen der Absorptionsfähigkeit3), ganz abgese-
hen davon, daß ihre Ausrichtung auf eine 
Strategie der Deckung der Grundbedürfnisse 
nicht geringe — selbstverständlich zu über-
windende — Schwierigkeiten bereitet. Dem-
gegenüber schafft eine Politik der Marktöff-
nung in fast natürlicher Weise Arbeitsplätze 
in den Entwicklungsländern, stattet die neu 
Beschäftigten mit Kaufkraft aus und versetzt 
sie damit in die Lage, ihre Grundbedürlnisse 
wenigstens primitiv zu decken.

Nichts kennzeichnet die gesamtgesellschaftli-
che Bezogenheit einer auf die eigentliche Pro-
blemsubstanz ausgerichteten Entwicklungspo-
litik deutlicher als die Frage der Marktöffnung. 
Deswegen steht dieses Problem exemplifizie-
rend im Vordergrund der folgenden Darlegun-
gen, wobei auch auf den gegenwärtigen Stand 
der internationalen Interdependenz-Diskus-
sion kurz einzugehen ist.



III. „Eigeninteresse''

Vorweg aber einige Bemerkungen zu dem 
Stichwort „Eigeninteresse". Für manche han-
delt es sich dabei um ein ausgesprochenes 
Reizwort. Schon in dem bloßen Hinweis auf 
das Geberinteresse wollen sie eine „Spekula-
tion auf das Eigeninteresse des deutschen 
Steuerzahlers" und ein „Kalkül mit dem Ego-
ismus" 4sehen ).
In die gleiche Richtung geht es, wenn Unicef 
wegen einer Inseratenserie unter dem Motto 
„Buy a good feeling" kritisiert wird5). Ge-
genüber solcher Überempfindlichkeit darf 
nicht übersehen werden, daß es in der Sache 
doch darum geht, Mittel für vernünftige 
Zwecke zu beschaffen. Die Abwertung oder 
gar Diffamierung des Eigeninteresses der Ge-
ber an der Entwicklungshilfe verkennt nicht 
nur die tatsächliche Lage und die Verängsti-
gung mancher gesellschaftlicher Gruppen ge-
genüber der wirtschaftlichen Stärkung der 
Dritten Welt, sondern sie macht es in einer 
echten parlamentarischen Demokratie noch 

4) Z. B. W. Saulheimer, Das „Goldene Bett" des 
BMZ, in: epd-Entwicklungspolitik 23/78.
5) Al Imfeld, Eine gefährliche Mentalität, in: epd- 
Entwicklungspolitik 23/78.
6) Siehe die in Fußnote 3 zitierte Pressemitteilung 
des BMZ.
7) Manfred Sollich, Entwicklung, Gerechtigkeit 
und Frieden, in: E + Z 11/78.
8) Volle Zustimmung zum Stichwort Interdepen-
denz verdient Hildegard Hamm-Brücher, wenn sie 
im Plenum des Entwicklungspolitischen Kongres-
ses dazu folgendes bemerkte: „Wir haben nicht 
nur moralische Verpflichtungen, den armen und

schwerer, die Entwicklungshilfe zu „verkau-
fen". Rainer Offergeld verdient Zustimmung, 
wenn er einmal sagte, daß sich in der Ent-
wicklungspolitik „das moralisc

6
h Gute . . . mit 

dem Nützlichen verträgt" ). Entwicklungshil-
fe, die sowohl dem Interesse des Nehmers als 
auch dem des Gebers entspricht, kann als 
ideal angesehen und sollte nicht verteufelt 
werden.

Wenn eines der Hauptziele der Entwicklungs-
politik darin besteht, einen internationalen 
sozialen Ausgleich zu erreichen, so stellt sie 
Dienst an der Zukunft aller Menschen — 
gleichgültig ob Geber oder Nehmer — dar. Es 
ist völlig legitim und moralisch einwandfrei, 
die sich in diesem Zusammenhang abzeich-
nende „Perspektive der eigenen Zukunft" 7) 
auch der Geberländer klar als Eigeninteresse 
herauszustellen und damit die Solidarität der 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zu 
mobilisieren und zu stärken.

IV. Die mittel- und langfristige Perspektive: weltweite Interdependenz

Die mittel- und langfristige Perspektive

Die in den nächsten Jahrzehnten auf die 
Menschheit zukommenden Probleme sind so 
komplex, daß keine demokratische Regierung 
sie ohne gesamtgesellschaftlichen Konsens lö-
sen könnte. Für die Industrieländer wird es 
um weitaus mehr als etwa nur um die Erhö-
hung der öfientlichen finanziellen Hilfe gehen 
(z. B. um die Erreichung des magischen 0,7- 
Prozent-Ziels) oder einen spezifischen Res-
sourcentransfer z. B. auf dem Rohstoffsektor 
oder in anderem Zusammenhang, sondern um 
die Einpassung in eine kontinuierlich wach-
sende weltweite Interdependenz, der sich kein 
Land entziehen kann. Die — im eigenen Inter-
esse und im Geiste internationa

8
ler Solidarität 

— zu treffenden Entscheidungen ) sollten 

nicht nur von der jeweiligen Regierungskoali-
tion getragen werden, sondern — ebenso wie 
die der Außenpolitik — von allen Parteien und 
gesellschaftlichen Gruppen. Es geht nicht nur 
um die Aufbringung zusätzlicher finanzieller 
Mittel in irgendwelcher Form, sondern um die 
Bereitschaft zu tiefgreifenden Veränderungen 
struktureller Art, wobei einzelne gesellschaft-
liche Gruppen besondere Belastungen zu tra-
gen haben.

Globale Interdependenz der armen und der 
reichen Länder beinhaltet nicht nur, daß der 
Wohlstand der Industrieländer eine unerläßli-
che Voraussetzung für jede Hilfe an die Drit-
te Welt darstellt. Vielmehr bedeutet dieses 
Konzept auch umgekehrt — und das wird 
noch immer nicht klar genug erkannt —, daß 
ein unaufhaltsamer Prozeß zunehmender Ab-
hängigkeit der reichen Länder von den armen 
in Gang gekommen ist. Moderne Forscher

ärmsten Ländern aus ihrer Misere herauszuhelfen, 
wir haben nicht nur kurzfristige eigene Interessen, 
wir müssen auch Interdependenzgesichtspunkte in 
der Diskussion stärker als bisher in den Vorder-
grund stellen. Wir sind ein rohstoffarmes, export-
abhängiges und bevölkerungszahlenmäßig schrump-
fendes Land. Für uns gilt — noch mehr als für 
die USA oder Frankreich — das Interdependenz- 
Gebot, und dies wiederum zumindest mittelfristig 
im eigenen Zukunftsinteresse." 



sprechen in diesem Zusammenhang bereits 
von „reverse dependency" 9). Treffend hieß 
es daher im Kommunique über den Bonner 
Gipfel im Juli 1978: „Ein Erfolg unserer Be-
mühungen um eine Stärkung unserer Volks-
wirtschaften kommt den Entwicklungs
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ländern 
zugute, und ihr wirtschaftlicher Fortschritt 
wird uns zugute kommen." )

9) So z. B. Mahbub ul Haq, Into Phase Two: The 
Next Critical Step, in: International Development 
Review 1978/2. (Mahbub ul Haq — Pakistan — ist 
Direktor des Policy Planning Department der 
Weltbank und genießt weltweites Ansehen als ei-
ner der führenden Entwicklungspolitiker.)
10) Dazu Otto Graf Lambsdorff: „Die Verständi-
gung zwischen Nord und Süd ist nicht nur ein Ge-
bot der Humanität; sie ist zuallermindest eine not-
wendige Bedingung für ein reibungsloses Funktio-
nieren der Weltwirtschaft“ (in: LIBERAL, 11/78).
11) Siehe FAZ, 29. 12. 78 („Importe helfen der 
Dritten Welt"). Nach den dort zitierten Angaben 
des Bundeswirtschaftsministeriums nahm — bezo-
gen auf den Kopf der Bevölkerung — der deut-
sche Markt bei der Einfuhr von Halb- und Fertig-
waren hinter den Niederlanden zusammen mit 
Schweden den zweiten Platz ein. Die Niederlande 
importierten je Einwohner für 91 Dollar, die Bun-
desrepublik und Schweden jeweils für 84 Dollar. 
Dazu Lambsdorff, a. a. O. (Fußnote 10): „Die Erwei-
terung der industriellen Angebotspalette der Ent-
wicklungsländer rückt den Nord-Süd-Handel des 
Typs .Industriegüter gegegen Industriegüter", statt 
wie bisher .Industriegüter gegen Rohstoffe", immer 
mehr in greifbare Nähe."
12) Nicht direkt durch die Entwicklungshilfe, wie 
gelegentlich mißverständlich berichtet worden ist. 
— Nach einer Prognos-Studie (Christel Bergmann/ 
Helge E. Grundmann, Arbeitsplatzsicherung durch 
Entwicklungshilfe-Kredite und Exporte in Entwick-
lungsländer, Basel 1978) flossen aus den Nettolei-
stungen der staatlichen deutschen Hilfe in Höhe 
von 3,48 Mrd. DM im Jahr 1976 2,3 Mrd. in Form 
von Aufträgen an die deutsche Wirtschaft zurück. 
Dadurch wurden 42 000 Arbeitsplätze gesichert. 
Siehe auch H. E. Grundmann; Auswirkungen der 
Entwicklungshilfe auf Exporttätigkeit, in: Wirt-
schaftsdienst, August 1978.

Die zunehmende wirtschaftliche Abhängigkeit 
der Industrieländer von den Märkten der Ent-
wicklungsländer findet ihren Ausdruck in den 
Exporten der Industrieländer. Z. B. haben sich 
die deutschen Exporte in die Entwicklungs-
länder zwischen 1962 und 1977 verfünffacht, 
und 1977 ging bereits ein Fünftel der Exporte 
der Bundesrepublik in die Dritte Welt. Die 
nicht Erdöl erzeugenden Entwicklungsländer 
konnten ihrerseits 1977 gegenüber der Bun-
desrepublik einen Überschuß von etwa 2,9  
Milliarden D-M
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ark erzielen (gegenüber einem 
deutschen Überschuß von noch 5,3 Milliarden 
D-Mark im Jahre 1974) ).

Untersuchungen, die auf Veranlassung des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit durchgeführt wurden, haben er-
geben, daß gegenwärtig durch 

12
den Export in 

die Entwicklungsländer ) über eine Million 

Arbeitsplätze in der Bundesrepublik gesichert 
sind.

Was den Bereich der OECD-Länder angeht, so 
kam eine von der Universität Pennsylvania 
im Auftrag von UNCTAD im Jahr 1976 erar-
beitete Studie 13 ) zu dem Ergebnis, daß eine 
Steigerung der Wachstumsrate der nicht Erd-
öl produzierenden Entwicklungsländer um 
drei Prozentpunkte in den OECD-Ländern 
eine Steigerung der Wachstumsraten um ei-
nen Prozentpunkt verursachen würde. Das 
entspräche einer Steigerung des jährlichen 
Brutto-Sozialprodukts um etwa 45 Milliarden 
Dollar im OECD-Bereich.

Der Süden als Wachstumsmaschine

Auch wenn gewisse Zweifel an diesen mit 
Hilfe nicht unproblematischer ökonometri-
scher Methoden ermittelten Größenordnungen 
erlaubt sind, so kann doch der tendenziellen 
Richtigkeit der Aussage der Studie kaum wi-
dersprochen werden. Amerikanische Wissen-
schaftler vom Overseas Council in Washing-
ton haben in Anlehnung an die vorerwähnte 
Untersuchung das Schlagwort vom „Süden 
als der Wachstumsmaschine“ geprägt. Ihre 
Kernthese lautet: Der Fortschritt der Entwick-
lungsländer muß schon deswegen in den Mit-
telpunkt der Wirtschaftspolitik der Industrie-
länder gestellt werden, um den künftigen 
Fortschr 14itt von Nord und Süd zu sichern ). 
An der Spitze des dazu erforderlichen Maß-
nahmenpaketes steht die Marktöffnung (ne-
ben Preisstabilisierung für Rohstoffe, Nah-
rung, Energie und Bevölkerungspolitik).

Die hinter dem Stichwort „Marktöffnung" ste-
hende Philosophie wird in der Studie insbe-
sondere in folgenden Thesen zusammenge-
faßt:

— Die Billig-Importe aus den Entwicklungs-
ländern wirken inflationären Tendenzen in 
den Industrieländern entgegen.

— Die Exporte der Industrieländer in die Ent-
wicklungsländer dienen der Sicherung von 
Arbeitsplätzen in den Industrieländern.

— Da Handel aber eine Zweibahnstraße ist, 
hängt die Entwicklung der Exporte der Ent-
wicklungsländer von einer Öffnung der Märk-
te der Industrieländer ab. Erst durch Exporte

13) Trade Prospects and Capital Needs of Delevop- 
ing Countries, 1976—80, Unctad-Dokument TD/B/ 
C.3/134, 15.4. 1976.

14) John W. Sewell u. a. (Overseas Development 
Council, Washington), Can the Rich Prosper With- 
out the Progress of the Poor?, in: International 
Development Review, 1978/2. 



können sich die Entwicklungsländer die Kauf-
kraft für ihre Importe verschaffen.
— Die Vorteile der Marktöffnung übertreffen 
die Nachteile erheblich.

Die Studie erkennt an, daß einige Industrie-
zweige in den Industrieländern durch die 
Marktöffnung schwer betroffen werden, meint 
aber, daß dieses Problem durch strukturelle 
Anpassungsmaßnahmen in den Industrielän-
dern lösbar ist. Konklusion: „Das größte Re-
servoir der Welt an Produktionskapazität 
stellen die noch unterentwickelten und unge-
nutzten menschlichen und physischen Res-
sourcen der Entwicklungsländer dar. Durch 
Anhebung der Kaufkraft dieser Völker und 
durch Entwicklung neuer Märkte für Arme 
und Reiche kann der Warenaustausch inner-
halb und zwischen 
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allen Ländern verstärkt 

werden." )
Das Problem der Marktöffnung wird — wor-
auf Mahbub ul Haq in seinem bereits erwähn-
ten Artikel (siehe Fußnote 9) aufmerksam 
macht — mittel- und langfristig nur dann 

richtig gesehen, wenn man es mit dem der (zu 
verstärkenden) weltweiten geographischen 
Verteilung der industriellen Erzeugung in Zu-
sammenhang bringt. Die komparativen Vor-
teile der traditionellen Industrieländer haben 
sich in manchen Industriezweigen vermindert. 
Dabei spielen neben anderen Faktoren vor al-
lem die Arbeitskosten eine entscheidende 
Rolle. Wenn die Entwicklungsländer versu-
chen, aus dieser Lage entsprechende Konse-
quenzen zu ziehen, so folgen sie dabei nur 
dem Prinzip der internationalen Arbeitstei-
lung. Das gilt vor allem für die Erzeugung 
von Halb- und Fertigwaren. Nach einer von 
Mahbub ul Haq genannten Zahl könnten die 
Entwicklungsländer ihre Devisenerlöse um 
jährlich 24 Milliarden Dollar steigern, falls 
die Industrieländer sämtliche Zolltarif- und 
sonstigen Handelsschranken abbauen würden. 
(Die in Frage stehende Größenordnung wird 
deutlich, wenn man der erwähnten Zahl die 
14,7 Milliarden Dollar gegenüberstellt, welche 
die OECD-Länder im Jahre 1977 an öffentli-
cher Entwicklungshilfe aufgebracht haben.)

V. Das Konzept der vollständigen Konkurrenz 
nur eine „heroische Prämisse"?

Wenn die Entwicklungsländer die weitere 
Öffnung — in jedem Fall aber die Offenhal-
tung im bisherigen Umfange — der Märkte 
der Industrieländer für die Ausfuhr verarbei-
teter Erzeugnisse fordern, so läuft das — so 
Hans Dietrich Genscher — nur darauf hinaus, 
daß sie Grundprinzipien der bestehenden 
Weltwirtschaftsordnung auch dann angewen-
det wissen wollen, wenn es den Industrielän-
dern unbequem ist16). Die Nichtöffnung ist 

15) In diesem Zusammenhang ist das folgende Zi-
tat aus einer Weltbankstudie von Interesse (Pro- 
spects for the Developing Countries, 1978—1985, 
in: Development Policy Staff, The World Bank, 
November 1977): „Der internationale Zuschnitt der 
komparativen Kosten ist schneller Wandlung un-
terworfen. Die Entwicklungsländer werden zuneh-
mend Lieferanten eines erweiterten Angebots von 
Fertigwaren. Gleichzeitig geht in den entsprechen-
den Sektoren der Industrieländer die Erzeugung 
und Beschäftigung zurück. Das entspricht an sich 
den Erwartungen der Wirtschaftsgeschichte und 
-theorie. Aber diese Entwicklung findet mit einer 
niemals dagewesenen Geschwindigkeit statt, und 
es ist nicht überraschend, daß es zu Friktionen 
und zu einer Abwehrhaltung kommt."
16) H.-D. Genscher, in einem Vortrag („Perspekti-
ven der deutschen VN-Politik") vor der Deutschen 
Gesellschaft für die VN, Bonn, 24. 10. 1978 (Bulle-
tin, 26. 10. 1978).

17) So Genscher am 14.6. 1978 im OECD-Mini- 
sterrat (Bulletin, 16.6. 78).
18) Peter Hermes (Rede in Berlin), Herausforde-
rung der Dritten Welt an die Industrieländer, in: 
Bulletin, 6. 5. 1978.
19) Theodor Dams, Weltwirtschaft im Umbruch — 
Konfrontation oder Kooperation mit der Dritten 
Welt?, Freiburg—Würzburg 1978, S. 47 u, 49.

gleichbedeutend mit Verweigerung der Inte-
gration der Entwicklungsländer in die Welt-
wirtschaft. Es ist hart — aber zutreffend —, 
wenn Genscher in diesem Zusammenhang von 
einem „Bruch des Vertrauens“ spricht, „das 
die Entwicklungsländer zeigten, als sie unsere 
Investitionsgüter kauften" 17 ). Für diejenigen, 
die das Postulat vertreten, daß die Weltwirt-
schaft marktwirtschaftlich, aber mit dem Kor-
rektiv des Sozialen geprägt sein sollte, muß 
die Forderung auf Marktöffnung „die berech-
tigste aller Forderungen der Dritten Welt“ 
darstellen 18).

Freilich ist das Konzept der vollständigen 
Konkurrenz in der
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 Praxis nicht mehr als eine 

„heroische Prämisse" ),  und bekanntlich 
droht in einer weltweiten Welle des Protek-
tionismus sogar eine Verschlechterung des 
schon unbefriedigenden Status quo.



VI. Die Rolle der Gewerkschaften

Den Gewerkschaften kommt im Zusammen-
hang mit dem Problem der Marktöffnung 
bzw. Offenhaltung eine Schlüsselrolle zu, ne-
ben welcher die — z. T. ernste — Lage der 
betroffenen Unternehmungen fast in den Hin-
tergrund tritt. Ohne Mitwirkung der Gewerk-
schaften sind auf diesem entwicklungs-
politisch entscheidenden Gebiet Fortschritte 
nicht zu erzielen. Ihre Haltung zu der Frage 
ist durch wesentliche Vorbehalte gekenn-
zeichnet.

Eine Entwicklungscharta der Gewerkschaften

Die — vom Deutschen Gewerkschaftsbund 
mitgestaltete und gebilligte 
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— „Entwicklungs-
charta" des Internationalen Bundes Freier 
Gewerkschaften vom Mai 1978 ) anerkennt 
die Entwicklungshilfe ausdrücklich als „In-
strument der internationalen Solidarität". Sie 
enthält auch ein grundsätzliches Bekenntnis 
zur Liberalisierung des Handels, die erforder-
lich sei, „damit die Entwicklungsländer für 
die Verfolgung ihrer Entwicklungsstrategien 
ausreichend Devisen verdienen können". Die-
se Aussage wird allerdings durch den an-
schließenden Satz relativiert: „Der freie Han-
del kann jedoch nicht verteidigt werden, wenn 
die einzigen Nutznießer die Reichen und die 
Multinationalen sind." Eine Unterstützung der 
Liberalisierung des Handels ist nach der 
„Charta" nur dann annehmbar, wenn sie von 
Maßnahmen begleitet ist, „die gewährleisten, 
daß ihre Gesamtvorteile die vorübergehenden 
Nachteile, die sie für Arbeitnehmer in einem 
bestimmten Industriezweig mit sich bringen 
kann, aufheben'1 21 ). In dieser Klausel könnte 
ein Ansatzpunkt für eine eventuelle Problem-
lösung enthalten sein, der allerdings in ande-
ren Punkten der — zahlreiche Wiederho-
lungen und Überschneidungen aufweisenden 
— Charta wieder abgeschwächt wird.

20) Voller Text in: Materialien Nr. 60 des BMZ: 
Gewerkschaften und Entwicklungspolitik, Nov. 
1978.
21) „Charta", Ziff. 7.

22) Siehe die in Fußnote 20 zitierten BMZ- 
Materialien, S. 57 ff. — Die Sozialklausel geht auf 
Empfehlungen des Kongresses der internationalen 
Textil-, Bekleidungs- und Ledervereinigung vom 
März 1976 in Dublin zurück.
23) Siehe BMZ-Materialien Nr. 60, S. 59. — In ei-
nem Gespräch mit Helmut Schmidt am 15. 11. 1978 
bezeichnete der Ministerpräsident von Singapur, 
Lee Kuan Yew, die EG-Textileinfuhrquoten als 
„eigensüchtig und kurzsichtig" und fügte hinzu: 
„Die Umstrukturierung veralteter Industrien wur-
de nur verschoben. Später wird der Prozeß noch 
schmerzhafter sein."

So soll die industrielle Expansion in den Ent-
wicklungsländern nach der Charta in erster 
Linie auf die Bedürfnisse der heimischen Be-
völkerung abgestellt werden. Wörtlich: „Die 
eigentliche Aufgabe der Industrie in den Ent-
wicklungsländern besteht nicht nur oder vor 
allem darin, Waren für den Handel mit den 
reichen Ländern zu erzeugen, sondern vor al-
lem darin, Waren für die Menschen in den 
Entwicklungsländern herzustellen. Hierzu ist 

die Kauikraft der gesamten Bevölkerung in 
den Entwicklungsländern erheblich zu stei-
gern.“ (Uber das „Wie" sagt die Charta 
nichts.) Gefördert werden soll auch ein um-
fassender Handel der Entwicklungsländer un-
tereinander.

Die Ausfuhren in die Industrieländer sollen 
so „angepaßt" werden, „daß die Entwick-
lungsländer soviel Devisen verdienen, daß sie 
für lebenswichtige Einfuhren bezahlen kön-
nen".

Forderung nach einer Sozialklausel

Besonders hervorzuheben ist die Forderung 
nach einem „Minimum an gerechten Arbeits-
normen", darunter auch das Verlangen nach 
Mindestlöhnen und nach Einhaltung von 
Höchstarbeitszeiten.

Am weitesten ist das Konzept von den „ge-
rechten Arbeitsnormen" in einer vom Textil-
ausschuß der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) im April 1978 zur Aufnahme in das 
Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) vorgeschlagen Sozialklausel entwik- 
kelt worden220). In dem Vorschlag heißt es 
bezüglich der Theorie der internationalen Ar-
beitsteilung, sie sei, „wenn auch verlockend, 
in der Praxis undurchführbar". Zur Rechtferti-
gung der bekannten sogenannten „Selbstbe-
schränkungsabkommen" (Multifaserabkom-
men) auf dem Gebiet der Textilerzeugnisse 
wird angeführt, daß zwar „die Erweiterung 
des internationalen Handels ein grundlegen-
des Anliegen" bleibe, daß sie „aber nicht in 
einer wirtschaftlichen Anarchie erfolgen 
(könne), die sowohl für die industrialisierten 
als auch für die Entwicklungsländer unheil-
volle Folge 23n haben würde" ).

Entwicklungspolitisch besonders relevant ist 
der einschlägige Passus in einer Erklärung 
über „Vollbeschäftigung und Wachstum", 
welche kurz vor dem Gipfeltreffen der sieben 



Staats- und Regierungs-Chefs im Juli 1978 
von den Vertretern der Gewerkschaftsverbän-
de aus den sieben Ländern abgegeben wur-
de24 ). Dort heißt es: „Das Hauptanliegen der 
Entwicklungspolitik sollte sein, die Entwick-
lungsländer in die Lage zu versetzen, für die 
Erfüllung der wirtschaftlichen, sozialen und 
gesellschaftlichen Grundbedürfnisse ihrer Be-
völkerung zu sorgen, anstatt durch die Pro-
duktion billiger Waren für den Export die 
Ausbeutung der einheimischen Arbeitskräfte 
zu fördern." Diese Länder sollen ihre Anstren-
gungen „auf die so sehr benötigte Produktion 
für die eigenen Märkte richten". Zu diesem 
Zweck sollen die Industrieländer zusätzliche 
Entwicklungshilfe leisten. Mit anderen Wor-
ten: Das Grundproblem wird einfach igno-
riert.

24) Siehe BMZ-Materialien Nr. 60, S. 65 ff.
25) Vetter weiter: „Wenn wir die Vollbeschäfti-
gung als internationales Ziel erkennen, haben wir 
bis zum Jahre 2000 noch 1 Milliarde Arbeitsplätze 
zusätzlich zu schaffen."

26) Wörtlich heißt es in dem Papier: „Es ist nicht 
tragbar, daß hochindustrialisierte Entwicklungslän-
der, deren einziger Kosten- und Standortvorteil 
gegenüber den Industrieländern in den Hungerlöh-
nen der Beschäftigten besteht, durch den Massen-
absatz ihrer Güter in den Industrieländern Ar-
beitslosigkeit herbeiführen."
27) Die Kompliziertheit dieses Konzepts, welches
auf die „Sensibilität" der einzelnen Produkte für 
die Märkte der Industrieländer abstellt, wird 
durch den folgenden Passus aus dem Papier der 
Gewerkschaft Textil-Bekleidung illustriert: „Die 
jährlichen Steigerungsraten sind je nach Sensibili-

Heinz O. Vetter auf dem 
Entwicklungspolitischen Kongreß

Auf dem Entwicklungspolitischen Kongreß 
der beiden Kirchen im Januar d. J. bekannte 
sich der Vorsitzende des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, Heinz O. Vetter, erneut „unein-
geschränkt zur Solidarität mit der Bevölke-
rung in den Entwicklungsländern und damit 
auch zu Opfern für diese Menschen". Aber 
die neue Weltwirtschaftsordnung dürfe „nicht 
losgelöst von einer neuen Weltsozialordnung 
angestrebt werden". Er bezog sich dabei aus-
drücklich auf die Entwicklungscharta des In-
ternationalen Bundes Freier Gewerkschaften, 
von der er keinerlei Abstriche machte.

Auch bei dieser Gelegenheit bezeichnete er 
die Aufnahme „von Sozialklauseln in interna-
tionale Handels- und Wirtschaftsverträge mit 
dem Ziel, die Lage der Arbeitnehmer in den 
Entwicklungsländern zu verbessern und mehr 
Arbeitsplätze zu schaffen", als vordring-
lic 25h ).

Zu deutschen Auslandsinvestitionen meinte 
Vetter: „Die deutschen Gewerkschaften (ha-
ben) kein Verständnis für die'Förderung von 
Investitionen aus öffentlichen Mitteln, ohne 
daß sie mit sozialen Auflagen verbunden wer-
den". Es gäbe — so Vetter — zahlreiche Kla-
gen über „das unsoziale und gewerkschafts-
feindliche Verhalten ausländischer Unterneh-
men, und deutsche Unternehmer bilden dabei 
keine Ausnahme". Die Unternehmer ver-

schanzten sich oft hinter der nationalen Ge-
setzgebung in den Entwicklungsländern.

Während Vetter vor dem vollbesetzten Ple-
num des Kongresses der Kirchen sprach, ließ 
die Gewerkschaft Textil-Bekleidung als ihren 
„Beitrag zum Dialog" ein Papier verteilen, 
welches in harter Terminologie in die Debatte 
eingreift. Darin heißt es u. a., daß sich bisher 
„die Geschäfte des internationalen Kapitals 
und Handels in und mit den Entwicklungslän-
dern überwiegend nach frühkapitalistischen 
Regeln vollzogen" haben, die „der Bevölke-
rung in den Entwicklungsländern in sozialer 
Hinsicht nur geringe Verbesserungen ge-
bracht" hätten. Den Unternehmern wird vor-
geworfen, daß sie „aus den Industrieländern 
in die Entwicklungsländer flüchten, um dort 
ohne soziale Bindungen und Verpflichtungen 
zu geringmöglichsten Kosten produzieren zu 
lassen".

In dem Papier wird gefordert, „die Zugangs-
möglichkeiten zu den Märkten der Industrie-
länder zu differenzieren" 26 ). Kulminations-
punkt des Forderungspakets ist der folgende: 
„Damit die Entwicklungsländer selbst aus der 
Industrialisierung Vorteile ziehen können, 
müßte auf die Importwaren aus diesen Län-
dern ein angemessener Sozialzoll erhoben 
werden, der den Entwicklungsländern für die 
Verbesserung ihrer Infra- und Sozialstruktur 
zur Verfügung gestellt werden sollte."

Als beispielhaft „für eine geordnete und aus-
gewogene .. . Regelung der internationalen 
Industrialisierungs- und Handelspolitik" be-
trachtet die Gewerkschaft Textil-Beklei-
dung das Welt-Textilabkommen. Dieses Ab-
kommen bietet — so die Gewerkschaft — „ei-
nen geordneten Rahmen, der den Entwick-
lungsländern" nicht nur eine Absatzsiche-
rung, sondern auch eine Absatzsteigerung in 
den Industrieländern garantiert 27 ).

Die Argumentation der Gewerkschaften bietet 
viele Angriffsflächen. Was z. B. die Verwei-
sung der Entwicklungsländer auf die Versor-
gung ihrer eigenen Märkte angeht (ein Pro-



blem, welches diese Länder natürlich auch 
selbst voll erkennen), so wird — abgesehen 
von anderen Gesichtspunkten — die Bedeu-
tung des Exports als Devisenbringer unter-
schätzt. Die Forderung nach einem „Minimum 
an gerechten Arbeitsnormen" läuft auf den 
Versuch einer Einflußnahme auf die soziale 
Gesetzgebung der Entwicklungsländer hinaus, 
die in diesem Zusammenhang darauf hinzu-
weisen pflegen, daß auch die westlichen In-
dustrieländer mehr als ein Jahrhundert ge-
braucht haben, um das gegenwärtige hohe Ni-
veau ihrer Sozialgesetzgebung zu erreichen. 
Für die Entwicklungsländer stellt die Haltung 
der westlichen Gewerkschaften nichts ande-
res als eine kaschierte Form des Protektionis-
mus dar. In dieser Sicht sprächen die Ge-

werkschaften zwar vom Kampf gegen die so-
ziale „Ausbeutung". In Wirklichkeit käme es 
ihnen aber darauf an, den Entwicklungslän-
dern ihren derzeit wichtigsten Wettbewerbs-
vorteil zu nehmen, nämlich ihre billigeren Ar-
beit 28skosten ).

Bezeichnend für die in manchen Gewerk-
schaftskreisen zur Zeit herrschende Mentalität 
ist es, wenn kürzlich der Vorsitzende der Ge-
werkschaft Textil-Bekleidung nicht nur 
triumphierend erklärte, der Importdruck habe 
dank der sogenannten Selbstbeschränkungs-
abkommen bereits „gewaltig nachgelassen", 
sondern es „hoffnungsvoll" nannte, daß sich 
Staatsanwaltschaften gebildet hätten, welche 
schwerpunktmäßig illegale Einfuhren be-
kämp 29ften ).

VII. Politiker-Meinungen zum Stichwort Marktöffnung

Unmißverständlich sprach sich Bundespräsi-
dent Walter Scheel in seiner entwicklungspo-
litisch wichtigen Ansprache bei der Eröffnung 
des Entwicklungspolitischen Kongresses für 
Marktöffnung aus. Die Argumente gegen die 
Marktöffnung sind für Scheel Vorurteile, wel-
che „die aufgeschlossenen Menschen in ihrem 
Willen verunsichern, etwas gegen Armut und 
Not in der Dritten Welt zu tun“. Wir müssen 

die Konkurrenz der Entwicklungsländer ertra-
gen lernen: „Wird beispielsweise wirklich 
eine Gruppe von Industriebetrieben in unse-
rem Lande von der Konkurrenz aus Südostasi-
en bedroht, so darf es nicht heißen: dieser 
fremde Anbieter muß von unserem Markt 
verschwinden." Scheel übersieht nicht, daß 
bei uns Arbeitsplätze berührt werden. Aber er 
weist darauf hin, „daß wir — wie die Erfah-
rung lehrt — durch die Entwicklung der Drit-
ten Welt insgesamt weit mehr Arbeitsplätze 
gewinnen als verlieren . . . Wir selbst sind in 
hohem Maße auf den Weltmarkt angewiesen. 
Ohne Außenhandel wäre es mit unserer 
Wohlfahrt schnell zu Ende."

Weniger spezifisch, aber doch deutlich äußer-
te sich Helmut Kohl im Plenum des Kongres-
ses, wenn er alle politischen Kräfte und ge-
sellschaftlichen Gruppen einlud, „mit uns zu-
sammen über das von uns vorgeschlagene 
Konzept der internationalen sozialen Markt-
wirtschaft nachzudenken; und vor allem, sich 
mit uns einzusetzen für die strukturpoliti-
schen Maßnahmen im Inland, die zur Ver-
wirklichung einer marktwirtschaftlichen in-
ternationalen Ordnung erforderlich sind — 
und diese Maßnahmen mitzutragen".

Besonders drastisch hat wiederholt (außerhalb 
des Kirchenkongresses) Helmut Schmidt zu 
dem Problem Stellung genommen. Seiner Mei-
nung nach wurde den Entwicklungsländern 
die Technologie doch wohl nicht in der Illu-
sion geliefert, „daß sie daraus ein Museum 
für europäische Technologie machen ... Wir 
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tat der Produkte für die Märkte der Industrielän-
der unterschiedlich hoch. Der Grad dieser Sensibi-
lität bemißt sich nach dem bisherigen Anteil der 
Importe am gesamten Verbrauch des jeweiligen 
Produktes. Entsprechend dieser vereinbarten Zu-
wachsraten ist eine sichere Investitions-, Produk-
tions- und Absatzplanung auch in den Entwick-
lungsländern möglich, ohne daß sie befürchten 
müßten, daß Industrieländer wegen eigener Markt-
störungen und Marktzerrüttungen zu einseitigen 
Importbeschränkungen greifen würden. Für die In-
dustrieländer bringt dieses Abkommen eine gewis-
se Stabilisierung der Beschäftigungslage und die 
Sicherheit vor abrupten, importbedingten Beschäf-
tigungskrisen."
28) Ansgar Skriver (Publik-Forum, 9. 2. 1979, S. 11) 
meint zu diesen — vom Verfasser auf dem Kon-
greß der Kirchen, vertretenen — Thesen, daß „ein 
Minimum an Menschlichkeit auch gegenüber den 
.Sachzwängen' der wirtschaftlichen Arbeitsteilung 
politisch durchgesetzt werden" müsse, über dieses 
Ziel dürfte allgemeine Übereinstimmung herr-
schen. Aber: Ist es nicht Sache der Entwicklungs-
länder, selbst zu definieren, was sie unter einem 
„Minimum an Menschlichkeit" verstehen? Können 
die Industrieländer mit ihren völlig verschiedenen 
Maßstäben gegenüber den souveränen Entwick-
lungsländern in sozialpolitischen Fragen eine 
Schiedsrichterrolle beanspruchen?
29) Stuttgarter Zeitung vom 21. 12. 1978: Welttex-
tilabkommen zeigt Erfolge.



haben doch wissen müssen, daß sie Technolo-
gie und Investitionen mit relativ billiger Ar-
beitskraft kom 30binieren würden" ).  Als Bei-
spiele erwähnte Schmidt Schiffe, Massenstäh-
le, Textilien und Kameras. Für ihn sind „Op-
fer an eigener Produktionsstruktur unver-
meidlich, und mehr Entwicklungshilfe wertet 
er als gleichbedeutend mit der wesentlichen 
Umstrukturierung unserer eigenen Industrie". 
Dieser Umstrukturierungsprozeß könne „sogar 
zu eher mehr Arbeitslosigkeit" führen.

Nicht weniger deutlich ist der Standpunkt 
Herbert Wehners, der sich nachdrücklich zur 
internationalen Arbeitsteilung bekennt, da sie 
viel mehr an Arbeitsplätzen geschaffen als 
vernichtet habe. Er zitiert Untersuchungen 
des Kieler Instituts für Weltwirtschaft, wo-
nach bis 1985 in den deutschen Verbrauchs-
güterindustrien fast ein Fünftel der Beschäf-
tigten als Folge preiswerter Importe aus Ent-
wicklungsländern ihre Arbeitsplätze verlieren 
wird. Aber er rechnet damit, daß die Entwick-
lungsländer durch ihre Industrialisierung zu 
interessanten Absatzmärkten für die alten In-
dustriestaaten werden und daher durch ihre 
wachsende Aufnahmefähigkeit für hochwer-
tige Erzeugnisse zur Arb
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den Industriestaaten beitragen ).

Auch Rainer Offergeld, Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, bekennt sich 
entschlossen zur Marktöffnung: „Auch wer 
annimmt, unsere -Zusammenarbeit mit Ent-
wicklungsländern schade uns, weil wir Kon-
kurrenten von morgen aufbauen, der irrt. Un-
sere größten* Handelspartner sind die indu- 
strialisierten Länder, obwohl sie auch unsere 
schärfsten Konkurrenten sind. Je weiter also 

die Länder Afrikas, Asiens und Lateinameri-
kas entwickelt sind, desto mehr können sie 
zu beider Nutzen mit uns Handel trei-
ben 32." )

Auf dem Entwicklungspolitischen Kongreß 
der Kirchen zählte Offergeld die Frage der 
Marktöffnung zu den besonders „konflikt-
trächtigen“ Problemen und stellte die Forde-
rung, „den offenen Markt bei uns auch dann 
zu verteidigen, wenn man vor der Betriebs-
versammlung eines betroffenen Unternehmens 
spricht".

Die Haltung der Unternehmer umriß der Prä-
sident des Deutschen Industrie- und Handels-
tages, Otto Wolff von Amerongen, vor dem 
Plenum des Kongresses. Kernpunkt: „Es ist 
auch ein Gebot der Redlichkeit und Glaub-
würdigkeit, daß man nach großen Erfolgen 
beim Export von Anlagen und Maschinen 
dann keine Maßnahmen gegen die damit her-
gestellten Produkte ergreift, wenn sie auf die 
Märkte der Industrieländer vordringen. Im 
übrigen halte ich die Furcht vor den Indu-
striegütern aus Entwicklungsländern für über-
zogen. Gerade der inter- und intraindustriel-
le Austausch macht den wesentlichen Teil 
des Welthandels zwischen den industrialisier-
ten Länd 33ern aus." )

31) H. Wehner in der Festschrift zum 75jährigen 
Bestehen des Verbandes Beratender Ingenieure 
VBI, Essen 1978. — Wehner schreibt dort ferner, 
daß „die Angst vor dem Verlust von Arbeitsplät-
zen ... der schlechteste Ratgeber für lautstarke 
Rufe nach Protektionismus und Dirigismus" sei. — 
An Formulierungen von Adam Smith erinnert fol-
gende These Wehners: „Verkaufen kann man nur, 
wenn andere auch kaufen können. Durch vermehr-
te weltweite Arbeitsteilung kann der Wohlstand 
aller gesteigert werden.“
32) R. Offergeld, Entwicklungshilfe sichert Ar-
beitsplätze auch in der Bundesrepublik, in: 
DSG-Betriebs-Zeitung, Frankfurt 9/10— 1978.
33 )Otto Wolff von Amerongen, Elemente für ei-
nen entwicklungspolitischen Grundkonsens — aus 
der Sicht der Unternehmer (Referat auf dem Kon-
greß der beiden Kirchen). Aus dem Referat verdie-
nen auch die folgenden Sätze Hervorhebung: „Die 
deutsche Wirtschaft muß davon ausgehen, daß der 
zunehmende Importdruck der letzten Jahre auch 
in Zukunft anhalten wird. Sie unterstützt diese 
Strategie einer Einbeziehung der Entwicklungslän-
der in den internationalen Handel, auch wenn sie 
die Folgen am eigenen Leibe zu spüren bekommt. 
Sie darf für sich in Anspruch nehmen, „die größte 
Offenheit und Anpassungsbereitschaft gegenüber 
Entwicklungsländern aufzuweisen ... Ich bin auch 
der Meinung, daß wir per Saldo und über längere 
Zeit durch den verstärkten Warenaustausch mit 
Entwicklungsländern Beschäftigungsverluste erlei-
den. Aber wir können diesem Strukturwandel ein-
fach nicht ausweichen. Jedes Konservieren von 
Struktur schafft noch größere Probleme. Die Pro-
bleme werden zusätzlich dadurch verschärft, daß 
die Exportausweitung der Entwicklungsländer sich 
gegenwärtig auf verhältnismäßig wenige Kategori-
en von Fertigprodukten beschränkt."

30) Helmut Schmidt auf den Hamburger Wirt-
schaftslagen der Friedrich-Ebert-Stiftung am 28. 4. 
1978, Bulletin 8. 5. 1978.
Auf einer Veranstaltung der SPD mit Gewerk-
schaften und Arbeitgeberorganisationen (Essen, 
1.2. 1979) forderte Schmidt mehr Mobilität und 
Leistungsbereitschaft: „Was bei ausländischen Ar-
beitnehmern möglich ist, muß auch Deutschen zu- 
gemutet werden können. Alles andere ist Konser-
vatismus und Faulheit." Bei gleicher Gelegenheit 
wandte sich Schmidt gegen „Horrorzahlen" über 
verlorene Arbeitsplätze. Industrieller Wandel habe 
seit 200 Jahren schon immer Arbeitsplätze ver-
nichtet und neu geschaffen. — Demgegenüber ver-
langte der DGB-Vorsitzende H. O. Vetter, die Ent-
wicklung der Technik durch mehr Mitbestimmung 
in gesellschaftliche Verantwortung zu nehmen: 
„Technischer Fortschritt ohne sozialen Fortschritt 
ist überhaupt kein Fortschritt." — Für den Bun-
desverband der Deutschen Industrie warnte Präsi-
dent Rodenstock vor der Nichtnutzung von Inno-
vationschancen, da durch passives Verhalten 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit und damit 
Arbeitsplätze aufs Spiel gesetzt würden. Siehe 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (L. B.), 2. 2. 1979, 
und Handelsblatt (rö), 2. 2. 1979.



Als repräsentativ für die in den Entwick-
lungsländern vorherrschende Meinung kann 
ein „Appell an die Reichen" von Manuel 
Perez Guerrero (Minister für Internationale 
Angelegenheiten von Venezuela) gewertet 
werden. Für ihn ist ein Einverständnis erfor-

derlich, „daß die Lösung der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Probleme immer mehr auf ei-
ner Stärkung der Kaufkraft der Entwicklungs-
länder basieren muß. Auf diese Weise könn-
ten auch die Industrieländer den Export ihrer 
Investitions- und Konsumgüter in diese Län-
der st 34eigern." ).

VIII. Bereitschaft zum Strukturwandel

Marktöffnung ist gleichbedeutend mit ständi-
gem Strukturwandel. Strukturwandel beinhal-
tet Verlust bestehender und Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. Es bedarf keiner besonderen 
Phantasie, um sich der damit verbundenen — 
oft schweren — Opfer bewußt zu werden, die 
nicht nur von den Unternehmern, sondern vor 
allem von den Arbeitnehmern zu bringen 
sind. Die Versuchung könnte naheliegen, die 
Arbeitsplätze durch staatliche Interventionen 
zu erhalten. Aber (wie es Graf Lambsdorff 
einmal formuliert hat): „Auf längere Sicht 
wäre jedoch Konservierung eher kontrapro-
duktiv. Trotz steigender Kosten würde der 
Schutz der Arbeitsplätze letztlich nicht gelin-
gen 35." )

Wie es in einem, im Januar 1979 vorgeleg-
ten Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 
(Vorsitzender Prof. Hans K. Schneider) des 
Bundesministeriums für Wirtschaft über 
„Staatliche Interventionen in einer Markt-
wirtschaft" heißt, ist 
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„Ziel an sich" ).

Vielmehr müsse sie der Ergänzung, erforderli-
chenfalls der Korrektur der marktwirtschaftli-
chen Steuerung dienen. Der Beirat warnt vor 
strukturpolitischen Sonderprogrammen und 
fordert, daß sich die Strukturpolitik den allge-
meinen wirtschaftlichen Zielen unterzuordnen 
habe. Das Auftreten von Uberkapazitäten dür-
fe nicht fast automatisch eilige staatliche Ad- 
hoc-Strukturhilfen auslösen. Nach dem Prin-
zip der „Hilfe zur Selbsthilfe" sei die Bereit-
schaft zu fördern, durch eigene Leistung zu 
bestehen. Der Wettbewerb dürfe auch in Kri-
senfällen nicht ausgeschaltet werden. Staatli-
che Eingriffe sollten sich daher an dem Ziel 
orientieren, den Anpassungsprozeß „sozial er-
träglich" zu gestalten, ihn aber nicht zu 
schnell ablaufen zu lassen. Die langfristig ko-
stengünstigen Betriebe müßten erhalten blei-
ben.

Wie die internationalen Erfahrungen der ver-
gangenen Jahrzehnte gezeigt haben, haben 
„vorsorgliche und nachträgliche Korrekturen" 
anzupassender Produktionsstrukturen in kei-
nem System so reibungslos funktioniert wie 
in einer freiheitlichen Wirtschaftsord-
nun 37g ).

Auf der bereits erwähnten Veranstaltung der 
SPD mit Gewerkschaften und Arbeitgeberor-
ganisationen am 1. Februar d. J. (siehe Fußno-
te ) stellte Helmut Schmidt nicht in Abrede, 
daß Strukturschwierigkeiten bei Kohle und 

37) So Ernst Günter Vetter in: Ohne Grundsätze 
zerfließt alles, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
13.2. 1979. — Vetter weist auf ein immer ernster 
werdendes Problem hin, nämlich das, ob mit ei-
nem anhaltenden Wachstum gerechnet werden 
kann. Während z. B. Graf Lambsdorff glaubt, 
strukturelle Schwierigkeiten im Rahmen anhalten-
den Wachstums bewältigen zu können, äußert 
Biedenkopf Skepsis hinsichtlich des anhaltenden 
Wachstumspotentials einer reifen Volkswirtschaft. 
Dazu Vetter wörtlich: „Die Expansionskraft einer 
an Bedürfnissen gesättigten und mit hoher Kapi-
talausstattung bereits arbeitenden Volkswirtschaft 
muß nachlassen. Die Erschöpfung von Rohstoff-
und Energiequellen setzt auch dem Innovationspo-
tential Grenzen." — Es ist daher überaus proble-
matisch, ob auf die „Medizin Wachstum" auch 
künftig noch Verlaß sein kann.

34) M. Perez Guerrero, „Ein letzter Versuch" — 
Appell an die Reichen, in: Die Zeit, 8. 12. 1978. — 
Zur Marktöffnung meint Guerrero: „Die Entwick-
lungsländer können nicht dazu verdammt werden, 
ständig Rohstoffe zu exportieren, obwohl ihre Be-
völkerung dringend Arbeitsplätze benötigt, die 
durch die Bearbeitung der Rohstoffe geschaffen 
werden könnten. Von selten der Industrieländer 
ist es unvernünftig, den freien Markt zu verteidi-
gen und gleichzeitig den Fertigprodukten aus den 
Entwicklungsländern den Zugang zu ihren eigenen 
Märkten zu verwehren."
35) A. a. O. (s. Fußnote 10).
36) Siehe Kurzbericht über das Gutachten in 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 1.2. 1979 
(Ho.) — Das Gutachten befaßt sich ausführlich mit 
der immer stärker werdenden Kritik an der 
Marktwirtschaft, insbesondere mit der Gefahr, daß 
die Funktionsbedingungen einer marktwirtschaftli-
chen Ordnung immer mehr ignoriert werden. Bei 
richtiger Ausgestaltung biete die Marktwirtschaft 
auch bei der Bewältigung des Strukturwandels 
bessere Lösungen als die anderer bürokratischer 
Ordnungssysteme. Kernthese: „Wachsender Wohl-
stand und freie Betätigung werden als gegeben 
hingenommen, zusätzlich werden aber immer wei-
tergehende Absicherungen des einzelnen gegen-
über den wechselnden Marktlagen und sonstigen 
Garantien für den individuellen Besitzstand gefor-
dert."



Stahl im Ruhrgebiet zu überdurchschnittlich 
hohen Arbeitslosenzahlen geführt haben. 
Schmidt warnte aber vor einer wachsenden 
Feindschaft gegen die Technik und vor einem 
allgemeinen Zivilisationspessimismus: „Wer 
menschengerechte Arbeitsplätze bei steigen-
dem Lebensstandard will, muß wissen, daß 
dies alles ohne Technik und Forschung, Inno-
vation und Fortschritt nicht geht." Für 
Schmidt sind die deutschen Erzeugnisse auf 
den Weltmärkten schon die teuersten, und sie 
müßten daher zumindest auch „die besten, die 
modernsten, die schnellsten und die zuverläs-
sigsten sein".

In klarem Widerspruch dazu vertrat der DGB- 
Vorsitzende, Heinz O. Vetter, bei gleicher 
Gelegenheit die These, daß die Technik nicht 
länger allein unter der — am Gewinnstreben 
orientierten — Verfügungsgewalt der Arbeit-
geber bleiben dürfe.

Von einem Konsens bezüglich all dieser — 
für das Problem der Marktöffnung relevanten 
— Probleme kann bis heute überhaupt noch 
nicht die Rede sein. Auch der Kongreß der 
Kirchen hat zu keinen wesentlichen Fort-
schritten in der Diskussion geführt. Er hat al-
lenfalls bestätigt, daß den Gewerkschaften be-
züglich der Probleme der Marktöffnung und 
der damit verbundenen Strukturmaßnahmen 
eine Schlüsselstellung zukommt.
In diesem Zusammenhang ist die bereits er-
wähnte Klausel in der Entwicklungscharta 
des Internationalen Bundes Freier Gewerk-
schaften vom Mai 1978 relevant, wonach die 
Anpassungs- (sprich Restrukturierungs-) Poli-
tik „beschäftigungsorientiert" sein muß 38 ).

38) S. Charta Ziff. 7 und 8.
39) So Peter Hermes, a. a. O. (s. Fußnote 18).
40) FAO Commodity Review and Outlook: 
1977—79, S. 11. 41) Bulletin, 30. 1. 1979, S. 92.

Da die Herausforderung der Dritten Welt an 
die Industrieländer alle angeht, ist der Staat 
„auf das Verständnis, auf kritische Zustim-
mung, auf engagierte Unters

39
tützung und die 

Opferbereitschaft der Bürger angewiesen" ).

IX. Agrarprotektionismus

Die Marktöffnung zugunsten der Entwick-
lungsländer auf dem Agrargebiet trifft auf 
noch weitaus größere Schwierigkeiten als die 
auf dem Industriesektor. Die Agrarpolitik gibt 
ein klassisches Beispiel für den spezifischen 
Konflikt zwischen den Interessen eines ge-
sellschaftlichen Sektors und den Interessen 
der Gesamtgesellschaft bzw. zwischen Agrar-
politik und Entwicklungspolitik.

Wie die Welternährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der UNO (FAO) in ihrem 
neuesten einschlägigen Bericht feststellt40 ), 
ist der weltweite Protektionismus in der 
Landwirtschaft ein „ernstes und chronisches 
Problem". Wörtlich: „Einige neue Handelsbe-
schränkungen für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse wurden in den letzten Jahren einge-
führt, und einige alte Handelsschranken sind 
aufgelockert worden. Die wesentlichsten Han-
delsbeschränkungen — welche sich vor allem 
auf Zucker, Fleisch und Milcherzeugnisse be-
ziehen — sind der Ausdruck der Wirkungen 
lang bestehender inländischer Agrarstüt- 
zungs- und Stabilisierungsmaßnahmen in ent-
wickelten Ländern."

Die Spezialisten der FAO stellen resignierend 
fest, daß es schwer sei, die Tragweite der 

letzten Veränderungen protektionistischer Art 
„auch nur annähernd abzuschätzen", da die 
Definition des Begriffs Protektionismus wech-
selnden Interpretationen unterworfen ist, ins-
besondere soweit es sich um nicht-tarifäre 
Handelsbeschränkungen handelt. Die Maß-
nahmen werden laufend verändert und oft 
nicht veröffentlicht.

Ein Beispiel für einen hochperfektionierten 
Agrarprotektionismus liefert die EG. Zwar be-
kennt sie sich (ebenso wie ihre einzelnen Mit- 
gliedstaaten) immer wieder mit Emphase zur 
Notwendigkeit der Entwicklungshilfe, aber 
auf dem Gebiet der Agrarpolitik wirken diese 
Deklamationen allenfalls wie Lippenbekennt-
nisse. Wenn Landwirtschaftsminister Josef 
Ertl auf der „Internationalen Grünen Woche" 
im Januar d. J. in Berlin einmal mehr die „oft 
gehörte Anschuldigung eines sogenannten 
deutschen oder EG-Agrarprotektionismus” als 
„absurd" zurückwies und von einer „weltoiie-
nen und liberalen (!) Handelspolitik“ auf dem 
Agrargebiet sprach41 ), so steht das im Ge-
gensatz zur tatsächlichen Lage. Solche offen-
sichtlichen overstatements tragen nicht zur 
Erhöhung der Glaubwürdigkeit der hinter ih-
nen stehenden Interessengruppen bei.

Wie Hermann Priebe zutreffend feststellt, war 
das Marktordnungssystem der EG mit dem 



Grundsatz des freien Warenverkehrs im EG- 
Raum zunächst ein gewisser Fortschritt ge-
genüber den früheren Agrarsystemen der ein-
zelnen Mitgliedstaaten mit ihren vielfältigen, 
teilweise gegensätzlichen protektionistischen 
Maßnahmen42 ). Aber die durch unterschied-
liche Interessen verursachte schrittweise 
Ausweitung der Marktordnungsmaßnahmen 
brachte „eine Summierung der agrarpoliti-
schen Protektionsmaßnahmen auf der Ge-
meirischaftsebene". Die verantwortlichen Po-
litiker — auch die deutschen — wurden „Ge-
fangene eines Systems, in dem . . . schließlich 
wirtschafts- und agrarpolitisch unsinnige Ent-
scheidungen nur noch getroffen werden, um 
nicht durch ihre Ablehnung die Integration zu 
gefährden" (so Priebe a. a. O.). Die unbegrenz-
ten Absatzgarantien zu — von Politikern aus-
gehandelten — Festpreisen wurden zum „neu-
ralgischen Punkt" des Systems.

42) Hermann Priebe, Vom Getreidezoll bis zur 
grünen Währung — Hundert Jahre Agrarprotek-
tion, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20. 1. 
1979.
43) S. Heft 166 der Sammlung Landwirtschaft — 
Angewandte Wissenschaft: Zur Reform der Agrar-
politik der EWG, Hiltrup bei Münster (Westf.) 
1973. — S. ferner O. Matzke, Die Dritte Welt und 
die Agrarpolitik der EG-Länder, Frankfurt 1974, 
mit zahlreichen Literaturhinweisen.

44) S. die in Fußnote 40 zitierte FAO-Veröffent- 
lichung S. 12 — Nach fachlichen Schätzungen 
wird die Finanzierung der Milchmarkt-„Ordnung" 
im Jahre 1979 rund 12 Milliarden DM kosten.

Daß die Aufrechterhaltung dieses Systems 
jährlich einen finanziellen Aufwand von mehr 
als 30 Milliarden DM erforderlich macht (wo-
bei Lagerhaltung und Verschleuderung von 
Überschüssen einen nicht unwesentlichen 
Teil dieser Mittel beanspruchen), müssen sich 
europäische Entwicklungspolitiker immer 
wieder von den Entwicklungsländern entge-
genhalten lassen.

Nüchtern stellte schon vor einigen Jahren 
Professor E. Buchholz in der Anlage zu einem 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten vom Sommer 1973 folgen-
des fest43 ): „Mit der bisherigen Handhabung 
dieses (Abschöpfungs-)Systems ist der Wett-
bewerb durch Angebote aus dritten Ländern 
auf den Agrarmärkten der Gemeinschaft 
praktisch ausgeschaltet worden. Der in 
Art. HO des EWG-Vertrags niedergelegten 
Absichtserklärung, auch mit der Agrarpolitik 
zur Harmonisierung des Welthandels und der 
Beseitigung von Handelshemmnissen beizu-
tragen, ist kaum entsprochen worden. Hierher 
gehört auch, daß die EG-Länder durch hoch 

subventionierte Exporte von Überschüssen in 
Drittländer mögliche Exporte der Entwick-
lungsländer verdrängen."

Für die Sicherstellung eines ausreichenden 
Selbstversorgungsgrades für Grundnahrungs-
mittel in den Industrieländern haben auch die 
Entwicklungsländer Verständnis. Was sie mit 
Erbitterung zur Kenntnis nehmen, ist das In-
kaufnehmen laufender, gewaltiger Überschuß-
produktionen. Die auch von Buchholz er-
wähnte Tatsache, daß die — mit hohen Sub-
ventionen — in den Weltmarkt gepumpten 
Überschüsse den Entwicklungsländern poten-
tielle Märkte wegnehmen, ist ein besonders 
bedenklicher Aspekt einer falschen Agrarpo-
litik. Die Zuckerpolitik ist in krasses, aber 
nicht das einzige Beispiel in diesem Zusam-
menhang. Wie der „FAO-Commodity Re-
view" 44 ) feststellt, werden die EG- 
Zuckerüberschüsse auf dritten Märkten „mit 
Hilfe zunehmend steigender Exportsubven-
tionen abdisponiert". Die Kosten dieser Ver-
schleuderungspolitik allein für Zucker belie-
fen sich 1978 auf etwa 800 Millionen US-Dol-
lar (gegen 414 im Jahr 1977). Entwicklungslän-
dern, die nicht Mitglieder des Lome-Abkom-
mens sind, die aber auf Zuckerexporte als De-
visenbringer angewiesen sind, wurden durch 
die EG-Zuckerpolitik die Märkte genommen 
und die Preise verdorben.

Das Argument von der Notwendigkeit der Si-
cherstellung eines gewissen Selbstversor-
gungsgrades bietet keine überzeugende Be-
gründung dafür, daß es immer noch nicht ge-
lungen ist, alle Einfuhrhemmnisse für tropi-
sche Erzeugnisse (und zwar als Rohstoffe und 
in verarbeiteter Form) völlig abzubauen. Be-
sonders passen die in weitem Umfange fort-
geltenden Restriktionen für die Einfuhr verar-
beiteter Agrarerzeugnisse nicht in das Kon-
zept einer „weltoffenen und liberalen 
Handelspolitik" (Ertl). Die von den Industrie-
ländern bisher für verarbeitete Produkte ge-
machten handelspolitischen Zugeständnisse 
werden von den Entwicklungsländern mit 
Recht als völlig unzureichend und als ekla-
tanter Beweis dafür gewertet, daß es bei den 
„Reichen" im Grunde immer noch am politi-
schen Wille fehle, den „Armen" eine faire 
Chance zum Aufbau arbeitsintensiver und de-
visenbringender Industrien zu geben.



In dem auf dem Godesberger Kongreß im Na-
men des Präsidenten des Deutschen Bauern-
verbandes, Constantin Freih

45
err Heereman, 

verlesenen Referat ) wird vor der Unter-
schätzung des politischen Risikos einer inter-
nationalen Arbeitsteilung gewarnt, und es 
wird als „kurzsichtig und unverantwortlich" 
bezeichnet, die auf dem Gebiet der Nahrungs-
versorgung bestehende „potentielle Unabhän-
gigkeit leichtfertig aufs Spiel zu setzen". Das 
— von niemandem angefochtene — Konzept 
eines gewissen Selbstversorgungsgrades mit 
Grundnahrungsmitteln wird hochgespielt, 
wenn die Möglichkeit einer offenen Konfron-
tation im Nord-Süd-Konflikt erwähnt und ge-
sagt wird: „Von einer Position der Stärke zu 
verhandeln, ist immer besser als umgekehrt."

Heereman erweckt den Eindruck, als ob ir-
gend jemand die „schrankenlose Liberalisie-
rung" des Agrarhandels fordere und bezeich-
net gegenüber diesem — von niemandem ver-
tretenen — Petitum die „ausreichende Be-
rücksichtigung der zwingenden Nebenbe-
dingungen, der .politischen Unsicherheit' und 
der .faktischen Verhältnisse'" als unerläßlich. 
Er spricht von „pragmatischen, auf die kon-
krete Situation zugeschnittenen Lösungen", 
ohne freilich auch nur andeutungsweise zu 
sagen, wo etwaige Kompromißmöglichkeiten 
liegen könnten.

Der Bauernverband ist sich natürlich der Tat-
sache bewußt, daß der Agrarprotektionismus 
in seinem gegenwärtigen Ausmaß nicht den 
Interessen der Gesamtgesellschaft und den 
Forderungen der Entwicklungsländer ent-
spricht und damit immer unhaltbarer wird. 
Man spielt aber weiter auf Zeitgewinn und 

bietet an, den mit den Kirchen be
46

gonnenen 
Dialog )  zu den „noch offenen Grundsatzfra-
gen" fortzusetzen „und gleichzeitig durch ge-
duldige Aufklärungsarbeit in den eigenen Rei-
hen die Basis für eine offenere entwicklungs-
politisch 47e Haltung vorzubereiten" ).

Die Kirchen sollen an der Aufklärungsarbeit 
auf dem Lande mitwirken, um wenigstens 
eine „Politik der kleinen Schritte" treiben zu 
können („aus unserer Sicht der einzig richtige 
Weg").

Diese Haltung bedeutet praktisch, daß man 
für absehbare Zukunft nicht bereit ist, sub-
stantielle Zugeständnisse zu machen. Es er-
scheint hoffnungslos, von den Landwirten zu 
erwarten, daß sie einer weiteren Marktöff-
nung zustimmen. Die entscheidende Frage ist 
die, ob die anderen gesellschaftlichen Grup-
pen eine solche Taktik noch jahrelang hin-
nehmen werden. Es geht nicht um eine 
„schrankenlose Liberalisierung des Agrarhan-
dels", vor der Heereman warnt, sondern um 
substantielle, entwicklungspolitisch wichtige 
Teilzugeständnisse. Die Gesamtgesellschaft 
muß diese — nötigenfalls gegen partikulari- 
stische Interessen — durchsetzen. Es ist frei-
lich eine spannende Frage: „Was mu

48

ß noch 
geschehen, damit in der Agrarpolitik etwas 
geschieht?" )

In dem Arusha-Programm der „Gruppe der 
77", welches auf einer Ministertagung im Fe-
bruar zur Vorbereitung der fünften UNCTAD- 
Session (im Mai in Manila) beschlossen wur-
de, ist erneut die Eliminierung des Protek-
tionismus bei Fertigwaren und Agrarproduk-
ten als eine der wichtigsten Forderungen auf-
gestell 49t worden ).

X. Verschlechterung des Status quo?

Die Plädoyers für eine weitere Marktöffnung 
auf industriellem und landwirtschaftlichen 
Gebiet beinhalten selbstverständlich auch die 
These der Olfenhaltung der Märkte, d. h. der 

Erhaltung wenigstens des Status quo. Die in-
sofern bestehenden ernsten Gefahren werden 
immer deutlicher. Eine Zeitungsüberschrift *

45) Constantin Freiherr Heereman, Elemente für 
einen entwicklungspolitischen Grundkonsens — 
Aus der Sicht des Deutschen Bauernverbandes, Do-
kument 13 des Entwicklungspolitischen Kongres-
ses.
46) S. dazu das vom ökumenischen Arbeitskreis 
Kirche und Entwicklung veröffentlichte Papier: 
Zwischenbilanz eines Dialogs der Kirchen mit dem 
Deutschen Bauernverband, Bonn 1978.

47) Heereman wörtlich: „Kein Verband, auch 
nicht der Deutsche Bauernverband, kann eine Po-
litik betreiben, die nicht von den Mitgliedern ge-
tragen wird. Ich spreche das hier ganz offen aus, 
um keine Illusionen zu wecken."
48) So Hermann Priebe in dem in Fußnote 42 zi-
tierten Artikel.
49) Siehe: Das Arusha-Programm der „Gruppe der 
77“, in: Neue Zürcher Zeitung, Fernausgabe, 28. 2.
1979 (O. M.).



„Die Grenzen werden dicht gemacht“ 50) 
schockiert kaum noch, und man nimmt weit-
hin mit Gleichgültigkeit die kontinuierliche 
Ausuferung des Brüsseler Protektionismus 
hin. Die erfindungsreichen Neo-Protek-
tionisten arbeiten vorzugsweise mit nicht- 
tarifären Maßnahmen: z. B. mit problemati-
schen Ursprungsregeln, „freiwilligen" Export-
beschränkungsmaßnahmen bzw. „orderly mar- 
keting agreements", Antidumpingverfahren, 
überspitzten Preisprüfungsverfahren und ganz 
allgemein mit raffiniert ausgeklügelten ver-
waltungsprot 51ektionistischen Maßnahmen ).

Der Godesberger Kongreß der beiden Kirchen 
hat dazu beigetragen, das Problem der Markt-
öffnung bzw. -Offenhaltung transparenter zu 
machen. Konkrete Fortschritte waren nicht 
erwartet und sind nicht erreicht worden. Es 
bleibt zu hoffen, daß der begonnene Dialog 

weitergeht. Die Entwicklungs- und Handels-
politiker dürfen freilich für die von ihnen zu 
treffenden Entscheidungen nicht auf die Er-
gebnisse dieses Dialogs warten. Die fünfte 
UNCTAD-Session im Mai d. J. in Manila wird 
sie auch mit dem Problem der Marktöffnung 
konfrontieren. Das Gesamtproblem hat in be-
sonders kompakter Form der Präsident der 
Weltbank, Robert S. McNamara, im Septem-
ber 1978 auf der Weltbank-Jahrestagung in 
Washington umrissen52): „. . . Unterstützung 
ist in erster Linie auf dem Handelssektor nö-
tig. Gerade als die Entwicklungsländer ihre na-
türlichen komparativen Vorteile in bestimmten 
arbeitsintensiven Fertigindustrien zu entfalten 
begannen, erhob sich in der entwickelten Welt 
eine neue Woge des Protektionismus. Dies ist 
unangemessen und kurzsichtig zugleich, da 
den Entwicklungsländern dadurch die Ver-
wirklichung der einzigen langfristigen Wirt-
schaftsstrategie verweigert wird, die ihre Ab-
hängigkeit von ausländischer Unterstützung 
beenden kann .. . Wenn die Entwicklungs-
länder künftig mehr Güter und Dienstleistun-
gen aus den OECD-Ländern importieren sollen 
— was sie tun müssen und auch wollen —, 
dann muß man ihnen umgekehrt auch zu-
gestehen, mehr in diese Länder zu exportie-
ren, um die für ihre Importe erforderlichen 
Devisen zu erwirtschaften."

50) Siehe den Artikel unter diesem Titel in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung — Blick durch 
die Wirtschaft vom 6. 1. 1979, welcher eine vom 
Bundesverband des Deutschen Groß- und Außen-
handels Ende 1978 herausgegebene „Dokumenta-
tion" zusammenfaßt. — Als Einzelbeispiel aus die-
ser „Dokumentation" ist der Hinweis darauf von 
besonderem Interesse, daß eine Vielzahl kompli-
zierter und diskriminierender EG-Ursprungsregeln 
die vom Westen stets propagierte Arbeitsteilung 
zwischen den Entwicklungsländern erschwert, 
wenn nicht verhindert.
51) Eine zusammenfassende Würdigung der Ge-
fahren des Neo-Protektionismus bringt Bela Balas-
sa, New Face for Protectionism, in: Report-News 
of the World Bank Group, Sept./Okt. 1978.

52) Zitiert nach Udo Kollatz, Entwicklungszusam-
menarbeit — Lehrstücke praktischer Politik, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/78.



Franz Nuscheler

Das entwicklungspolitische „Kongreß-Mandat" von 1973

Die „Grundbedürfnisse" der „armen Mehrheit" 
in der US-amerikanischen Entwicklungsstrategie *)

Die große Zahl von Untersuchungen über den 
innen- und außenpolitischen Begründungs- 
und Wirkungszusammenhang' der amerikani-
schen Auslandshilfe führte bei aller Verschie-
denheit der politischen Standorte und norma-
tiv-kritischen Maßstäbe zu der weitgehenden 
Übereinstimmung, daß im entwicklungspoliti-
schen Interessen- und Zielkonflikt außenwirt- 
schafts- und außenpolitische Eigeninteressen 
der USA den proklamierten Sinn und Zweck 
von Entwicklungshilfe als Hilfe zur Entwick-
lung der Völker der Dritten Welt überlagern 
und zuvörderst auf die Wahrung und Meh-
rung der eigenen Vorteile abzielen. „Aus-
landshilfe als Mittel der Außenwirtschafts- 
und Außenpolitik" 1): dieses auf den Buchtitel 
gebrachte Untersuchungsergebnis über die 
US-Auslandshilfe von 1945 bis 1965 liefert 
auch für die beiden folgenden Jahrzehnte den 
Hypothesenrahmen.

Es ist schon eine triviale Annahme, daß 
Entwicklungspolitik handfeste Interessenpoli-
tik ist und Auslandshilfe einer kapitalisti-
schen Weltmacht strukturell-zwangsläufig in 
eine weltweite politische und ökonomische 
Interessenkonstellation eingebunden ist, die 
— jenseits des entwicklungsrhetorischen Pa-
thos auf internationalen Konferenzen — we-
nig Spielraum für Altruismus läßt. Diese In-
teressenpolitik schließt nicht den potentiellen 
Nutzen von Hilfe für die Empfänger aus, 
macht aber das Eigeninteresse oder das soge-
nannte „nationale Interesse" des Gebers zur 
Richtschnur seines entwicklungspolitischen 
Handelns. Die Empfänger von Entwicklungs-
hilfe — ob von Vorzugskrediten, Zuschüssen

’) Winfried W. Kretzschmar, Auslandshilfe als 
Mittel der Außenwirtschafts- und Außenpolitik, 
München 1964.

') Dieser Beitrag ist eine veränderte und gekürzte 
Fassung der Anfang 1979 im Weltforum-Verlag 
(München) erschienenen und vom Hamburger „In-
stitut für Allgemeine Überseeforschung" innerhalb 
seiner Diskussionsbeiträge zu „Weltwirtschaft und 
Internationale Beziehungen" herausgegebenen Stu-
die mit dem Titel: „Strategiewandel der amerika-
nischen Entwicklungspolitik?". Dieser Studie sind 
wichtige Daten und Dokumente zum „Kongreß- 
Mandat" beigefügt.

oder Geschenken (z. B. Weizen oder Waffen) — 
erhalten diese nicht nach dem sozialpoliti-
schen Maß der Bedürftigkeit, sondern nach 
ihrem interessenpolitischen Stellenwert für 
den Geber.

Entwicklungshilfe erweist sich für den Geber 
als ein Vielzweckutensil. Ihre Instrumentali-
sierung kann zunächst in einem heuristischen 
Bündel von Mitteln und Zwecken zusammen-
gefaßt werden, die teils empirisch solide be-
legt, teils systemlogisch gefolgert, teils sy-
stemkritisch unterstellt wurden: als ein — 
durch Lieferbindung verstärktes — Mittel der 
Exportförderung, der Erschließung oder Si-
cherung von Absatzmärkten für Agrar- und 
Industrieprodukte und damit zugleich als ein 
staatsinterventionistisches Instrument der Ar-
beitsplatzsicherung und Konjunkturpolitik; 
als politischer und infrastruktureller Wegbe-
reiter zu den Rohstoffreserven in der Dritten 
Welt; als Vorbereitung und Vehikel des pri-
vaten Kapitalexports („pre-investment"); als 
Transportmittel von Kultur, Konsummustern, 
technischen Standards, politischen Ideologien 
und außenpolitischen Bindungen, die die viel-
dimensionale Abhängigkeit der Peripherielän-
der erhalten und verstärken; als Lock- und 
Drohmittel in der weltweiten und besonders 
in der Dritten Welt ausgetragenen System- 
konkurrenz 2). Diese hintergründigen Interes-
sen, deren Mischung und Gewichtung vom 
konkreten Einzelfall abhängen, werden legiti- 
matorisch sowohl gegenüber den „Empfänger-
ländern" wie gegenüber der indolenten Öf-
fentlichkeit im eigenen Land mit Bekenntnis-
sen zu Humanität, Solidarität und Partner-
schaft überdeckt.

2) Zu diesem „Sündenregister” der westlichen 
Entwicklungshilfe vgl. ausführlicher Franz Nu-
scheler, Dritte Welt und Imperialismustheorie, in: 
Civitas, Bd. 10 (1971), S. 62 ff.

Dieser Beitrag will keine umfassende Analyse 
der strukturellen Rahmenbedingungen, Ge-
schichte, Institutionen, Instrumente, Ziele, Er-
folge und Mißerfolge der amerikanischen 
Auslandshilfe leisten. Im Mittelpunkt soll 
vielmehr die begrenztere Frage nach den poli-
tischen Hintergründen und entwicklungspoli-



tischen Wirkungen der seit 1973 gesetzlich 
geforderten „neuen Politik" stehen. Die zen-
trale Frage ist, ob nicht nur eine neue Dok-
trin verkündet, sondern tatsächlich und in 
welcher Weise eine neue Politik durchgesetzt 
wurde, die wahlweise unter dem Markenzei-
chen des „Kongreß-Mandats" oder der „neuen 
Richtlinien" von 1973 steht. Diese Eingren-
zung scheint allein deshalb sinnvoll und loh-
nend, weil diese „neuen Richtlinien" hierzulan-
de selbst in entwicklungspolitischen Fach-
kreisen kaum zur Kenntnis genommen wur-
den, obwohl die USA als westliche Führungs-
macht, die allein 22 °/o der öffentlichen Lei-
stungen (ODA = Official Development Assi- 
stance) aller OECD-Länder aufbringt, auch ei-
nen beträchtlichen Einfluß auf die im DAC 
(Development Assistance Committee der 
OECD) formulierte Entwicklungsstrategie ha-
ben. Die USA beanspruchen, die auf der 
DAC-Jahrestagung von 1977 verabschiedete 
Grundbedürfnisstrategie3), die auch die 
Weltbank als Leitidee ihrer Kreditpolitik pro-
klamierte, initiiert zu haben4). Außerdem 
stellen sich in vergleichender Perspektive 
lohnende Fragen, wie z. B.: Hatte die durch 
die 25 „Gymnicher Thesen" eingeleitete Revi-
sion der „Entwicklungspolitischen Konzeption 
der Bundesrepublik Deutschland" ähnliche 
Gründe und Wirkungen wie das „Kongreß- 
Mandat"5)? Das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit (BMZ) versuchte 
in einer Ende 1978 vorgelegten Synopse, die 
weitgehende Übereinstimmung seiner Kon-
zeption mit der in den ILO-Grundsatzerklärun- 
gen und in der amerikanischen Auslandshilfe- 
Gesetzgebung niedergelegten Grundbedürfnis-
strateg 6ie nachzuweisen ).

3) Abgedruckt in OECD, Zusammenarbeit im 
Dienste der Entwicklung, Jahresprüfung 1977, An-
hang II, S. 349 ff.
4) Vgl. AID, Congressional Presentation Fiscal 
Year 1979, Main Volume, S. 21.
5) Vgl. Franz Nuscheler, Partnerschaft oder Aus-
beutung? Die Entwicklungspolitik der sozial-
liberalen Koalition, in: Frank Grube/Gerhard Rich-
ter (Hrsg.), Der SPD-Staat, München 1977, 
S. 334 ff.
6) Vgl. BMZ-aktueil vom 6. November 1978.

Das besondere Erkenntnisinteresse dieser Stu-
die wurde durch die amerikanische Debatte 
über die schockierend-inhumanen „Triage"- 
und „Rettungsboot"-Konzepte angeregt, die in 
Gerüchten aus „eingeweihten Kreisen" auch 
den globalstrategischen Überlegungen und 
Planungen Henry Kissingers unterstellt wur-
den. Die beiden Konzepte, auf der schicksal-
haften Unausweichlichkeit zwischen dem 
überleben vieler und dem Untergang aller 
oder der Alternative „complete justice, com- 

plete catastrophe" 7) aufbauend, hätten fol-
gende entwicklungspolitische Konsequenz: 
Konzentration der Entwicklungshilfe auf die 
entwicklungsfähigen (und damit auch für Ka-
pital und Güter aufnahmefähige) Länder, wäh-
rend die „Vierte Welt" ohne Überlebenschan-
ce aus eigener Kraft (und ohne exportfähige 
Rohstoffe und importfähige Kaufkraft) dem 
Schicksal des Verhungerns überlassen oder 
allenfalls durch die Agrarüberschüsse der In-
dustrieländer — solange diese noch vorhan-
den — über Wasser gehalten werden sollte. 
Die in den „neuen Richtlinien" entwickelte 
und gerade auf die „arme Mehrheit" abzielen-
de Grundbedürfnisstrategie widerspricht kon-
zeptionell dieser Rettungsboot-Therapie des 
Welternährungsproblems; eine Analyse der 
Verteilung der amerikanischen Entwicklungs-
hilfe auf die einzelnen Ländergruppen könnte 
dagegen eine Bestätigung liefern.

Entstehungsgeschichte 
des „Kongreß-Mandats"

Die Geschichte der amerikanischen Auslands-
hilfe nach Ablauf des Marshallplans (1949— 
1952) kann man in vier Phasen unterteilen. In 
der ersten Phase, der Laufzeit des Mutual Se-
curity Act (1953—1961), wurde Auslandshilfe 
vorrangig als sicherheitspolitisches Instru-
ment der antikommunistischen Eindämmungs- 
Politik an den Fronten des Kalten Krieges 
verstanden und eingesetzt8). Die zweite Pha-
se wurde von Präsident Kennedy nach dem 
Kuba-Schock mit dem Foreign Assistance Act 
(FAA) von 1961 und der Einrichtung der 
Agency for International Development (AID) 
eingeleitet. Sie wird — auch im enttäuschen-
den Ergebnis — durch die „Allianz für den 
Fortschritt" symbolisiert, die eine sozialpoliti-
sche Vorwärtsstrategie konzipierte, in der 
Entwicklungshilfe in Verbund mit inneren So-
zialreformen mehr demokratische Stabilität 
und politische Widerstandskraft gegen die 
kommunistischen Guerilla aufbauen sollte9). 
Die pro-amerikanische Stabilisierung auf dem 
lateinamerikanischen Subkontinent war aber

7) Zusammenfassend Otto Matzke, Das Welter-
nährungsproblem aus sozialer, ökonomischer und 
politischer Sicht, in: Aus Politik und Zeitgeschich-
te, B 27/78, S. 5 f.
8) Vgl. Robert A. Asher, Development Assistance 
in the Seventies, The Brookings Institution, Wa-
shington, D. C. 1970, S. 4
9) Die Gründe für das Scheitern der „Allianz" und 
die wichtigsten Forschungsergebnisse faßt gut zu-
sammen Wolf Grabendorff, Konstanten der La-
teinamerikapolitik der USA, in: Klaus Lindenberg 
(Hrsg.), Politik in Lateinamerika, Hannover 1971, 
S. 171 f.



nicht das Ergebnis von Reformen, die in zag-
haften Ansätzen steckenblieben, sondern von 
Guerilla-Bekämpfung (auch mittels amerikani-
scher Militär- und Polizeihilfe oder sogenann-
ter „technischer Hilfe"), versteckter Droh- 
und Sanktionspolitik (wie 1964 in Brasilien) 
oder offener Intervention (wie 1965 in der Do-
minikanischen Republik). Dieser mißlungene 
Versuch einer stärker entwicklungsorientier-
ten Auslandshilfe erstickte schließlich voll-
ends im Vietnam-Krieg.

Dieser Krieg gehört zur Vorgeschichte der 
durch den FAA von 1973 eingeleiteten vier-
ten und gegenwärtigen Phase. Die Ende der 
sechziger Jahre im Kongreß sich verschärfen-
de Kritik an AID und Auslandshilfe beruhte 
auf einem ganzen Bündel von Vorwürfen, die 
von verschiedenen, die beiden Fraktionen 
durchziehenden und übergreifenden Gruppie-
rungen mit sehr unterschiedlichen Begrün-
dungen und Zielsetzungen vorgetragen wur-
den. Zwar verband die Kritiker häufig nur 
das Nein bei der Abstimmung, dennoch tau-
chen in den Parlamentsdebatten, Hearings der 
verschiedenen Ausschüsse und Unteraus-
schüsse und in Untersuchungsberichten des 
Rechnungshofes immer wieder die gleichen 
Vorwürfe auf: Ineffizienz und Inkompetenz 
der AID, Verschwendung und falsche Verga-
be der Mittel, Verschärfung der Zahlungsbi-
lanzprobleme, Schädigung von Exportinteres-
sen, Undank der Empfängerländer10 ). Hinzu 
kamen kriegsbedingte Anlässe: der Miß-
brauch der FAA-Programme und der AID, die 
im Kriegsjahr 1968 fast 27 000 Bedienstete 
(gegenüber 8 092 in 1977) hatte, sowie das 
wachsende Mißtrauen gegenüber der Nixon- 
Administration, die ihr Executive Privilege 
auch zum Verschluß von Informationen über 
die Verwendung von Auslandshilfe nutzte. 
Schließlich verband sich diese vielfältige Kri-
tik mit der von den prominenten Senatoren 
Fulbright, Mansfield und Church vorgetrage-
nen isolationistischen Kritik an der interven-
tionistischen Weltpolizisten-Rolle der USA.

II) James, Grant, Growth from Below; A People-
Oriented Development Strategy, ODC, Washing-
ton, D.C. 1973; unter dem Titel; Development: The 
End of Trickle Down?, in: Foreign Policy, Nr. 12/ 
1973, S. 43—65.
12) Vgl. Die Jahrhundertaufgabe. Entwicklung der 
Dritten Welt, Stuttgart 1974.
13) Vgl. World Bank, Rural Development, Sector 
Policy Paper, 1975; zur Strategie der Weltbank 
vgl. Rainer Tetzlaff, Die Weltbank, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 42/78.

Außenministerium, AID und die entwick-
lungspolitischen Sponsoren im Kongreß hat-
ten Rechtfertigungsprobleme, nachdem nicht 
nur die ökonomische Dividende der Aus-
landshilfe auszubleiben schien, sondern auch 
die mit ihr verbundenen politischen Hoff-
nungen enttäuscht wurden: nämlich die Er-
weiterung der außenpolitischen Einflußsphären 
mittels „demokratischer", d. h. vor allem pro-
amerikanischer Regierungen in der Dritten 
Welt. Schließlich konnten auch ihre über-

10) Vgl. Judith Tendier, Inside Foreign Aid, Balti- 
more/London 1975, S. 49.

zeugten Verteidiger den augenfälligen Mißer-
folg der 1. Entwicklungsdekade und der bisher 
praktizierten Entwicklungspolitik nicht über-
sehen. Diese Kritik von innen wurde durch 
massive Kritik von Seiten der „Empfängerlän-
der" verstärkt. Die „Gruppe der 77" hatte ihre 
Forderungen soeben lautstark auf der III. UN- 
Konferenz für Handel und Entwicklung (UNC- 
TAD III) in Santiago de Chile vorgetragen, auf 
die die USA nicht mehr nach Art des mißver-
standenen Wohltäters der Menschheit reagie-
ren konnten, wenn sie sich nicht in den welt-
politischen Schmollwinkel zurückziehen woll-
ten.

Die von internationalen Konferenzen, Organi-
sationen und Kommissionen (z. B. von der 
Pearson Commission) nachgewiesene relative 
und absolute Verelendung der Dritten Welt, 
insbesondere ihrer ländlichen und städtischen 
Massen, mußte auch die bislang geradezu 
dogmatisch auf wirtschaftliches Wachstum fi-
xierte Entwicklungstheorie und die daraus 
abgeleiteten entwicklungspolitischen Hand-
lungskonzepte in Frage stellen. Der soziale 
Zustand der meisten Länder der Dritten Welt 
demonstrierte dramatisch den im Begriff der 
„developing countries" liegenden Täu-
schungseffekt. Die „trickle down"-Annahme, 
daß das durch Kapitalspritzen von außen be-
wirkte Wachstum irgendwie zu den Massen 
durchsickern werde, erwies sich als Illusion 
und wurde zunehmend auch als solche er-
kannt. James Grant, einer der einflußreich-
sten entwicklungspolitischen „Eierköpfe", 
stimmte in einer vom Overseas Development 
Council (ODC) verteilten Schrift den Grabge-
sang auf die „Durchsicker"-Theorie an11 ); in 
Reden und Schriften des Weltbank-Präsi-
denten McNamara 12 ) und in Strategiepapie-
ren der Weltbank13 ) tauchte „Entwicklung 
von unten" als neue Lösungsformel auf. Die 
Durchsicker-Illusion hätte allerdings bei einer 
nüchternen Analyse der Klassen- und Macht-
verhältnisse gar nicht aufkommen können. 
Weil diese Diagnose auch in der Folgezeit 
entweder nicht angestellt oder aus den ent-
wicklungspolitischen Folgerungen ausgeblen-
det wurde, konnten die Therapien nicht ein-
mal die Symptome von Armut kurieren. Ent-



Wicklung mußte also neu definiert und Ent-
wicklungshilfe neu konzipiert werden.

Die Grundbedürfnisstrategie lag dabei gewis-
sermaßen in der Luft. Die AID hatte sich nach 
dem Scheitern des Auslandshilfe-Gesetzes 
von 1971 im Senat etwas Neues einfallen las-
sen müssen, um die für die Erhaltung der In-
stitution notwendige Zustimmung des Kon-
gresses wiederzugewinnen. Es gab jetzt und 
später gewichtige Stimmen, die mit der Ent-
wicklungsbürokratie die ganze Auslandshilfe 
abschaffen wollten14 ). Die AID, die weder in 
der kritischen Öffentlichkeit noch im Kon-
greß eine wirksame Lobby hat, unternahm ei-
nen solchen Rettungsversuch bereits 1972 
durch eine nach Schwerpunkten gegliederte 
und begründete Vorlage, konnte sich aber im 
Office of Management and Budget, das auf 
der herkömmlichen Anforderung von pau-
schalen Ioans (zurückzahlbaren Krediten) und 
grants (verlorenen Zuschüssen) bestand, nicht 
durchsetzen. Die vor allem von den zuständi-
gen Kongreß-Ausschüssen selbst beanspruch-
te „Kongreß-Initiative" von 1973 war also 
vorbereitet15 ). Es konnte recherchiert wer-
den, daß zwar 16 Mitglieder des House- 
Foreign Affairs Committee in einem Brief an 
den Präsidenten eine entwicklungspolitische 
Neuorientierung forderten, diese vom Over- 
seas Development Council im Kongreß und in 
der Öffentlichkeit unterstützte Initiative aber 
auf Vorlagen aus der AID aufbaute 16).

14) Vgl. die Aufforderung des Vorsitzenden Otto 
E. Passman in: Hearings Before a Subcommittee of 
the Committee on Appropriations, House of Re- 
presentatives, 94th Congress, First Session: For-
eign Assistance and Related Agencies Appropria-
tions for 1976, Part. 2, S. 207: „Let the bureaucrats 
go home and get interested in the free enterprise 
sector. Don t keep giving wealth away. The time 
has come when this thing must be brought under 
control."
15) Zur innerparlamentarischen Debatte von 
„1973" vgl. Report of the Committee on Foreign 
Affairs on H. R. 9360: Mutual Development and 
Cooperation Act of 1973, House Report No. 93— 
388 sowie Committee on Foreign Relations, United 
States Senate: Foreign Assistance Act of 1973, Se-
nate Report No. 93—377.
16) Vgl. Ellen Ziskind Berg, The 1973 Legislative 
Reorientation of the United States Foreign Assi-
stance Policy: The Content and Context of a 
Change, Thesis George Washington University 
1976.

17) So Steve Weissman, Auslandshilfe — Wem 
nützt sie? in: ders. (Hrsg.), Das Trojanische Pferd. 
Die .Auslandshilfe' der USA, Berlin 1975, S. 9 ff., 
etwas in Enthüllungsmanier.
18) Vgl. Berg, a. a. O„ S. 182.
19) Sondervotum zu Senate Report No. 93—377.
20) Berg, a. a. O., S. 189.
21) Abgedruckt in AID, Implementation of „New 
Directions" in Development Assistance, Report to 
the Committee on International Relations on Im-
plementation of Legislative Reforms in the For-
eign Assistance Act of 1973, 22. Juli 1975. Die ge-
setzlichen Änderungen nach 1973 sind zusammen-
gefaßt in: Committee on International Relations of 
the House of Representatives, New Directions in 
Development Aid, Excerpts From the Legislation, 
Januar 1977.

Mit dem „Kongreß-Mandat" und den zu sei-
ner Ausführung bewilligten Mitteln erhielt 
die AID, was sie wollte und brauchte: die Zu-
stimmung des Kongresses. Die Mitwirkung 
des ODC an diesem Entscheidungsverfahren 
könnte die Vermutung stützen, daß das in sei-
nen Aufsichtsgremien vertretene Big Business 
der eigentliche Drahtzieher gewesen sei, um 

sich die exportfördernden AID-Quellen nicht 
zu verschließen17 ). Aber die Summen waren 
nicht attraktiv genug, um die Lobbyisten der 
Großkonzerne auf den Plan zu rufen18 ). Die-
ser nüchterne Tatbestand paßt nicht in das 
Bild des staatsmonopolistischen Leviathan.

Programmatik und Wirkungen 
des „Kongreß-Mandats"

Was war neu an den „neuen Richtlinien"? Se-
nator Fulbright qualifizierte das Neue als 
kosmetische Operation und einen Täu-
schungsversuch der AID ab 19 ). AID-Verlaut- 
barungen und AID-Vertreter in den Kongreß- 
Hearings rühmten dagegen geradezu empha-
tisch die Weisheit des „Kongreß-Mandats" 
und begannen mit „1973" eine neue entwick-
lungspolitische Zeitrechnung.

Neu in der Systematik der FAA war zunächst 
die gezielte Mittelbewilligung für „Funktio-
nalprogramme" oder sektorale Schwerpunkte. 
Der Kongreß setzte also legislativ entwick-
lungspolitische Prioritäten: a) Ernährung und 
Landentwicklung, b) Bevölkerungspolitik und 
Gesundheitswesen, c) Erziehungswesen und 
Entwicklung des Humankapitals. Hinter die-
ser gesetzlichen Schwerpunktsetzung stand 

20als „cornerstone of the 1973 legislation" )  
die von AID-Strategen so genannte „Partizi-
pationsstrategie", die einmal Auslandshilfe an 
den menschlichen Grundbedürfnissen (basic 
human needs) der „armen Mehrheit" (poor 
majority) orientieren, aber über diese Grund-
bedürfnisstrategie hinaus die Menschen als 
Entwicklungspotential aktivieren sollte. „Ai- 
ding the poor majority": auf diese Formel 
brachte die AID in einer Mitarbeiterinstruk-
tion den Sinn und die Zielsetzung des „Kon-
greß-Mandats" 21 ).

Diese Partizipationsstrategie wurde — ehe 
Wirkungen in der Vergabepraxis abzusehen 
waren — euphorisch in die Tradition der ma-
niiest destiny (der Idee einer göttlichen Be-
stimmung des amerikanischen Volkes zur kos-



mopolitischen Mission, der Welt Wohlstand 
und Demokratie zu bringen) gestellt, wobei al-
lerdings diese Tradition als „the American 
interest in espousing and encouraging demo- 
cracy" mißverstanden22 ) und nicht auch als 
Rechtfertigungsvehikel der

23

 imperialistischen 
Expansion im ausgehenden 19. Jahrhundert 
verstanden wurde ). Die ideologische Roman-
tisierung des „Kongreß-Mandats" hebt alle 
ökonomischen und politischen Eigeninteressen 
in der ausschließlichen Sorge um das Wohl der 
„armen Mehrheit" in der Dritten Welt auf.

22) So Berg, a. a. O„ S. 189.
23) Vgl. Hans-Ulrich Wehler, Der Aufstieg des 
amerikanischen Imperialismus, Göttingen 1974, 
S. 43 ff.
24) Vgl. AID, Implementation . . . a. a. O., S. 7.

25) Zahlen nach AID, Implementation ..., a. a. O., 
S. 137 ff.
26) Vgl. Tendier, a. a. O., S. 9 ... „the sector Ioan 
is, ..., no more than a new way of grouping indi-
vidual projects for presentation purposes"; ähnlich 
auch Congressional Budget Office, Bilateral Deve-
lopment Assistance, Background and Options, 
Febr. 1977, S. 21.
27) OECD, a. a. O„ Tab. B 4.

Die AID leitete aus den „neuen Richtlinien" 
folgende Handlungsanleitungen ab: Konzen-
tration der Hilfe auf Länder, „deren Entwick-
lungspolitik wir unterstützen und die unsere 
Hilfe effektiv nutzen können"; Konzentration 
auf Schlüsselsektoren, die den Armen zugute 
kommen; Bereitstellung von Schlüsselkompo-
nenten in Entwicklungsprogrammen, die ge-
eignet sind, breite Teile der „armen Mehr-
heit" am Entwicklungsprozeß zu beteili-
gen24 ). Die Handlungsimperative liefern 
nicht nur brauchbare Evaluierungsmaßstäbe 
für die praktizierte Entwicklungspolitik, son-
dern enthalten auch — etwas versteckt — 
aufschlußreiche politische Kautelen. Denn in 
der Auswahl der „Länder, deren Entwick-
lungspolitik wir unterstützen können", ver-
birgt sich das immer praktizierte entwick-
lungspolitische Systemembargo.

Wenn man nur die bilaterale Wirtschaftshilfe 
ohne die Security Supporting Assistance 
(SSA) berücksichtigt, kann man vordergrün-
dig eine Konzentration und Verschiebung der 
entwicklungspolitischen Schwerpunkte fest-
stellen:

Diese Tabelle täuscht in mehrfacher Hinsicht. 
Erstens müssen die für die Funktionalpro-
gramme reservierten Mittel in Relation zur 
gesamten Wirtschafts- und Militärhilfe ge-
setzt werden. Im Finanzjahr 1977 belief sich 
die Militärhilfe auf 2,191 Mrd. US-Dollar, die 
gesamte Wirtschaftshilfe auf 4,473 Mrd. US- 
Dollar, die Functional Development Assistan-
ce aber nur auf 848,1 Mio. US-Dollar25 ). Mit 
anderen Worten: Die „neuen Richtlinien" er-
reichten nur 12,7% der Gesamtmittel. Zwei-
tens gelang die schnelle Orientierung der 
Projekte an den neuen Funktionalprogram-
men nur deshalb, weil teilweise nur die Eti-
ketten getauscht wurden26 ). Die Straße, 
Wasser- oder Stromleitung im Hinterland 
wurde eben nicht mehr zur Infrastruktur, son-
dern zur Landentwicklung gezählt. Die vom 
DAC-Jahresbericht 1977 für die bilaterale US- 
Wirtschaftshilfe von 1976 vorgenommene sek-
torale Aufschlüsselung ergibt ein völlig ande-
res Bild: nur 28 % der nach Bestimmungssek-
toren aufschlüsselbaren Leistungen und nur 
6 % der Gesamtleistungen entfielen auf die 
Landwirtschaft27 ). Die zwar vom Programm 
(„nutrition") gedeckte, entwicklungspolitisch 
aber höchst problematische Nahrungsmittel-
hilfe machte dagegen ein ganzes Viertel der 
Gesamtleistungen aus.

Änderungen im Sinne der „neuen Richtlinien" 
sind in der Projektpolitik zu erkennen. Der 
Verzicht auf großdimensionierte Infrastruk-
tur- und Industrieprojekte bewirkte tatsäch-
lich eine Veränderung in der Zusammenset-
zung der geförderten Waren und Dienstlei-
stungen. In der von AID finanzierten Waren-
liste von 1976 erscheinen als größte Posten: 
Lebensmittel mit 34,7 %, Maschinen und Aus-
rüstungsgüter mit 26,3 %, Düngemittel mit 
9,6 %, Flugzeuge und Kraftwagen mit 
8,9 %28). Während der Gesamtexport in die 
Dritte Welt weiterhin zur Hälfte aus Kapital-
gütern bestand, ging deren Anteil innerhalb 
des AID-Programms erheblich zurück: 1976 
stellte diese ganze 164 Mio. US-Dollar für 
Maschinen und Ausrüstungsgüter zur Verfü-
gung. Die durchschnittliche Größe der Projek-
te liegt nur noch bei 2—3 Mio. US-Dollar, de-
ren höchst bürokratisierte Vergabe Großkon-
zerne mehr abschreckt als anreizt. Die Pro-
grammstruktur läßt freilich noch keineswegs 



den Schluß zu, daß die Partizipationsstrategie 
schon ihre Adressaten „im Busch" erreicht 
hätte. Eine Evaluierung von 160 Projektvor-
schlägen für 1977 bestätigte zwar der AID, 
daß 32% dieser Projekte voll und 96% zu-
mindest teilweise dem „Kongreß-Mandat" 
entsprächen29). Diesen Erfolgsmeldungen 
halten Experten und Abgeordnete jedoch ent-
gegen, daß die „Litanei der neuen Richtlini-
en" den Ärmsten der Armen nicht helfe30 ).

28) AID, Total A.I.D. Commodity Expenditures 
During Fiscal Year 1976 by Commodity Group.
29) Vgl. R. L. Prosterman/C. A. Taylor, Grading Bu- 
reaucratic Compliance: A Briefing Paper on AID’s 
FY 1977 Presentation to Congress, März 1976 (un-
veröffentlicht).
30) So der Abgeordnete Smith (Nebraska) in: Con- 
gressional Record vom 22. Juni 1977, Bd. 123, 
H 6310, mit Bezugnahme auf andere Kritiker der 
„neuen Richtlinien".
31) Zur AID-Option vgl. Implementation, a. a. O„ 
S. 9 ff.

32) OECD, a. a. O., S. 191.
33) Zahlen nach AID, U.S. Overseas Loans and 
Grants and Assistance from International Organi- 
zations, Jahresberichte von 1976 und 1977.

Der Kongreß-Auftrag, Entwicklungshilfe auf 
diejenigen Länder zu konzentrieren, deren 
„Entwicklungspolitik wir unterstützen und 
die unsere Hilfe effektiv nutzen können", ent-
hält einen doppelten Vorbehalt: erstens ein 
politisches Systemembargo, das mit wenigen 
Ausnahmen (z. B. Tansania oder Guinea) vor 
allem die sozialistischen Länder trifft — ob-
wohl gerade diese noch am ehesten die FAA- 
Auflage erfüllen, die „arme Mehrheit" wirk-
sam am Entwicklungsprozeß zu beteiligen. 
Zwar gelten Genossenschaften als förderungs-
würdig, aber die grundsätzlichere Frage, wel-
che soziale und politische Ordnung der „ar-
men Mehrheit" mehr Partizipation, also mehr 
politische Mitwirkung und soziale Teilhabe 
am Entwicklungsprozeß ermöglichen könnte, 
wird umgangen. Zweitens ist die gesell- 
Schafts- und entwicklungspolitische Pro-
blematik des Effizienzvorbehalts längst 
durch die Wirkungen der „grünen Revolu-
tion" offengelegt worden: Von den durch Ent-
wicklungshilfe finanzierten Agrar-Inputs pro-
fitiert eben nicht die „arme Mehrheit" der 
Kleinbauern oder gar Landlosen, sondern die 
Schicht der für den Markt produzierenden Er-
werbsbauern („Kulaken"), die die Kredite und 
Zinsen für Saatgut und Düngemittel zurück-
bezahlen können. Eine tatsächlich auf die 
„arme Mehrheit" abzielende Partizipations-
strategie steht auch angesichts der Versor-
gungslücke nicht so sehr vor der vordergrün-
digen Wahl zwischen einer K
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leinbauern- oder 

Großbauern-Strategie ), sondern vor der so-
zialen Struktur- und politischen Systemfrage, 
wie die Produktionsverhältnisse organisiert 
werden müssen, um die vorhandenen Produk-
tivkräfte optimal entfalten zu können. Die 
von der AID und der Weltbank propagierte

Kleinbauern-Strategie setzt auf einer sozialen 
Ebene über der „armen Mehrheit" an, die in 
diesem Prozeß vollends proletarisiert, aus 
dem ländlichen Produktionsprozeß „freige-
setzt" und als Lumpenproletariat in die Slums 
der Städte geworfen wird.

Kriterien und Widersprüche 
der Vergabepolitik nach 1973

Das AID-Motto „aiding the poor majority" 
müßte zunächst eine Konzentration der Mittel 
auf die ärmsten Länder bewirken. Inzwischen 
gibt es zwar eine entwicklungspolitisch 
durchaus sinnvolle Sperrliste für Kapitalhilfe, 
auf die Länder — wie Argentinien, Brasilien, 
Iran, Nigeria oder Taiwan — nach Erreichen 
einer selbsttragenden Entwicklungsschwelle 
gesetzt wurden. Eine Detailanalyse der „Emp-
fängerländer" zeigt aber auch, daß die ärm-
sten Länder, genauer die 28 LLDC, 1977 gera-
de 7,25 % der bilateralen Wirtschaftshilfe er-
hielten. Der DAC-Prüfungsbericht von 1977 
beklagte ausdrücklich, daß die USA „keines 
der beiden alternativen Ziele für die Hilfe an 
die am wenigsten entwickelten Länder" ver-
wirklicht hätte 32n ). Das Zuschußelement ih-
rer öffentlichen Leistungen an die LLDC blieb 
deutlich unter der DAC-Norm von 90 % 
(1976: 82,7 %). Außerdem zeigt der DAC- 
Vergleich, daß die USA (zusammen mit der 
Bundesrepublik und Japan) den niedrigsten 
Anteil von Zuschüssen (grants) an den Zusa-
gen aufweisen, bei Zinssätzen, Laufzeiten und 
Freijahren im guten Mittelfeld liegen.

Man könnte aus dem niedrigen Anteil der so-
genannten „Vierten Welt" an den USAID-Pro- 
grammen folgern, daß diese entgegen der pro-
klamierten Politik außerhalb des von den 
USA gesteuerten Rettungsbootes bleibt, die 
Rettungsboot-Roßkur also schon angewandt 
wird. Diese Folgerung drängt sich zwar ange-
sichts der Daten auf, wäre dennoch vor-
schnell. Erstens muß berücksichtigt werden, 
daß die LLDC überproportional an den über 
multilaterale Organisationen und Programme 
(UNDP, Sahel-Entwicklungsprogramm, Welt-
ernährungsprogramm etc.) laufenden Leistun-
gen der USA partizipieren. 1977 weist die Sta-
tistik 1 522 Mio. US-Dollar Wirtschaftshilfe 
für „interregionale Aktivitäten", innerhalb 
des AID-Budgets immerhin 728 Mio. US- 
Dollar aus33 ). Zweitens lebt die „arme Mehr-
heit" im Weltmaßstab in den bevölkerungs-



reichen Ländern Asiens und Lateinamerikas, 
die nach UNO-Kriterien nicht zu den LLDC 
gehören.

Initiiert durch Präsident Carter rückte das 
Gebot der Menschenrechte in den Mittel-
punkt der entwicklungspolitischen Kongreß- 
Debatten und ging schließlich auch in die 
FAA-Gesetzgebung ein. Eine Analyse dieser 
Debatten und Beschlüsse zeigt aber einige 
enthüllende Widersprüche, die allzu leichtfer-
tig als Spannung zwischen Gesinnungsethik 
und Staatsräson verniedlicht werden. Zwar 
wurde die Hilfe für Chile erheblich gekürzt 
(1975: 95,5 Mio., 1978: 6,7 Mio. US-Dollar) und 
gerieten neben sozialistischen Staaten (nach 
Kambodscha, Laos und Vietnam waren es 
Äthiopien, Angola und Mozambique) auch ei-
nige Folterregime (Uganda, Argentinien, Bra-
silien, Uruguay, Nikaragua, El Salvador und 
Guatemala) auf die Verbotsliste, aber bei den 
„befreundeten Ländern" Lateinamerikas wur-
de nur die Militärhilfe eingestellt. Angesichts 
von Kissingers „Realpolitik" gegenüber La-
teinamerika ist es aber durchaus bedeutsam, 
daß der ganze Subkontinent 1977 mit 49 Mio. 
US-Dollar nur noch ein Drittel der in den 
Vorjahren bewilligten Militärhilfe erhielt. 
Man könnte die Rechtfertigung dieser abge-
stuften Sanktionspolitik, daß Militärhilfe un-
mittelbar den repressiven Institutionen, Wirt-
schaftshilfe aber der unterdrückten Bevölke-
rung zugute komme, durchaus akzeptieren, 
wenn auch weniger „befreundete" Länder un-
ter die Ausnahmeregelung (des FAA, 
See. 116 a) fallen könnten, die „direkte Hilfe“ 
an die Armen auch an mißliebigen Regierun-
gen vorbei erlaubt. Diese Klausel, die einen 
weiten Ermessensspielraum schafft, kommt je-
doch eher Regimen zugute, die zwar kaum 
eine Entwicklungspolitik im Sinne der Partizi-
pationsstrategie verfolgen, aber außenpoli-
tisch auf dem nach Westen gerichteten Pfad 
der Tugend bleiben.

Aus den höchst kontroversen Kongreß- 
Debatten über den FAA-Entwurf von 1978 
und den teils verabschiedeten, teils im Ver-
mittlungsausschuß wegverhandelten Amend-
ments 34 ) geht zwar hervor, daß auch Folter-
regime innerhalb der „Freien Welt“ nicht 
mehr schlicht aus national-security-Vor- 
wänden oder als außenpolitische „Freunde" 
von Sanktionen verschont bleiben. Aber da 
ihnen Menschenrechtsverletzungen mehr als 
Betriebsunfälle denn als systembedingte Poli-

tik angelastet werden, können sie eher als so-
zialistische Staaten auf benevolente Nach-
sicht des Kongresses hoffen, für dessen Mehr-
heit Sozialismus, ohnehin häufig mehr durch 
die außenpolitische Orientierung denn durch 
die Produktionsverhältnisse definiert, eben 
die systembedingte Negation von Menschen-
rechten bedeutet.

Der FAA von 1978 (See. 113) legte nicht nur 
der eigenen Regierung die Verpflichtung auf, 
die Vergabe von Entwicklungshilfe an die 
Einhaltung der Menschenrechte zu binden, 
sondern hielt auch die US-Vertreter in den 
multilateralen Entscheidungsgremien an, Kre-
dite oder Schenkungen an ein Land zu verhin-
dern „that persists in a systematic pattem of 
gross Violation of fundamental human rights" 
(See. 507). Nur eine Vereinbarung zwischen 
dem Präsidenten und dem Vorsitzenden des 
House-Subcommittee on Foreign Operations, 
gegen multilaterale Kredite an die sieben Em-
bargo-Länder zu opponieren, ohne diese im 
Gesetz zu nennen, half der Weltbank aus der 
Verlegenheit, mit der Zurückweisung solch 
formeller Auflagen auch die bewilligten Mit-
tel ablehnen zu müssen 354).

34) Vgl. die Conference Reports in beiden Häu-
sern, in: Congressional Record vom 19. Oktober 
bzw. 26. September 1977, Bd. 123, S. 17351 ff. bzw. 
H 10118 ff.

35) Zum Vorgang, der den Senat erheblich irritier-
te, vgl. Congressional Record, Bd. 123, S 17352 ff.
36) Simon G. Hanson, Dollar Diplomacy Modern 
Style, Washington 1970.

Auslandshilfe als abhängige Variable 
von Außenpolitik

Die entwicklungspolitischen Kongreß-Debat-
ten dokumentieren die zwischen gesinnungs-
ethischen Maximen und außen- und außen-
wirtschaftspolitischen Begründungen der 
Staatsräson schwankenden Positionen der 
amerikanischen Gesetzgeber; ihre Beschlüsse 
belegen, daß — bei flexibler Handhabung in 
Einzelfällen — auch die Menschenrechtspoli-
tik in das Waffenarsenal der Systemkonkur-
renz eingefügt und die Toleranzschwelle je 
nach Interessenlage gesenkt oder angehoben 
wurde. Dennoch wäre es voreilig, die von Si-
mon G. Hanson 36 ) für die sechziger Jahre 
überzeugend belegte Erkenntnis, daß Aus-
landshilfe nicht so sehr programmatischen 
Zielvorgaben folgt, sondern als eine abhängi-
ge Variable innen- und außenpolitischer Ent-
wicklungen fungiert, einfach für die siebziger 
Jahre fortzuschreiben.

Viele Indizien sprechen indessen für die Ein-
wände der Kritiker, daß sich jenseits der legi- 
timatorischen Rabulistik nicht viel geändert 
habe; daß die sektoralen und regionalen Pro-
grammverschiebungen von politisch-strate-



gischen Interessenverlagerungen bewirkt 
worden seien. Die AID ist dem Außenministe-
rium und dessen „policy guidance" (FAA of 
1973, See.102,7) unterstellt, sichtbar durch die 
Gemeinsamkeit von Domizil und Briefkopf. 
Die Schwerpunktverschiebungen in der regio-
nalen Verteilung der FAA-Mittel nach 1973 
sind zunächst nicht Folgerungen aus Pro-
grammänderungen, sondern Folgen des Rück-
zugs aus Indochina. Während im Zeitraum 
1962—1974 immerhin 24,6 °/o der Wirtschafts-
hilfe und sogar 62,3 % der Militärhilfe in die 
statistische Region „Ostasien" flossen, waren 
diese Anteile 1977 auf 6 bzw. 15% zusam-
mengeschrumpft. Der neue regionale Schwer-
punkt, bedingt vor allem durch die Verlage-
rung der SSA, liegt im Nahen Osten (vgl. Ta-
belle 2). Mit „Security Supporting Assistance" 
(s. u.) wird Außenpolitik, nicht Entwicklungs-
politik gemacht.

Bemerkenswert sind der Anteilsverlust von 
Lateinamerika und der Anteilsgewinn von 
Afrika. In dieser Verschiebung drückt sich 
einmal die zunehmende Bedeutung des afrika-
nischen Kontinents im Ost-West-Konflikt so-
wie in der Rohstoffversorgung der USA aus; 
andererseits wirkte sich im sinkenden Anteil 
Lateinamerikas bereits das entwicklungspoli-
tische Gebot von „1973" aus, die ODA auf die 
ärmeren Länder zu konzentrieren und die Zu-
sammenarbeit mit den reicheren Ländern im 
„größtmöglichen Umfang" der privaten Wirt-
schaft zu überlassen (so FAA of 1973, 
See. 102,3). 10 der 12 Schwerpunktländer von 
US-amerikanischen Direktinvestitionen der

Dritten Welt liegen in Mittel- und Südameri-
ka. Eine der imperialismuskritischen Kernthe-
sen, daß Entwicklungshilfe nur den politi-
schen Flankenschutz für Privatinvestitionen 
darstelle, läßt sich also nicht mehr halten.

Konstanten und Veränderungen 
der Programme

Abgesehen von der neuen Kategorie des 
Funktionalprogramms, die die herkömmliche 
Trennung von Programm- und Projekthilfe 
aufhob, wurden Institutionen, Kompetenzver-
teilungen und Programme nicht oder kaum 
oder nur in Etiketten verändert. Die in der 
Regel durch jährliche Gesetze bewilligte 
Auslandshilfe muß — weil sich der Kongreß 
die im Bewilligungsrecht liegende Kontrolle 
nicht nehmen und der durchaus vernünftigen 
Forderung der AID nach mehr Planungsspiel-
raum nicht nachkommen will — zunächst in 
die beiden Abteilungen der bi- und multilate-
ralen Wirtschaftshilfe (Economic Assistance) 
und Militärhilfe (Military Assistance unter-
teilt werden.

Die „Wirtschaftshilfe" als statistische und le-
gislative Einheit, die in der DAC-Statistik als 
Official Development Assistance (ODA) aner-
kannt wird, muß wiederum untergliedert wer-
den:

1. Die von der AID verwaltete bilaterale fi-
nanzielle und technische Hilfe, die im Finanz-
jahr 1977 gerade 17,8% der gesamten Wirt-
schafts- und Militärhilfe oder 25,5 % der 



Wirtschaftshilfe ausmachte. Von diesem An-
teil müssen noch 202 Mio. US-Dollar für den 
eigenen Verwaltungsaufwand abgezogen wer-
den.

2. Die ebenfalls von der AID verwaltete Secu-
rity Supporting Assistance (SSA), die seit 
1975 den größten Posten der bilateralen Lei-
stungen bildet, ist kaum ein Beweis für eine 
„neue Politik". Sie wird als „Entwicklungshil-
fe" etikettiert, obwohl sie zu Zeiten des Viet-
nam-Krieges schwerpunktmäßig nach Indochi-
na floß, nebenbei zur Finanzierung übersee-
ischer Stützpunkte mißbraucht wurde und 
heute noch zur Finanzierung der UN- 
Friedenstruppe auf Zypern und des Stütz-
punktabkommens mit Spanien eingesetzt 
wird. 1978 gingen allein 93 °/o der SSA-Mittel 
in den Nahen Osten, schwerpunktmäßig an 
Israel und Ägypten, zu kleineren Teilen an 
Jordanien und Syrien; ein Restbetrag floß in 
das südliche Afrika (Sambia, Botswana), also 
ebenfalls in ein internationales Krisengebiet, 
in dem die USA vitale Interessen haben. In 
der von der AID dem Kongreß für das Finanz-
jahr 1979 zugeleiteten Congressional Pre- 
sentation wird unumwunden festgelegt, daß 
das „SSA Programm eine unmittelbarere poli-
tische Zielsetzung als die Entwicklungshilfe" 
habe ).37

3. Die drei Teile des Food ior Peace-Pro- 
gramms.nach dem Public Law 480 (von 1954), 
das 1977 mit einem Gesamtwert von 1,196 
Mrd. US-Dollar beträchtlich den für die Funk-
tionalprogramme bewilligten Gesamtbetrag 
überstieg. Der vom Landwirtschaftsministe-
rium verwaltete Title 1 organisiert — meist 
über Privatunternehmen — den Verkauf von 
Agrarüberschüssen zu marktabweichenden 
Konditionen. Diese Verkäufe werden in der 
Regel mit allgemein unverbindlichen, zu-
nehmend auch mit konkreten Auflagen zur 
Selbsthilfe verbunden, die vermeiden sollen, 
daß das „süße Gift" der Nahrungsmittelhilfe 
die agrikulturellen Eigenanstrengungen der 
Defizitländer lähmt. Sowohl der Agricultural 
Trade Development Act oi 1974 wie das 
„Findley-Hurnphrey-Amendment“ des Interna-
tional Development and Food Assistance Act 
oi 1975 forderten eine stärkere entwicklungs-
politische Verwendung der mit hohen Subven-
tionskosten belasteten Agrarüberschüsse — 
durchaus mehr im Einklang mit der Grundbe-
darfsstrategie denn mit der Rettungsboot- 
Schrumpfungsth^rapie. Dieser „Famine Pre-
vention and Freedom from Hunger"-Zusatz 
stattete die internationale Katastrophenhilfe 

37) AID, Congressional Presentation, a. a. O., S. 18.

mit zusätzlichen Mitteln aus. Auch die gesetz-
liche Forderung, künftig mindestens 75 °/o der 
subventionierten Agrarexporte den am mei-
sten von Versorgungsproblemen betroffenen 
Ländern vorzubehalten, paßt nicht zur grausa-
men Metaphorik des Rettungsbootes. 1975 
gingen bereits 79% der Titel 1-Agrarexporte 
in die MSAC-Länder, schwerpunktmäßig nach 
Indien, Pakistan, Bangladesh und Ägypten.

Der wesentlich kleinere und gemeinsam von 
Landwirtschaftsministerium und AID verwal-
tete Title II (1977: 459 Mio. US-Dollar) stellt 
karitativen Organisationen, dem Welternäh-
rungsprogramm oder UNICEF unentgeltlich 
Überschußprodukte zur Verfügung, finanziert 
Katastrophenhilfe und den Transport der Le-
bensmittel. Hier tritt das kommerzielle Inter-
esse hinter das humanitäre Motiv zurück, ob-
gleich auch die Klientel der Agrarlobby Nutz-
nießer dieser staatlichen Aufkäufe und 
Schenkungen ist. Ganz so altruistisch ist aber 
auch dieses Programm nicht. Die amerikani-
schen Politiker haben angesichts des sich ver-
schärfenden Welternährungsproblems längst 
den Nutzen des Überschußweizens als politi-
sche Waffe erkannt, weil die politischen Eli-
ten in der Dritten Welt zum eigenen überle-
ben — neben Waffen — eher Brot als Maschi-
nen brauchen. Auch im Food ior Peace-
Programm sind humanitär-karitative Motive 
mit handfesten außen- und außenwirtschafts-
politischen Interessen verquickt, die zugleich 
den Exportinteressen der „grünen Lobby" die-
nen. Der Jahresbericht 1977 des Landwirt-
schaftsministeriums bringt dieses Bündel von 
Motiven und Interessen in einen wider-
spruchs 38freien Zusammenhang ).

Unter dem neuen Title 111 können ab 1978 
steigende Anteile (ab 1980: 15%) aus den Er-
trägen des Title 1 für das Food ior Develop-
ment Program in den ärmsten Ländern ein-
gesetzt werden.

4. Zuschüsse a) an UN-Sonderorganisationen 
und Programme, b) an diverse internationale 
Sonderprogramme (wie International Narco-
tics Control oder Sahel Development Pro-
gram), c) Kredite an die multilateralen Finanz- 

33) Department of Agriculture, The Annual Report 
on Activities Carried out Under Public Law 480, 
Februar 1977, S. 16 f.: „... the Public Law 480 pro-
gram performs a vital role in giving humanitarian 
assistance to those stricken by disaster, enhances 
economic development, contributes to the deve- 
lopment and expansion of foreign markets for U.S. 
agricultural Commodities, and supports our foreign 
policy objectives around the world"; ähnlich argu-
mentiert auch Development Coordination Commit-
tee, Policy Paper, No. 4: PL 480 Title I as Develop-
ment Resource, Juni 1976, S. 6.



Organisationen (IFIs = Weltbankgruppe, In-
ter-amerikanische, Asiatische und Afrikani-
sche Entwicklungsbank).

Bilateralität versus Multilateralität

Obwohl Sonderkommissionen und Auftrags-
gutachten wiederholt eine wesentliche Erhö-
hung der multilateralen Hilfe empfohlen hat-
ten, blieb ihr Anteil an der gesamten Wirt-
schaftshilfe relativ konstant. 1977 gingen 
4,8 °/o an internationale Organisationen und 
12,6% an die internationalen Finanzinstitu-
tionen (IFIs). Angesichts der wachsenden 
Verstimmung in Öffentlichkeit und Kongreß 
über das militante Auftreten der Dritten Welt 
auf der UNO-Bühne hatte es die Regierung 
schwer, auf die multilaterale Karte zu setzen, 
obgleich sie sich zu einer Erhöhung dieser 
Leistungen verpflichtet hatte. 1977/78 geriet 
vor allem die Weltbankgruppe im Kongreß in 
das Kreuzfeuer der Kritik, nachdem einige 
Analysen die „multilaterale Mystik" ziemlich 
ernüchtert hatten39 ). Die Kritik an Verwal-
tungsaufwand und überhöhten Gehältern der 
„Worldbankers", an mangelnder Effizienz, an 
der Nichtbeachtung der Menschenrechte und 
der eigenen entwicklungspolitischen Prioritä-
ten in der Projektpolitik kulminierte in dem 
publizitätsträchtigen Vorwurf, daß die Ver-
wendung von Milliarden aus der Staatskasse 
der Kontrolle des Kongresses entzogen 
sei40 ). Die schärfsten und mit persönlichen 
Angriffen gegen den Weltbank-Präsident
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en 
McNamara gespickten Angriffe kamen von 
dem Vorsitzenden des House-Subcommittee 
on Foreign Operations: der zweibändige 
„Long-Report" ) legte eine höchst polemi-
sche Abrechnung mit den Leistungen der IFIs 
sowohl für die Dritte Welt wie für die USA 
vor. Es wurde dabei gar nicht verschwiegen, 
daß hinter dieser Kritik auch ökonomische Ei-
geninteressen stehen. Es wurde nicht nur be-
klagt, daß die amerikanische Wirtschaft bei 
der Auftragsvergabe benachteiligt und mit 
billigen Krediten, gespeist aus der US-Staats-
kasse, Konkurrenten auf dem Weltmarkt ge-

39) Committee on Government Affairs, U.S. Parti- 
cipation in International Organizations, Februar 
1977, No. 95—50; Congressional Budget Office, 

'I.F.I.'s: Background and Budget Options, März 
1977.
40) Vgl. die House-Debatte vom 22. Juni 1977 so-
wie die Senats-Debatten vom 4./5. August 1977, in: 
Congressional Record, Bd. 123, H 6297—6328 sowie 
S 13845 ff.
41) Hearings before a Subcommittee on Foreign 
Operations, Committee on Appropriations, House 
of Representatives, Foreign Assistance and Rela- 
ted Agencies Appropriations for 1978.

42) Zu diesem Moore-Amendment siehe Congres-
sional Record vom 22. Juni 1977, H 6413 f.
43) Foreign Affairs Division/Congressional Rese-
arch Service/Library of Congress, The United Sta-
tes and the Multilateral Development Banks, März 
1974.

fördert oder herangezüchtet würden, sondern 
das Repräsentantenhaus stimmte auch einem 
Antrag zu (dessen Kodifizierung nur durch 
den Senat verhindert wurde, nachdem ihm 
auch der Präsident zugestimmt hatte), der die 
Expansion der mit US-Interessen konkurrie-
renden Zucker-, Palmöl- un
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mittels IFI-Krediten verhindern sollte ).

Bei diesen Klagen über das Mißverhältnis 
zwischen Nutzen und Kosten der IFIs nahmen 
die Abgeordneten die Erkenntnisse einer vom 
hauseigenen Forschungsdienst erstellten Stu-
die 43)  nicht zur Kenntnis, die nachwies, daß 
die Aktivitäten der „Bank der Armen" insge-
samt sogar einen positiven Einfluß auf die 
US-Zahlungsbilanz haben und die Verluste 
durch die mangelnde — durch die Dollar-
schwäche aber zunehmend verbesserte — 
Konkurrenzfähigkeit amerikanischer Unter-
nehmen bei internationalen Ausschreibungen 
mehr als ausgleichen. Diese Studie wies auch 
darauf hin, daß viele Weltbank-Projekte an 
die ausländische Konkurrenz verlorengehen, 
weil sie ebenso wie AID-Projekte für die US- 
Konzerne nicht attraktiv genug sind; sie zeig-
te, daß der Auftragsanteil der USA aus IBRD- 
Mitteln 1973 immerhin 21 %, aus IDA-Mitteln 
aber nur 16% betrug. Diese Anteile, die den 
beträchtlichen Zahlungsbilanzvorteil des 
Standorts Washington nicht berücksichtigen, 
haben sich in den letzten Jahren wenig ver-
ändert. Bei diesem Kosten- und Nutzenver-
gleich übergehen die Kritiker geflissentlich 
auch den Tatbestand, daß der Kongreß nur 
noch Haftungskapital bewilligt, das nur zu 
kleinen Teilen abgerufen wird.

Ende des „Pentagonismus"?

Durch den Krieg in Indochina geriet vor allen 
die schwerpunktmäßig dort eingesetzte Mili-
tärhilfe unter Rechtfertigungsdruck. Der DAC 
erkennt die verschiedenen, vom Pentagon 
verwalteten Programme nicht als Entwick-
lungshilfe an, obgleich sie in der amerikani-
schen Auslandshilfe-Diskussion durch den ge-
meinsamen Oberbegriff und die gemeinsame 
gesetzliche Basis ziemlich selbstverständlich 
zusammengezählt werden — entweder um die 
Hilfsbereitschaft oder um die Verschleude-
rung von Steuermitteln zu demonstrieren. 
Darüber hinaus ergänzen sich die beiden Pro-



gramme, wenn man von den erklärten Zwek- 
ken und Zielen der Militärhilfe ausgeht: Sta-
bilisierung von „befreundeten" Regierungen 
gegen äußere und innere Bedrohung, Siche-
rung von militärischen und politischen Stütz-
punkten, Förderung des Waffenexports. Die 
Militärhilfe, die darin besteht, daß „Ausrü-
stungen in den USA beschafft werden, um 
dann an ausländische Regie
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rungen geliefert 
zu werden" 4),  umfaßte in den Jahren 1962— 
1974 immerhin ,3  % der gesamten Auslands-
hilfe und überstieg damit das Budget der AID 
um 65 °/o. 1975 erhielt die AID erstmals etwas 
mehr, 1977 sogar deutlich mehr. Nach 1974 ist 
ungefähr eine Halbierung der Militärhilfe ge-
genüber den Vorjahren zu erkennen.

Diese Entwicklung scheint erstens der Annah-
me zu widersprechen, daß die Nixon-Doktrin 
zu einer langfristigen Steigerung der Militär-
hilfe führen müsse, weil die durch den Rück-
zug amerikanischer Truppen aus Ostasien 
entstandene sicherheitspolitische Lücke nur 
durch massive Ausrüstungs- und Ausbil-
dungshilfe an die nationalen Armeen dieser 
Region geschlossen werden könne. Tatsäch-
lich wurden die Hilfslieferungen selbst an die 
beiden im Sinne der Domino-Theorie am mei-
sten bedrohten „Frontstaaten" Thailand und 
Südkorea erheblich gekürzt. Zweitens scheint 
diese Zurückhaltung den Vorwurf zu entkräf-
ten, daß die USA mittels ihrer Militärhilfe die 
Militarisierung der Dritten Welt förderten, 
um durch die Verstärkung und bessere Aus-
stattung der repressiven Apparate die koope-
rationswilligen Eliten vor sozialrevolutionä-
ren Umwälzungen zu schützen.

Das ohnehin in Orwellschen Ängsten — wenn 
auch von Juan Bosch aus eigener Erfahrung 
— überzeichnete Schreckbild des „Pentago- 
nismus 45)  hebt vor allem dann, wenn es auf 
den Zusammenhang zwischen Wirtschafts- 
und Militärhilfe bezogen wird, völlig von der 
Empirie der Land-für-Land-Daten ab. Diese 
lassen auch nicht mehr den pauschalen 
Schluß zu, daß die beiden Hilfsarten „wie 
Zwillinge" zusammengehören46), nicht ein-
mal in den Schwerpunktländern der amerika-
nischen Direktinvestitionen.

44) Ulrich Albrecht/Birgit A. Sommer, Deutsche 
Waffen für die Dritte Welt, Reinbek 1972, S. 42, 
amtliche US-Dokumente zitierend.
45) Vgl. Juan Bosch, Der Pentagonismus oder Die 
Ablösung des Imperialismus, Reinbek 1969.
46) So Ernst-Otto Czempiel, Das amerikanische Si-
cherheitssystem 1945—1949, Berlin 1966, S. 368; 
ebenso Karl Heinz Pütz, Die Außenpolitik der 
USA, Hamburg 1974, S. 134 f.

47) Dieter Senghaas, Weltwirtschaftsordnung und 
Entwicklungspolitik, Frankfurt/M. 1977, Kap. 9.

Der mehrfach angezeigte Widerspruch hebt 
sich teilweise wieder auf, wenn man die gi-

gantischen Zuwachsraten des kommerziellen 
Waffenexports, die die SIPRI-Jahrbücher aus-
weisen, in die Analyse einbezieht. Unter 
dem Zwang wachsender Zahlungsbilanzdefizi-
te wird das überall in der Dritten Welt ver-
nehmbare Verlangen nach Waffen möglichst 
kommerziell genutzt. So ist auch innerhalb 
des Militärhilfe-Programms eine Verlagerung 
von Schenkungen zu zinsbegünstigten Ver-
käufen zu erkennen: Während die MAP- 
und MASF-Schenkungen und die kostenlo-
se Abgabe von ausgemustertem Militärgerät 
eingeschränkt wurden, nahmen die Credit Sa-
les (von 1973: 550 auf 1978: 2151 Mio. US- 
Dollar) erheblich zu; sie machen nach Vor-
ausschätzungen für 1978 sogar 86% der ge-
samten Militärhilfe aus. Diese Kommerziali-
sierung der Militärhilfe steht im Widerspruch 
zum FAA von 1973, der die Regierung dazu 
verpflichtete, die von ihr getätigten, finan-
zierten oder garantierten Waffenverkäufe „so 
bald und so weit wie möglich" (See. 25) zu 
beschränken. Es muß auch darauf hingewiesen 
werden, daß ein Teil der im (auslaufenden) 
Food for Work-Programm angehäuften Mittel 
in fremden Währungen immer noch zur Finan-
zierung von militärischen Ausbildungspro-
grammen genutzt wird.

Die expansive Rüstungsexportpolitik, die Die-
ter Senghaas in den globalen Zusammenhang 
einer „neuen internationalen Militärordnung" 
stellt47 ), konterkariert die Kürzungen der Mi-
litärhilfe, die letztlich nur eine andere Finan-
zierungsform des Waffenexports darstellt. 
Auch Präsident Carter, der sein Amt mit dem 
Versprechen antrat, die Rüstungsexporte in 
alle Welt zu reduzieren, konnte sich weder 
den autistischen Triebkräften des militärisch- 
industriellen Komplexes im eigenen Land 
noch den — aus globalen National-security- 
Doktrinen abgeleiteten — Zwängen der stär-
ker denn je von beiden Supermächten mit 
Waffen und Militärberatern in der Dritten 
Welt ausgetragenen Systemkonkurrenz ent-
ziehen.

Das immerwährende Organisations- und 
Koordinationsproblem

Mit der Vielfalt der Programme und Vielzahl 
der beteiligten Institutionen wuchsen die 
Koordinationsprobleme und Zielkonflikte zwi-
schen konkurrierenden Interessen. Die Klagen 
über die Ungeplantheit und Effizienzschwäche 
sind so alt wie die Auslandshilfe; sie sind 
Strukturmerkmale eines auf Dezentralisierung 



angelegten. Entscheidungsprozesses. Es gab 
immer Vorschläge und Versuche der Pro-
blemlösung. Die AID, vom Gesetz mit „the 
responsibility for coordinatiing all United 
States development activities" (See. 102,7) be-
auftragt, befindet sich in einer permanenten 
Organisationsdebatte. Sie ist mit den anderen 
Behörden durch eine Vielzahl von intermini-
steriellen Koordinationsausschüssen verbun-
den, in denen meist das Außen-, Schatz-, Han-
dels- und Landwirtschaftsministerium sowie 
das Office of Management and Budget vertre-
ten sind: vor allem in ihnen werden Ressort-
interessen in Entscheidungen umgesetzt, wo-
bei die AID als Sachwalter des „Entwick-
lungsinteresses" nicht die stärkste im Paralle-
logramm der Kräfte ist. Diese Verhandlungs-
schwäche ist nur der organisatorische Aus-
druck der Instrumentalisierung von Auslands-
hilfe für Interessen, die von anderen Ressorts 
verwaltet werden.

Der FAA von 1973 initiierte mit dem Deve-
lopment Coordination Committee (DCC) einen 
neuen Versuch, der sich bislang weitgehend 
in der Produktion von Berichten erschöpfte. 
Der Kongreß, in dem sich wiederum mehrere 
Ausschüsse mit Entwicklungsfragen beschäf-
tigen, fördert längst durch sein Informations-
bedürfnis, das er in die Anforderung von in-
zwischen 30, meist jährlich zu erstattenden Be-
richten umsetzte, die von ihm häufig beklagte 
Bürokratisierung. Er schafft zwar kraft seiner 
Organisationsgewalt Koordinationsgremien, 
verhindert aber durch die Art seiner eigenen 
Entscheidungsbildung, die allzu häufig auf 
aktuelle Anlässe oder kurzfristige Situatio-
nen reagiert, eine längerfristige Planung 
und wirksame Koordination; diese enden 
an seinem teilweise sehr eigenwillig prak-
tizierten Bewilligungsrecht („power of the 
purse"). Obwohl der International Deve-
lopment and Food Assistance Act of 1977 
dem DCC neues Leben einzuhauchen und 
mehr Gewicht in der entwicklungspoliti-
schen Meinungs- und Willensbildung zu ge-
ben versuchte, verstärkte sich die Reorgani-
sationsdebatte. Eine von der Brookings Insti-
tution 1977 abgeschlossene Auftragsstudie 
nahm ältere Organisationsvorschläge auf und 
empfahl die Einrichtung einer aus dem State 
Department ausgelagerten Development Cor-
poration Agency, die in größerer Distanz zu 
bürokratisch verfestigten Interessen und ini-
tiativfeindlichen Großbürokratien mehr Spiel-
raum für langfristiges Planen und Handeln er-
halten 48sollte ). 48

48) Vgl. Lester E. Gordon and Ass., Interim Report, 
An Assessment of Development Assistance Strate- 
gies, The Brookings Institution 1977.

49) Vgl. dazu United States Senate/Committee on 
Foreign Relations, Section-by-Section Analysis of 
the Proposed International Development Coopera-
tion Act of 1978, Februar 1978, S. 104 ff.

Diese Absicht liegt auch der sogenannten 
„Humphrey Bill" für den im Kongreß anhän-
genden International Development Coopera-
tion Act of 1978 zugrunde. Diese Vorlage be-
kräftigt und präzisiert die entwicklungs-
politischen Leitlinien von 1973 und versucht, 
eine zu ihrer Implementierung besser geeig-
nete Organisationsstruktur aufzubauen, vor 
allem durch die Schöpfung einer spezialisier-
ten Laufbahn des Internati

49
onal Development 

Ollicer (IDO) ).  Abgesehen von einer Sta-
tusaufwertung des Administrators, die das 
Gewicht der neu firmierten Behörde unter-
streichen soll, und dieser Prestigeaufwertung 
des IDO gegenüber dem diplomatischen 
Dienst sprengt der Vorschlag jedoch die vor-
gegebenen Organisationsstrukturen und Kom-
petenzverteilungen nicht; er unterstreicht 
ausdrücklich die übergeordnete Richtlinien-
kompetenz des Außenministeriums. Ob, wann 
und in welcher Form diese Vorlage ohne ih-
ren engagierten Sponsor Humphrey die legis-
lativen Hürden nehmen wird, ist ebenso unsi-
cher wie die erhoffte Innovationsfähigkeit ei-
ner weitgehend mit der AID identischen Be-
hörde (IDC), die in die bestehenden Interes-
sen- und Entscheidungsstrukturen eingebettet 
bleibt.

Auslandshilfe in der Zahlungsbilanzklemme: 
das Ärgernis der Lieferbindung

Die imposanten Summen, die die FAAs und 
AID-Statistiken unter dem Hilfe-Etikett aus-
weisen, schrumpfen beträchtlich zusammen, 
wenn Entwicklungshilfe sinngemäß verstan-
den wird. Auch unter Hinzurechnung der SSA 
brachten die USA 1976 nur noch 0,25% ihres 
BSP für ODA auf und fielen nach diesem Be-
rechnungsschlüssel der relativen Leistungen 
auf den 12. Platz der 16 OECD-Länder zurück; 
obwohl sie 38 % des BSP aller OECD- und 
OPEC-Länder erwirtschafteten, brachten sie 
weniger als ein Viertel der DAC-Leistungen 
(1976: 22 °/o) auf. Während die innerstaatli-
chen Sozialausgaben von 216 Dollar pro Kopf 
in 1966 auf 575 Dollar in 1976 anstiegen, fielen 
in demselben Zeitraum die Pro-Kopf-Leistun-
gen für Entwicklungshilfe von 4,81 auf 1,59 
Dollar zurück . Die USA müßten ihre ODA- 
Leistungen verdreifachen, um die internatio-
nale Wohlverhaltensmarke von 0,7 % des BSP 
zu erreichen. Aber schon die Absichtserklä-
rung des Außenministers, die ODA in den 
nächsten fünf Jahren zu verdoppeln, stieß im 49



Repräsentantenhaus auf völliges Unverständ-
nis. Allerdings hat die amerikanische Regie-
rung — im Gegensatz zur Bundesrepublik, die 
in der DAC-Leistungsbilanz nur einen Platz 
vor den USA liegt — niemals die 0,7 °/o- 
Orientierungsmarke akzeptiert. Außerdem un-
terscheiden sich die amerikanischen Statisti-
ken wohltuend von den BMZ-Erfolgs- 
meldungen, indem sie gar nicht versuchen, 
durch Aufrechnung des privaten Kapitalver-
kehrs die „Gesamtleistungen" optisch über 
diese Marke zu heben — obwohl die amerika-
nischen Entwicklungsstrategen noch unbe-
kümmerter Privatinvestitionen als die beste 
aller Entwicklungshilfe einschätzen und sich 
die privaten Nettoleistungen aus den USA im 
Jahre 1976 auf über 7,3 Mrd. US-Dollar und 
damit allein auf 0,42 °/o des BSP beliefen.

Neben den schon aufgeführten Gründen recht-
fertigen sich die Kritiker im Kongreß mit 
der bei ihren Wählern weitverbreiteten Ab-
lehnung von Entwicklungshilfe, die über kari-
tative Katastrophenhilfe hinausgeht510). Wis-
sentlich-unwillige Abgeordnete und unwis-
sende Bevölkerung neigen in ihren gemeinsa-
men Vorurteilen dazu, einen Teil der heimi-
schen Sozial-, Haushalts- und Zahlungsbilanz-
probleme dem durch Auslandshilfe „hinausge-
worfenen Geld" anzulasten.

50) Nach Gordon, a. a. O., Anhang 1-11.
51) Vgl. John E. Rielly (Hrsg.), American Public 
Opinion and U.S. Foreign Policy 1975, Chicago 1975.
52) Vgl. Tendier, a. a. O., S. 44 ff.

53) Vgl. Robert L. Slighton/David S. C. Chu/Richard 
V. L. Cooper, The Effect of Untied Development 
Loans on the U. S. Balance of Payments. A. Report 
Prepared for AID, The Rand Corporation, Juni 
1972, S. VII f.
54) Zusammenfassend Franz Nuscheler, a. a. O., 
S. 69.'

Analysen und Expertenaussagen auf den zahl-
reichen Kongreß-Hearings haben indessen im-
mer wieder nachgewiesen, daß Auslandshilfe 
die Zahlungsbilanz der USA nicht oder allen-
falls geringfügig belastet, aber die Bindung 
der Hilfszusagen an den Kauf teurer Güter 
und Dienstleistungen in den USA den Wert 
der Hilfe beträchtlich mindert. Mit der Ver-
schärfung der Zahlungsbilanzkrise gewann 
das Schatzamt (Treasury) als Hüter der Zah-
lungsbilanz eine mit Vetorechten ausgestatte-
te Schlüsselrolle bei der Vergabepolitik, se-
kundiert von dem um Exportförderung be-
mühten Handelsministerium und dem Budget 
Bureau: das Schatzamt — und nicht die AID, 
die sich gegenüber dem Interess
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enkartell von 
Treasury und Commerce nicht durchsetzen 
kann — bestimmt die Projektpolitik ). Diesem 
Interessenkartell geht es nicht um „Hilfe zur 
Entwicklung", sondern um die Sanierung von 
Handels- und Zahlungsbilanzen.

Die Lieferbindung wurde trotz aller DAC- 
Mahnungen fortgesetzt, obwohl Auftragsstu-
dien gezeigt haben, daß selbst bei ihrer ein-
seitigen Aufkündigung etwa die Hälfte, bei 

reziproker Aufhebung in allen DAC-Ländern 
sogar fast zwei Drittel der ODA-Kredite als 
Aufträge in den USA verbleiben würden53 ). 
Selbst Mittel, die nicht direkt durch Verkäufe 
zurückfließen, müssen der Zahlungsbilanz 
nicht verloren gehen, weil sie über Drittlän-
der wieder in die USA zurückkehren können. 
Wenn man neben der verbesserten Konkur-
renzfähigkeit aufgrund der Dollarabwertung 
auch noch den „respending effect" berück-
sichtigt, der durch zusätzliche Kaufkraft in 
den „Empfängerländern" vermehrte Nachfra-
ge nach US-Gütern bewirkt, wird der Zah-
lungsbilanzverlust auch bei Nichtbindung 
weiter verringert. In den vergangenen Jahren 
sorgte die praktizierte Lieferbindung dafür, 
daß etwa 70 0/0 der Wirtschaftshilfe für ameri-
kanische Güter und Dienstleistungen ausge-
geben und sogar 97 0/0 der von AID finanzier-
ten Güter in den USA gekauft wurden. Die 
noch verbleibende Lücke zwischen Abfluß 
von Mitteln und ihrem direkten oder indirek-
ten Rückfluß durch Aufträge wird durch die 
jährlich steigenden Rückzahlungen von Kre-
diten und Zinsen (1976: etwa 450 Mio. US- 
Dollar) mehr als geschlossen. Die Zahlungsbi-
lanzprobleme rühren also nicht von der Aus-
landshilfe her, liefern aber ein wirksames Ar-
gument für deren exportfördernden Einsatz.

Auslandshilfe als Exportförderungs- und Roh-
stoffsicherungsinstrument: kreißende Berge 
der Imperialismustheorien

Die Imperialismuskritik war sich darin einig, 
daß westliche Entwicklungshilfe „nie etwas 
anderes als eine neue Form von Auspowe-
rung" sein kann; sie führte allenfalls einen 
Streit darüber, ob dieser Imperialismus noch 
ein „Vehikel des ökonomischen Prozesses" 
sei oder schon dem „Primat der Politik im 
Neokolonialismus" folge54 ). Weitgehender 
Konsens bestand auch darüber, daß nicht nur 
die Dritte Welt von kapitalistischen Metropo-
len abhängig sei, sondern auch diese selbst 
zum eigenen Systemüberleben auf die unglei-
chen, deshalb imperialistischen Kapital- und 
Handelsbeziehungen mit der Dritten Welt an-
gewiesen seien. Aus privatem Profittransfer 
und Schuldendienst für öffentliche Kredite, 
Terms of Trade-Verlusten und Wertminde-
rung durch Lieferbindung zusammengestellte



Bilanzen der Ausbeutung veranschaulichten 
diese Annahmen. Allerdings nahmen die im-
perialismustheoretischen Ableitungen und 
Folgerungen gelegentlich simple Größenord-
nungen nicht zur Kenntnis.

Natürlich hat die amerikanische Geschäfts-
welt das Interesse, möglichst viele Vorteile 
aus den FAA- Programmen zu ziehen. Aber — 
und darauf wurde schon wiederholt hingewie-
sen — das Volumen dieser Programme und 
besonders des AID-Budgets ist zu klein, um 
die im Auslandsgeschäft tätigen Großkonzer-
ne sonderlich zu interessieren, obgleich sie 
(d. h. Firmen mit mehr als 500 Beschäftigten) 
drei Viertel des von AID finanzierten Güter-
exports abwickeln. Auch kleinere Unterneh-
men ziehen die weniger bürokratisierte Kre-
ditfinanzierung durch die Import-Export-Bank 
vor. Die AID finanzierte 1976 Warenexporte 
im Umfang von genau 602,206 Mio. US-Dollar 
(1977: 757,311) 55 ) — bei einem Gesamtexport 
in die Dritte Welt von 40,372 Mrd. US-Dollar 
bzw. von 115 Mrd. US-Dollar in die ganze 
Welt. Wenn sich in dieses staatlich subven-
tionierte Geschäft etwa 2 500 Unternehmen 
teilen, bleiben selbst bei ungleicher Größen-
ordnung der Aufträge keine attraktiven An-
gebote übrig.

M) Nach AID-Quellen.
56) Harry Magdoff, Das Zeitalter des Imperialis-
mus. Die ökonomischen Hintergründe der US- 
Außenpolitik, Frankfurt/M. 1970, S. 113 f.
57) Charles D. Hyson/Alan M. Strout, Impact of 
Foreign Aid on U.S. Exports, in: Harvard Business 
Review, Januar/Februar 1968, S. 71.

58) Department of Commerce, U.S. Trade with the 
Developing Economics: The Growing Importance of 
Manufactured Goods, Office of Economic Rese-
arch, Juni 1975, S. 2.
59) Vgl. Council on International Economic Poli- 
cy, Critical Imported Materials, Washington D.C. 
1975; Development Coordination Committee, The 
Second Annual Report of The President Transmit- 
ted to the Congress: Development Issues, May 
1976, Kap. V.

Noch immer bezieht sich die Diskussion über 
den exportfördernden Einsatz der amerikani-
schen Auslandshilfe auf Zahlen aus dem Jah-
re 1965, die auch hierzulande, vermittelt 
du

56
rch die Übersetzung von Harry Magdoffs 

„Zeitalter des Imperialismus" ), in die Impe-
rialismuskritik eingingen. Es konnte damals 
nachgewiesen werden, daß 24,4 % der Expor-
te von Stahlprodukten, 30,4 °/o der Düngemit-
tel, 29,5 °/o der Eisenbahnausrüstungen oder 
9,6 °/o der Gummiwaren durch AID-Kredite fi-
nanziert wurden57 ). Vergleicht man für das 
Jahr 1976 den von AID finanzierten Warenex-
port mit den Gesamtexporten, so ergibt sich 
ein ziemlich anderes Bild: Sie finanzierte 
4,4 0/0 der Gesamtexporte von Eisen und 
Stahl, 5,2 °/o von Maschinen und Ausrüstungs-
gütern, 7,4 °/o von Chemikalien und Dünge-
mitteln, 5,9 °/o von Flugzeugen/Teilen. Noch 
aussagekräftiger ist folgendes Verhältnis: Sie 
finanzierte nur 1,5% der Gesamtexporte in 
die Dritte Welt. Diese Zahlen, zu denen frei-
lich noch die wesentlich umfangreicheren Til-

de /-Verkäufe und militärischen Credit Sales 

(von zusammen 2 344 Mio. US-Dollar in 1976) 
sowie die von den IFIs finanzierten Exporte 
hinzugerechnet werden müssen, belegen zwar 
den exportfördernden Nutzen und Einsatz der 
Auslandshilfe, rücken aber Proportionen zu-
recht.

Ein internationaler Vergleich der Exportquo-
ten und Rohstoffbestände, besonders zwischen 
den USA und der Bundesrepublik, deutet auf 
eine relativ geringe ‘Außenorientierung und 
-abhängigkeit der amerikanischen Wirtschaft 
hin. Dieses Bild der weltmarkt-unabhängigen 
oder gar potentiell autarken Weltmacht ent-
sprach aber niemals und entspricht immer 
weniger der Wirklichkeit. Dies gilt für die 
Rohstoffversorgung ebenso wie für die Han-
dels- und Kapitalbeziehungen, nicht nur zum 
„homogenen Milieu" der kapitalistischen In-
dustriestaaten, sondern auch und gerade für 
die Beziehungen zur Dritten Welt, die im Zei-
chen der weltweiten Systemkonkurrenz nicht 
nur dem unmittelbar ökonomischen Bedarfs-
kalkül, sondern auch dem langfristig ange-
legten Interesse nach Systemerhaltung unter-
liegen. Ökonomische Interessen verbinden 
sich mit politischen Zielsetzungen, und Aus-
landshilfe hat beiden zu dienen, weil sie sich 
wechselseitig bedingen.

Man kann aus den Statistiken des Department 
of Commerce ablesen, daß auch die USA von 
der Dritten Welt abhängig sind. Diese nahm 
1976 immerhin 35% der US-Exporte auf und 
lieferte — allerdings durch die Olimporte 
verzerrt — 47 % der Importe. Zwischen 
1965—1973, also vor der starken Verteuerung 
der Olimporte, erwirtschafteten die USA 90 % 
ihres Handelsüberschusses im Austausch mit 
der Dritten Welt, die nicht nur Rohstoffe, son-
dern zunehmend auch Fertigwaren in die 
USA exportiert. 1974 kamen bereits 20% der 
importierten Fertigwaren aus der Dritten 
Welt, davon allerdings allein zwei Drittel aus 
vier Ländern: Mexiko, Taiwan, Hongkong, 
Südkorea58 ). Während diese Güter durch Ei-
genproduktion ersetzt werden könnten, gilt 
dies nicht für Rohöl und eine Reihe weiterer 
Rohstoffe (Chrom, Bauxit, Mangan, Zinn, 
Zink, Silber, Wolfram und Erz), die vorwie-
gend aus der Dritten

59
 Welt eingeführt werden 

müssen ).



Bezeichnenderweise hat der AID-Administra- 
tor seinen Mittelanforderungen für 1979 diese 
Rohstoffabhängigkeit vorangestellt, um die 
Abgeordneten auf die politische und ökono-
mische Notwendigkeit von Auslandshilfe als 
Instrument der weltweiten Rohstoffsicherungs-
politik einzustimmen.

Diese Daten kennzeichnen die Rahmenbedin-
gungen für die Auslandshilfe. Sie selbst kann 
diese Rahmenbedingungen beeinflussen, aber 
kaum mehr als marginal oder flankierend, als 
kurzfristig wirksames konjunktur- und be-
schäftigungspolitisches Steuerungsinstrument 
eingesetzt werden. Amerikanische Konjunk-
turprogramme haben, um überhaupt Wirkung 
zu erzielen, Dimensionen, neben denen das 
AID-Programm wie ein Tropfen auf den hei-
ßen Stein erscheint. Auslandshilfe ist ein zu-
sätzliches, aber nicht einmal ein wesentliches 
Element im staatsinterventionistischen Instru-
mentarium; ein Element, das von Imperialis-
mus- und Krisentheorien überbewertet wird. 
Dies gilt für die USA ebenso wie für die Bun-
desrepublik.

Die Entwicklungspolitik der kapitalistischen 
Metropole USA ist Rohstoffsicherungs- und 
Exportförderungspolitik, die vor allem den ei-
genen Wohlstand mehrt — und sicherlich ei-
nige Krümel zu der „armen Mehrheit" durch-
sickern läßt, aber sie ist als „staatsmonopoli-
stisch geförderter Kapitalexport" nicht das kri-
senheilende Lebenselexier dieser „dominan-
ten Ökonomie"; sie präpariert, flankiert und 
protegiert ökonomisch und politisch die Ope-
rationen des Privatkapitals, aber sie ist nicht 
der vom Monopolkapital bediente staatsmo-
nopolistische „big stick" des Neoimperialis-
mus. Eine Imperialismuskritik, die an der 
Auslandshilfe ansetzt, greift ohnehin zu kurz, 
weil sie nicht internationale Strukturen, son-
dern nationale oder teilweise multilaterali- 
sierte Instrumente kritisiert.

Schlußfolgerungen

Aus der Analyse und Interpretation der Wir-
kungen des „Kongreß-Mandats" von 1973 
kann man folgern, daß hinter einer entwick-
lungsprogrammatischen Rhetorik mit neuen 
Begriffen zwar ein revidierter Entwicklungs-
begriff und einige Korrekturen an Program-
men und Vergabebedingungen zu erkennen 
waren, aber durch die „neuen Richtlinien" 
keine neue entwicklungspolitische Richtung 
eingeschlagen wurde. Also doch nur alter 
Wein in neuen Schläuchen? Dieser Schluß 
wäre unfair, weil die über die Grundbedürf-

nisstrategie hinauszielende Partizipationsstra-
tegie innovativ war.

Dieses zwischen außenpolitische und außen-
wirtschaftliche Interessen eingekeilte „Ent-
wicklungsinteresse" war jedoch nicht nur or-
ganisatorisch zu schwach, weil sich die AID 
gegen die „vested interests" von Treasury 
und Department of Commerce (sowie des 
Landwirtschaftsministeriums beim Food ior 
Peace-Programm) nicht durchsetzen konnte, 
sondern drang weder diagnostisch noch the-
rapeutisch zu den Wurzeln der Unterentwick-
lung vor. Dies ist jedoch keine Schuldfrage, 
sondern eine Systemfrage.

Die „dominante Ökonomie" der USA, die 
Vorteile aus der ungleichen Kosten- und Nut-
zenverteilung der bestehenden Weltwirt-
schaftsordnung zieht, müßte nicht nur diese 
Vorteile, sondern auch das System, das sie 
hervorbringt, in Frage stellen. Das zwanghaf-
te Interesse, dieses vorteilhafte System zu er-
halten, konditioniert auch die entwicklungs-
politischen Optionen. Diese Annahme liefert 
auch eine Teilantwort auf die Frage, ob die 
„neuen Richtlinien" als eine Gegenstrategie 
zu den Forderungen der Dritten Welt nach ei-
ner Neuen Weltwirtschaftsordnung konzipiert 
wurden. Der Zeitpunkt, in dem sie formuliert 
wurden, d. h. die politische Verschärfung des 
Nord-Süd-Konflikts, legte den Entwicklungs-
strategen zumindest nahe, mit einem verhei-
ßungsvollen Konzept der „Gruppe der 77" den 
Wind aus den Segeln zu nehmen, mit anderen 
Worten, mit der Grundbedürfnisstrategie, die 
Hilfe für die „arme Mehrheit" verspricht, 
ohne den reichen Minderheiten im eigenen 
Land und in der Dritten Welt weh zu tun, die 
Forderung nach einer internationalen System-
veränderung zu unterlaufen.

*
Sicherlich verband sich diese taktische Kom-
ponente mit der Einsicht in die Erfolglosigkeit 
bisheriger Rezepte, die die dramatische Ver-
größerung der Ernährungslücke nicht verhin-
dern konnten; diese trifft vor allem die „arme 
Mehrheit", die außer dem Hunger nichts zu 
verlieren hat. Der Verdacht, daß bei einer 
globalen Neuauflage des „Morgenthau-Plans" 
nun die Industrialisierung der Dritten Welt 
verhindert werden soll, konnte bei den Adres-
saten der „neuen Politik" nur deshalb auf-
kommen, weil trotz aller Bekenntnisse zum 
„Nord-Süd-Dialog" oder zur „Partnerschaft" 
Entwicklungsstrategien eben nicht dialogisch 
entwickelt werden.

Wenn und weil sich die beiden Strategien 
nicht ergänzen, sondern alternativ gegenüber-
stehen, ist der weltweiten Armut nicht beizu-



kommen. Paul Streeten hat überzeugend be-
gründet, daß nur ihre Kombination ihre je-
weiligen Mängel und Fehlperspektiven aus-
gleichen könnte. Denn eine nur auf die Ver-
besserung der Lebensbedingungen der „armen 
Mehrheit" abzielende Grundbedürfnisstrate-
gie, die in selektiven Wohlfahrtsprogrammen 
verkümmern müßte, könnte ebensowenig das 
Strukturproblem der Armut lösen wie eine 
nur auf die Verbesserung der Austauschbe-
ziehungen hinzielende Neue Weltwirtschafts-
ordnung, die nur einzelnen Ländergruppen, 
und dort den Exportproduzenten, nützen wür-
de: „Ein ,Grundbedürfnisprogramm', das nicht 
auf der Eigenständigkeit und auf der Selbsthil-
fe der Regierungen aufbaut, würde Gefahr 
laufen, zu einer globalen Wohltätigkeitsak-
tion zu degenerieren. Eine Neue Internationa-
le Wirtschaftsordnung, die sich nicht um die 
Grundbedürfnisse kümmert, wird weiterhin 
Ressourcen von den Armen in den reichen

Ländern zu den Reich
60

en in den armen fließen 
lassen." )

Die „neuen Richtlinien" konnten bisher auch 
zu dieser „globalen Wohltätigkeitsaktion" 
nur einen minimalen Beitrag leisten, weil sie 
keine vermehrten Anstrengungen aktivierten; 
sie blieben also auch hinter ihrem eigenen 
Anspruch zurück. Man kann ihnen einräu-
men, etwas Neues gewollt zu haben, muß ih-
nen aber absprechen, viel Neues bewirkt zu 
haben; sie brachten mehr für die Adressaten 
im eigenen and und für die AID denn für die 
„arme Mehrheit" in der Dritten Welt etwas 
Neues.

60) Paul P. Streeten, Ein Zielkonflikt? Grundbe-
dürfnisse und Neue Weltwirtschaftsordnung, in: 
Forum Vereinte Nationen, Juni-Juli 1978; ähnlich 
argumentiert auch Bassam Tibi, Die feudalistische 
Weltordnung und die Neue Internationale Wirt-
schaftsordnung, in: Die Neue Gesellschaft, 1978/79, 
S. 724 ff.



Abkürzungen

AID bzw. 
USAID
BMZ
BSP
DAC

DCC

FAA

IDA

IDC

IFIs

ILO
LDCs
LLDCs
MAP

MSAC

ODA

ODC

OMB

OECD

SSA

Title I—III

UNCTAD

Agency for International Development
(US-amerikanische Entwicklungsbehörde)
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
Bruttosozialprodukt
Development Assistance Committee der OECD
(Entwicklungshilfe-Ausschuß der OECD)
Development Cqordination Committee
(1973 begründeter Ausschuß zur Koordination der amerikanischen Entwick-
lungspolitik)
Foreign Assistance Act
(in der Regel jährliche Auslandshilfe-Gesetze)
International Development Association
(Finanzorganisation der Weltbank-Gruppe)
International Development Corporation
(geplanter Name für reorganisierte AID)
International Finance Institutions
(Weltbankgruppe, regionale Entwicklungsbanken)
International Labour Organisation (Genf)
Less Developed Countries („Dritte Welt")
Least Developed Countries („Vierte Welt")
Military Aid Program
(bestehend aus mehreren Einzelprogrammen)
Most Seriously Affected Countries
(UN-Kategorie zur Gruppierung der am meisten von Exportpreisschwankun-" 
gen, Preiserhöhungen für Erdöl, Strukturproblemen etc. betroffenen Entwick-
lungsländern)
Official Development Assistance
(von der OECD als Entwicklungshilfe anerkannte öffentliche Leistungen an 
Entwicklungsländer)
Overseas Development Council
(private Organisation von entwicklungspolitischen Interessen, vor allem 
des amerikanischen Big Business)
Office of Management and Budget
(Behörde für Planung und Koordination des US-amerikanischen Haushalts)
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(der 16 westlichen Staaten inkl. Japan)
Security Supporting Assistance
(der größere Teil der US-amerikanischen „Wirtschaftshilfe")
Programme der US-amerikanischen Nahrungsmittelhilfe
(nach dem mehrfach geänderten Public Law 480 von 1954)
UN-Konferenz für Handel und Entwicklung
(die sog. „Welthandelskonferenz" mit einer permanenten Organisation in 
Genf)



Konrad Seitz: Die internationale Rohstoffpolitik. Rückblick und Ausblick

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/79, S. 3—15

Die Ölkrise 1973 leitete eine Periode der Nord-Süd-Politik ein, in deren Zentrum Roh-
stofffragen standen.
Der Beitrag geht aus von den Problemen, die sich für die Entwicklungsländer aus der 
Abhängigkeit von Rohstoffexporten ergeben. Er zeichnet dann die internationale Roh-
stoffpolitik der letzten fünfeinhalb Jahre nach: von der Kartellstrategie der Dritten Welt 
(Oktober 1973—Mitte 1975) über die UNCTAD IV-Resolution für ein Integriertes Roh-
stoffprogramm (Mai 1976) bis hin zur Grundsatzeinigung über einen Gemeinsamen Fonds 
(März 1979).
Der Beitrag sucht dann die Risiken abzuschätzen, die mit Rohstoffausgleichslagerab-
kommen nach dem Modell des Integrierten Programms verbunden sind, analysiert die 
Gewinne, die eine erfolgreiche Stabilisierung der Rohstoffpreise den Entwicklungsländern 
und der Weltwirtschaft als ganzer brächte.
In einem Ausblick werden die Themen aufgeführt, die in der Rohstoffdiskussion nach 
UNCTAD V neue, zusätzliche Schwerpunkte sein dürften: Erlösstabilisierung, Rohstoffver-
arbeitung in den Entwicklungsländern und — von den westlichen Industrieländern in den 
Dialog einzuführen — Rohstoffinvestitionen in der Dritten Welt.
Den Abschluß bildet die Feststellung: Die alte Rohstoffordnung, unter der einige 
Dutzend westlicher Bergbaukonzerne die effiziente Versorgung der Weltwirtschaft 
sicherten, existiert nicht mehr. Die Aufgabe der Rohstoffversorgung läßt sich künftig nur 
innerhalb einer neuen Rohstoffordnung lösen, die auch den Interessen der Entwicklungs-
länder angemessen Rechnung trägt und deshalb von ihnen als legitim anerkannt und 
mitgetragen wird. Eine solche Teilordnung in dem auch psychologisch so wichtigen 
Rohstoffbereich könnte ein wesentlicher Schritt zu einer umfassenden Ordnung der 
Nord-Süd-Kooperation sein, in der alle Beteiligten Verantwortung übernehmen für die 
gemeinsamen Ziele des stabilen Wachstums und der beschleunigten Entwicklung in der 
Weltwirtschaft.

Otto Matzke: Entwicklungspolitik als gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Die Ver-
flechtung mit der Dritten Welt und die Öffnung der Märkte

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/79, S. 16—29

Entwicklungspolitik setzt einen weitgehenden Konsens breiter Schichten der Bevölke-
rung und ihrer gesellschaftlichen Gruppen sowie der Parteien voraus. Das gilt insbeson-
dere für entwicklungspolitisch wirksame Maßnahmen, welche über die Kapital- und 
technische Hilfe hinausgehen. Das Hauptbeispiel für solche Maßnahmen stellt der Abbau 
von Einfuhrschranken dar, da er Opfer an eigener Produktionsstruktur beinhaltet und 
daher Arbeitnehmer, Unternehmer und Landwirte in ihrer Existenzgrundlage bedrohen 
kann.
Das Problem der Marktöffnung ist unter dem Aspekt -der globalen Interdependenz der 
armen und der reichen Länder zu sehen: Einerseits stellt der Wohlstand der Industrie-
länder eine unerläßliche Voraussetzung für jede Hilfe an die Dritte Welt dar. Anderer-
seits ist aber auch ein unaufhaltsamer Prozeß zunehmender Abhängigkeit der reichen 
Länder von den armen in Gang gekommen, so daß manche Forscher bereits vom „Süden 
als Wachstumsmaschine" sprechen.
In einer marktwirtschaftlich, aber mit dem Korrektiv des Sozialen gesteuerten Weltwirt-
schaft stellt die Forderung der Entwicklungsländer auf Marktöffnung die berechtigtste 
aller Forderungen dar.
Weitergehende Marktöffnung setzt insbesondere den Konsens der Gewerkschaften vor-
aus. Diese haben sich zwar aus Solidarität zu den Entwicklungsländern ausdrücklich zur 
Liberalisierung des Handels bekannt, fordern aber die Einhaltung eines „Minimums an 
gerechten Arbeitsnormen" seitens der exportierenden Entwicklungsländer. Diese Forde-
rung soll durch Vereinbarung von „Sozialklauseln" durchgesetzt werden.
Die führenden Politiker aller Parteien plädieren für eine Politik weiterer Marktöffnung 
(„Verkaufen kann man nur, wenn andere auch kaufen können"), verkennen aber nicht 
die Notwendigkeit eines ständigen, mit Opfern verbundenen Strukturwandels.
Besondere Schwierigkeiten für eine weitere Marktöffnung bestehen auf dem Gebiet der 
Landwirtschaft.



Franz Nuschelei: Das entwicklungspolitische „Kongreß-Mandat" von 1973. Die 
„Grundbedürfnisse" der „armen Mehrheit" in der US-amerikanischen Entwick-
lungsstrategie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/79, S. 30—46

Die US-amerikanische Entwicklungspolitik steht seit dem Auslandshilfe-Gesetz von 1973 
unter dem Gebot „neuer Richtlinien" und unter dem Anspruch einer „neuen Politik". 
Mit „1973“ begann in den USA eine neue entwicklungspolitische Zeitrechnung. Das soge-
nannte „Kongreß-Mandat" (von 1973) verpflichtete die Agency for International Deve-
lopment (AID) auf eine Politik für die „Grundbedürfnisse" der „armen Mehrheit" in der 
Armen Welt. Die OECD erklärte 1977 diese „Grundbedürfnisstrategie" zur gemeinsamen 
Richtlinie der westlichen Entwicklungshilfepolitik. Die Studie untersucht, wie es zur 
entwicklungsprogrammatischen Wende von 1973 kam und wieweit die „Litanei der 
neuen Richtlinien“ tatsächlich zur Richtschnur des entwicklungspolitischen Handelns der 
AID wurde. Sie zeigt Veränderungen in den Programmen und regionale Schwerpunkt-
verlagerungen und kommt zu dem wenig ermutigenden Ergebnis, daß das „Kongreß- 
Mandat" zwar etwas Neues wollte, aber für die „arme Mehrheit" in der Dritten Welt 
wenig Neues bewirkte. Die außen- und außenwirtschaftspolitischen Interessen der 
USA verhindern eine wirklich entwicklungsorientierte Entwicklungspolitik, ganz abge-
sehen von der mangelnden Bereitschaft in Kongreß und Öffentlichkeit, mehr in eine 
Aufgabe zu investieren, deren politische und wirtschaftliche Dividende unsicher ist. 
Die Studie weist auch nach, daß die mit AID-Daten gefütterte Imperialismuskritik hier-
zulande gelegentlich neuere Entwicklungen und simple Größenordnungen nicht zur 
Kenntnis nimmt.
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